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Große Mobilisierung 
für Lohnfortzahlung 
und Flächentarif
Nach Spitzengespräch wieder regionale 
Verhandlungen in der Metallindustrie
Tagelang war unklar, ob der Aktionstag 
der IG Metall für die volle Lohnfort- 
Zahlung bei Krankheit am 24. Oktober 
stattfinden würde oder nicht. Auf das 
Scheitern des Spitzengesprächs hin 
legten dann doch am nächsten Tag meh­
rere hunderttausend Beschäftigte der 
Metall-, Elektro- und Stahlindustrie 
die Arbeit nieder, viele nahmen an ge­
werkschaftlichen Protestkundgebun­
gen teil. Mehr als 10.000 Beschäftigte 
haben sich im Zug der Auseinanderset­
zung um die Lohnfortzahlung der IG 
Metall neu angeschlossen.

In Baden-Württemberg sind erstmals 
die Tarifkommissionen aller DGB-Ge- 
Werkschaften zusammengetreten, um^ 
ihr Vorgehen gegen die Kürzung der 
Lohnfortzahlung zu koordinieren. Die 
Unternehmen, ihre Verbände und die 
Bundesregierung müssen zur Kenntnis 
nehmen: Der Widerstand gegen die Kür­
zung der Lohnfortzahlung ist kein 
pflichtgemäßes Strohfeuer, das bald in 
sich zusammenfällt; sondern Beleg­
schaften und Gewerkschaften kämpfen 
im Bewußtsein, daß hier eine wichtige 
Entscheidung über die Rechte der ab­
hängig Beschäftig­
ten fällt.

Trotz verbreiteter 
interner Kritik hat­
te sich der Vorstand 
der IG Metall auf 
ein Spitzenge­
spräch über ein 
»Gesamtpaket“ 
eingelassen. Neben 
der Lohnfortzah­
lung ging es um Ur­
laubs- und Weih­
nachtsgeld, Fort­
führung des Be­
schäftigungssiche­
rungstarifvertrags 
(Stichwort Arbeits­
zeitverkürzung 
°hne Lohnaus­
gleich), neue Altersteilzeit sowie Lohn­
end Gehaltsentwicklung 1997.

Geplatzt sind die zentralen Verhand­
lungen über die Lohnfortzahlung und 
das Urlaubs- und Weihnachtsgeld. Bei 
der Lohnfortzahlung hätte die IG Me­
tall auf die Einberechnung der Über­
stunden verzichtet.

Das war Stumpfe von Gesamtmetall 
nicht genug. Er forderte die Herausnah­
me weiterer Lohnbestandteile, was die 
Lohn Fortzahlung auf unter 90% ge­

Thyssen, Duisburg, 24. Oktober

drückt hätte. Für eine Erhöhung der 
Löhne und Gehälter entsprechend der 
Teuerung und für das „Auftauen“ des 
1994 eingefrorenen Weihnachts- Und 
Urlaubsgeldes verlangte Gesamtmetall 
„Gegenleistungen“: Weihnachts- und 
Urlaubsgeld sollten auf das Niveau von 
tariflosen Bereichen abgesenkt werden 
- nach Pressemeldungen um 43%. Da­
mit wäre die Lohn- und Gehaltsent­
wicklung unter dem Strich auch nomi­
nal negativ geworden.

Das Spitzengespräch war gescheitert 
und damit auch der Anlauf des IGM- 
Vorstands für ein neues kleines „Bünd­
nis für Arbeit“: Lohnzurückhaltung 
und beschränktes Nachgeben bei der 
Höhe der Lohnfortzahlung gegen 
grundsätzliche Anerkennung der 100% 
vom Normallohn und Altersteilzeit als 
Maßnahme zur Beschäftigungssiche­
rung.

Stumpfe hat angedroht, daß die Ge­
samtmetall-Seite auch in regionalen 
Verhandlungen bei der Lohnfortzah­
lung hart bleiben werde. Jetzt solle je­
des Unternehmen selbst entscheiden, 
wie es bei der Lohnfortzahlung verfah­
re und evtl, mit dem Betriebsrat eigene 

Regelungen tref­
fen. Möglicherwei­
se werde die Lohn­
fortzahlung . (und 
die Altersteilzeit) 
überhaupt nicht 
mehr tariflich ver­
einbart. Damit sei 
der Flächentarif in 
wichtigen Punkten 
am Ende.

Daimler-Benz 
und andere sind 
mit ihrem Vorstoß, 
die Lohnfortzah­
lung konzernweit 
auf 80% zu kürzen, 
aber bei den Beleg­
schaften aufgelau­
fen und sind jetzt 

vorsichtiger. Ihre Lust auf betriebliche 
Tarifpolitik ist abgekühlt. Sie wollen in­
zwischen wieder eine einheitliche tarif­
liche Regelung.

Jetzt wird wieder regional verhandelt, 
und beide Seiten wollen am 7. Novem­
ber in Nordwürttembcrg-Nordbaden 
einen Pilotabschluß für die ganze Bran­
che anstreben. In Bayern droht die IG 
Metall mit einem regulären Streik für 
die volle Lohnfortzahlung ab März 
1997. (rok)

Proteste beim CDU-Parteitag in Hannover: 1.2D0 Bauern protestierten zu Beginn gegen die Senkung 
ihrer Einkommen. Auch der DGB und ein „Bündnis gegen Sozialabbau“ protestierte, hier kamen 500.

Bayerns SPD stützt Revanchisten
Streit beim „BdV“: CDUIer contra extrem rechte Leute

Nachdem der bayerische Ministerpräsi­
dent die Verhandlungen über die 
deutsch-tschechische' Erklärung seit 
Monaten hintertreibt und jetzt die Li­
nie eingeschlagen hat, daß eine solche 
Erklärung kurzfristig gar nicht nötig 
sei, sondern auch erst in einigen Jahren 
abgeschlossen werden könne, hat die 
bayerische Sozialdemokratie nicht 
ihren Widerstand gegen Stoiber ver­
stärkt, sondern jetzt faktisch die alte 
Position Stoibers übernommen.

Erstmals nach 20 Jahren kam es zwi­
schen der bayerischen SPD und dem 
Bundesverband der Vertriebenen zu ei­
nem Spitzengespräch, in dem die SPD 
auch dafür plädierte, daß das Wort „Ver­
treibung“ in der Erklärung vorkommen 
müsse: „Was Unrecht ist, muß Unrecht 
genannt werden“.(l).

Damit gibt es eine große Koalition in 
Bayern gegen die Tschechen. Ein politi­
sches Ereignis mit fatalen Folgen. Nach­
dem die Sozialdemokraten in den 50er 
Jahren den Aufbau derVertriebenenver- 
bänden entscheidend mitgetragen ha­
ben, nahmen sie in den 70er und 80er 
Jahren kritische Positionen ein. Seit ge­
raumer Zeit setzt in der Vertriebenen- 
politik eine Rechtsentwicklung ein. In 
einer wichtigen außenpolitischen Frage 
ist die SPD erneut eingebrochen. Rena­
te Schmidt, die die SPD-Verhandlungen 
führte, ist SPD-Vorstandsmitglied.

Diese politische Untat der SPD 
kommt zu einem Zeitpunkt, wo der po­
litische Gegner sich offene Blößen gibt.

Demonstration am 16. 
November in Wurzen: 

„Kampf den braunen 
Zonen - den rechten 
Konsens durchbrechen! 
Keine Räume 
für Faschisten!“ 
14 Uhr, Bahnhof Wurzen

Seit Monaten wirkt die CDU-Führung 
unter anderem über die CDU-Bundes­
tagsabgeordneten Koschyk und Dr. 
Wittmann (Präsident des BdV) darauf 
hin, daß sich die Vertriebenenverbände 
in der Öffentlichkeit etwas moderater 
geben. Das Gegenteil ist aber der Fall. 
Das hängt damit zusammen, daß die 
ganz rechten Kräfte da nicht mitspielen, 
insbesondere derVizepräsident des BdV, 
Dr. Paul Latussek. Er war auf der Bun­
desversammlung des BdV mit Bundes­
präsident Herzog aneinander geraten. 
Jetzt gab er dem „Schlesier“ ein Inter­
view, in dem er über Streitereien in den 
Vertriebenenverbänden berichtet. Auf 
die Frage, ob er sich bei den Bundes­
tagswahlen 1998 unabhängig von der 
CDU/CSU eine „Plattform im Bundes­
tag“ verschaffen wolle, antwortet er: 
„Ob sich eine neue demokratische Par­
tei durchsetzen kann, die von einer na­
tionalen Sachpolitik getragen, genü­
gend Stimmen bekommt, um die Fünf- 
Prozent-Klausel zu überspringen, ist von 
vielen Faktoren abhängig.“ (2) Hier wird 
wieder deutlich, daß die Vertriebenen­
verbände ein wichtiges Scharnier zwi­
schen Konservativen und Rechtsextre­
men sind. Daß die Vertriebenenverbän­
de für den Aufbau einer neuen oder die 
Stärkung einer bestehenden rechten 
Partei ins Spiel gebracht werden, ist 
schon ein starkes Stück und Grund ge­
nug, den Widerstand gegen revanchisti­
sche Politik zu verstärken. (jöd)
(1) Süddeutsche Zeitung, 24.10.96; (2) Der 
Schlesier, Nr. 43,25.10.96

OFFENE GRENZEN + + + 
BLEIBERECHT FÜR ALLE

Bundesweite Demon* 
stration 2. November, 
13 Uhr, Lübeck, Koberg
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AKTUELL IN BONN

Eurofighter-Entscheidung?
Am 14. November soll sich der Haus­
haltsausschuß des Bundestags noch ein­
mal mit dem Ansatz im Bundesetat 1997 
für den „Eurofighter“ befassen. Die 
DASA verlangt eine Erhöhung der Mit­
tel von jetzt 100 Mio.DM auf 600 bis 700 
Mio. DM. Sonst drohten angeblich 
„schwerwiegende Konsequenzen“. Der 
Daimler-Benz-Konzem und 35 andere 
Rüstungsfirmen in der BRD wollen An­
fang 1997 mit der Serienvorbereitung 
beginnen, der Stückpreis soll bei enor­
men 125 bis 130 Millionen DM je 
Kampfflugzeug liegen - weitere Preis­
steigerungen in Zukunft sind sicher.

Grüne gegen Rüstungsexport 
in die Türkei
Die Fraktion von Bündnis 90/Die Grü­
nen im Bundestag hat die Bundesregie­
rung aufgefordert, die Hermes-Bürg­
schaft für die Lieferung von 90 gelän­
degängigen Militärlastwagen vom Typ 
Unimog an dieTürkei die eine bereits er­
folgte Genehmigung für die Rüstungs­
lieferung zurückzunehmen. (Ds. 
13/5786): „Bemühungen um eine fried­
liche Lösung in Kurdistan werden durch 
solche Lieferungen unverantwortlich 
konterkariert“. Die Darstellung der 
Bundesregierung,deutsche Waffen wür­
den im Krieg der türkischen Armee ge­
gen die Kurden nicht verwendet, sei 
„wenig glaubhaft“. Laut Angaben der 
Bundesregierung beliefen sich die ge­
samten Rüstungsexporte deutscher 
Behörden und Firmen an andere Staa­
ten 1995 auf 1,98 Milliarden DM.

Stoiber contra Tschechen
In Abstimmung mit dem revanchisti­
schen Vertriebenenverband hat sich der 
bayerische Ministerpräsident Stoiber 
gegen eine baldigeVerabschiedung einer 
deutsch-tschechischen „Aussöhnungs­
erklärung“ ausgesprochen. Nachdem 
Kohl, Herzog und Kinkel ihr Interesse 
an der baldigen Verabschiedung der Er­
klärung bekundet hatten, verlautete am 
23.10. von Stoiber: „Wenn es jetzt keine 
Erklärung gibt, gibt es halt eine im Ja­
nuar oder Februar oder in einem, zwei 
oder auch fünf Jahren“. BDV und CSU 
verlangen u.a. von der tschechischen Re­
gierung, daß sie die Aussiedlung der Su­
detendeutschen nach 1945 als „Vertrei­
bung“ verurteilt - was Regreßforderun­
gen nach sich ziehen würde - und Ex- 
Sudetendeutschen ein „Rückkehr­
recht“ plus Anspruch auf früheres Ei­
gentum einräumt. Offenbar beurteilt 
man bei der CSU die Aussicht skeptisch, 
diese Anmaßungen schnell durchsetzen 
zu können, und will den tschechischen 
Widerstand langsam zermürben.

Bundesrat: Deserteure 
endlich rehabilitieren!
Mit der Mehrheit der rot-grün regierten 
Bundesländer hat der Bundesrat am 18. 
Oktober eine Entschließung verab­
schiedet, in der die Opfer des NS-Mi- 
litärjustiz rehabilitiert werden und die 
Bundesregierung aufgefordert wird, 
diese zu entschädigen. Die Verurteilun­
gen in der NS-Zeit seien „von Anfang 
an Unrecht gewesen“. Im Bundestag 
blockieren die Regierungsparteien im 
Rcchtsausschuß ähnliche Anträge der 
Opposition hartnäckig.

Lohnfortzahlung: 
Keine Kürzung für Beamte
Die Regierungsparteien werden die von 
Ruten für Arbeiter und Angestellte 
schon beschlossene Kürzung der Lohn­

fortzahlung für Beamte nicht durch­
kriegen. Am 18. Oktober lehnte die rot­
grüne Mehrheit im Bundesrat einen Ge­
setzentwurf des Bundestags erneut ab. 
Bei der Lohnfortzahlung für Beamte ha­
ben die LänderVetorecht,bei der für Ar­
beiter und Angestellte nicht. Damit 
hängt auch die Absicht der Regierung, 
im öffentlichen Dienst durch Senkung 
der Lohnfortzahlung den Kapitalisten 
bei ihrem Angriff zu helfen, in der Luft. 
Probleme haben die Regierungspartei­
en auch damit, daß ihre schon beschlos­
sene Kürzung selbst für schwanger­
schaftsbedingte Erkrankungen gilt. Ein 
Antrag Bayerns,isoliert für diese Perso­
nen die volle Lohnfortzahlung wieder 
herzustellen, fiel im Bundesrat durch.

Waigels Steuergesetz 1997
Der Finanzausschuß des Bundestags hat 
die Beratungen über das „ Jahressteuer­
gesetz“ beendet. Damit läuft die Vermö­
genssteuer zum Jahresende aus, eine 
Entlastung für Firmen und Reiche von 
über 8 Mrd. DM pro Jahr wäre die Fbl- 
ge, wenn der Bundesrat nicht noch Än­
derungen erreicht. Bei der Erbschafts­
steuer werden Grundstücke nur zu 50% 
des Verkehrswerts veranschlagt - noch 
ein Bonbon für reiche Erben. Bei Ehe­
gatten bleiben zusätzlich 600.000 DM 
steuerfrei, bei Kindern 400.000 DM. Da 
die Bewertung von Haus- und Grund­
besitz zu den bislang geltenden skan­
dalös niedrigen „Einheitswerten“ nicht 
mehr zulässig ist, steigt das Aufkommen 
an Erbschaftssteuer trotzdem. Der für 
niedrige Einkommen wichtige Grund­
freibetrag in der Einkommenssteuer 
bleibt unverändert, nur Kindergeld und 
Kinderfreibetrag werden geringfügig 
erhöht. Die Besteuerung von Firmen­
wagen wird nicht geändert. Hier hatten 
Firmen und Firmenwagennutzer gegen 
eine geringfügige Anhebung seit 1.1.96 
heftig protestiert, Bayern und Baden- 
Württemberg eine Rücknahme der Er­
höhung verlangt - erfolglos. Der Freibe­
trag für Dienstboten wird dagegen wie 
geplant auf 24.000 DM verdoppelt.

Kassen contra Seehofer
Mit vehementem Protest haben die Ver­
treterversammlungen der gesetzlichen 
Krankenkassen auf die von Seehofer 
angekündigte „3. Stufe der Gesund­
heitsreform“ reagiert. Die Regierung 
verabschiede sich von einer sozialen 
Krankenversicherung, fördere „syste­
matisch die Entsolidarisierung ... und 
die weitere Privatisierung von Gesund­
heitsrisiken.“ Im Namen ihrer 27 Mio. 
Mitglieder kündigen die Vertreterver­
sammlungen an, sie würden sich nicht 
„zum Handlanger einer Kostendämp­
fungspolitik allein auf dem Rücken der 
kranken Versicherten machen lassen“. 
Seehofer solle stattdessen die Beitrags­
kürzung für Arbeitslose und ähnliche 
von der Regierung veranstalteten „Ver­
schiebebahnhöfe“ rückgängig machen.

Was kommt demnächst?
Am 7.11. berät der Bundestag das 
Jahressteuergesetz 1997 sowie erneute 
Kürzungen in der Arbeitslosenversiche­
rung. Auf der TO stehen weiter der Be­
richt des Wehrbeauftragten, Anträge 
von PDS und Grünen zur Abschaffung 
der Wehrpflicht und das „Landwirt­
schaftsanpassungsgesetz“ gegen LPG- 
Nachfulgeuntemehmen. Am 7.11. geht 
es weiter mit dem Bericht der Gauck- 
Behörde. CDU und FDP wollen ihren 
Antrag zur Änderung von GG-Artikel 
10 für den „Lauschangriff“ einbringen. 
Am 18.11. reist Herzog nach China.

Grüne und PDS gegen Staatsgelder 
für die „Vertriebenenverbände“
B’90/Grüne: „Keine Vollfinanzierung der Vertriebenenlobby“
Zu den Haushaltsberatungen im Innen­
ausschuß hat die Abgeordnete Annelie 
Buntenbach, B.’90/Die Grünen erklärt:

Trotz knapper Kassen will die Koaliti­
on 1997 mehr Geld für die Vertriebe­
nenverbände ausgeben. Weit über 50 
Mio. DM, zuzüglich umf angreicher Pro­
jektförderungen, sieht der Bundeshaus­
halt für die Lobbyarbeit der Verbände 
vor.Wir haben daher heute mehrere Än­
derungsanträge und Kürzungsvor­
schläge in den Innenausschuß einge­
bracht.

Es ist skandalös, daß die Bundesregie­
rung den Bund derVertriebenen (BdV), 
der kaum mehr Eigenmittel aufbringen 
kann, durch eine hundertprozentige in­
stitutionelle Förderung als politischen 
Faktor aufrechterhält. Die Blockade der 
deutsch-tschechischen Schlußstricher­
klärung durch den BdV wird somit zum 
Eigentor der Koalition.

Besonders der Einsatz der Lands­
mannschaften als Mittler von Minder­
heitenprojekten des Bundesinnenmini­
steriums in den ehemals deutschen Ost­
gebieten birgt nicht zu unterschätzende 
Gefahren für die bundesdeutsche 
Außenpolitik, wenn die Verbände 
gleichzeitig massive Forderungen nach 
Rückkehrrecht, Eigentumsrückgabe

PDS: „Keine 30 Millionen DM für revanchistische Politik!“
Zur finanziellen Unterstützung der Ver­
triebenenverbände aus dem Bundesetat 
erklärte die innenpolitische Sprecherin 
der PDS-Bundestagsgruppe Ulla Jelpke:

Die Gruppe der PDS hat die Präsiden­
tin des Bundesrechungshofs, Frau Hed- 
der von Wedel, in einem Schreiben auf­
gefordert, die Vergabe von Bundeshaus­
haltsmitteln an den Bund derVertriebe­
nen (BdV) und an die in ihm organisier­
ten Landesverbände und Landsmann­
schaften überprüfen zu lassen.

Wir hegen begründete Zweifel an der 
Gemeinnützigkeit des BdV.

Bereits in Oktober 1991 hatte der Bun­
desfinanzgerichtshof (BFH) erklärt, daß 
die in den Satzungen des BdV festge­
schriebenen Ziele der „Wiedervereini­
gung mit den Vertreibungsgebieten“ 
oder der „Eingliederung der Vertrei­
bungsgebiete“ für die Gemeinnützig­
keit eines Vertrieb enenverbandes 
schädlich sind (vgl. hierzu Kleine An­
fragen der PDS: DS. 13/4820,13/5268, 
13/4565).

In den letzten Jahren erhielten die Ver­

Das Jahrostrollon 1995 dor „Sudotondoutschon Landsmannschaft“

und Volksgruppenrechten für rückkeh-1 
rende Vertriebene stellen. Auch die * 
deutschstämmigen Minderheiten selbst 
geraten so in eine politische Abhängig­
keit der Mittler. Nur die deutschstäm- i 
mige Minderheit in Tschechien konnte 
sich bislang vom Einfluß der Sudeten-1 
deutschen Landsmannschaft befreien | 
Die Kontrolle über die deutsch-tsche-1
chischen Begegnungszentren, ur-. 
sprünglich ein Projekt der Landsmann-' 
schäft, übt heute die deutsche Botschaft
in Prag aus.

Mit steigenden Beträgen wird auch die 
kulturpolitische Arbeit der Verbände, 
ihrer Stiftungen und Institutionen fi' 
nanziert. Das nachlassende Bedürfnis 
und Engagement der Erlebnisgenerati­
on wird in diesem Bereich durch zuneh' 
mende hauptamtliche Kräfte ausgegl*' 
chen. So entsteht eine ideologisierte 
Traditionsbewahrung, die den heutige 
Bedürfnisstrukturen und der neuen p0' 
litischen Situation nicht mehr gereeb 
wird. .

Wir fordern die Bundesregierung au*« 
statt der Vollfinanzierung der Vertrieb*' 
nenlobby die Mittelkürzungen in d* 
Aussiedlerintegration zurückzuneb 
men und zum Beispiel mehr Sprach' 
kurse anzubieten.
Pressemitteilung Annelie Buntenbach, 16.1^

triebenenverbände ca. 25 - 30 Million^ 
aus dem Bundeshaushalt. Im jetzt voT' 
liegender Haushaltsentwurf erreich^ 
die finanzielle Unterstützung mit 31/ 
Millionen Rekordhöhe. Für den Bd^ 
sind 3.798.000 Mark institutionelle un*> 
23.680.000 Mark Projektförderung vor 

, gesehen. Haushaltsposten zur Unter 
Stützung revanchistischer und gr 
schichtsrevisionistischer Politik. Nad1 
wie vor von den Vertriebenenverbände*1 
so betrieben.

Die PDS-Bundestagsgruppe hat Io' 
nenausschuß und Bundesrechnungshof 
eine Dokumentation vorgelegt, in dd 
die rassistischen antisemitischen, ver 
fassungsfeindlichen und Völkerrechts' 
widrigen Postionen, die in den Publikö' 
tionsorganen der Landsmannschaften 
zu finden sind, nachgelesen werde*1 
können. Diese Dokumentation kann auf 
Anfrage versandt werden. Darüber hin' 
aus beantragten wir für das kommend* 
Haushaltsjahr die Streichung der Gel' 
der für den BdV, seine Landesverband* 
und Landsmannschaften.
Presssemitteilung, 23.10.96, U. Jelpke
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400.000 beteiligten sich am 24. Oktober am Aktionstag der IG Metall gegen die Angriffe auf die Lohnfortzahlung. Bild: Mercedes-Benz in Bremen.

DGB: Die „Stuttgarter Erklärung“
Widerstand gegen Lohnkürzung bei Krankheit • 
Sicherung der Lohnfortzahlung in den Tarifverträgen
Erstmals in der Geschichte des DGB Ba­
den-Württemberg hat eine gemeinsame 
Sitzung aller Tarifkommissionen der 
Einzelgewerkschaften stattgefunden, um 
ein gemeinsames Vorgehen zur Verteidi­
gung der Lohnfortzahlung abzuspre­
chen: Detlef Hentsche, Vorsitzender der 
IG Medien, wies darauf hin, sozialer 
Schutz, wie die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall, gehöre auch zur Würde 
des arbeitenden Menschen und sei ein 
Stück Freiheitsverbürgung. Er forderte 
auf, sich an betrieblichen Prostestaktio- 
nen zu beteiligen. Das sei die einzige 
Sprache, die Unternehmer und Politiker 
verstünden, wie das Beispiel und der Er­
folg der Daimler-Belegschaft gezeigt hät­
ten. Die Versammlung beschloß einstim­
mig die folgende Erklärung.

Langfristige Weichenstellungen durch 
politische Entscheidungen dieser Bun­
desregierung sind die Ursachen von Mas­
senarbeitslosigkeit und Massenverar- 
mung, Überlastung der sozialen System, 
sozialem Ungleichgewicht, Beschäfti­
gungskrise und beruflicher Perspektivlo- 
sigkeit vieler junger Menschen.

Durch den systematischen Abbau des 
Sozialstaates und die daraus resultieren- 
de^gesellschaftliche Schieflage ist die De­
mokratie in hohem Maße gefährdet.

Umverteilung von unten nach oben,Ver­
lagerung der gesellschaftlichen Lasten 
auf die unteren Einkommen, Abbau des 
sozialen Netzes und Ausgrenzungen, 
Zurückdrängen der Arbeitnehmer­
schutzrechte und jüngst die gesetzliche 
Kündigung der Lohnfortzahlung bei 
Krankheit und die Verschlechterungen im 
Kündigungsschutz für Millionen von Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer ha­
ben den Boden bereitet, der die Arbeitge­
ber ermutigte, Tarifverträge und die Ta­
rifautonomie in Frage zu stellen. Sie 
mißachten tarifliche Regelungen undVer- 
einbarungen. Sie stören den Betriebsfrie­
den und richten unübersehbaren wirt­
schaftlichen Schaden an.

Mit diesem Verhalten stellen die Ar­
beitgeber die Grundelemente unserer 
staatlichen Ordnung in Frage. Sie wen­
den sich erklärterweise von den Recht­
sprinzipien dieses Staates (geschlossene 
Vorträge sind zu halten) ab. Wer sich auf 
einen solchen Weg begibt, hat ein gestör­
tes Verhältnis zu den verfassungsrecht­
lich verankerten Grundwerten unseres 
Gemeinwesens oder strebt eine andere 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
an. Dieser Provokation müssen die DGB- 
Gewerkschaften geschlossen entgegen­
treten.

Die .Tarifkommissionsmitglieder der 

DGB-Gewerkschaften in Baden-Würt­
temberg erklären übereinstimmend:
□ Die 100%ige Lohn- und Gehaltsfort­
zahlung bei Krankheit ist ein Sozial­
staatsgebot, das wir verteidigen müssen.
□ Wir werden dem provozierenden und 
empörenden Verhalten der Arbeitgeber 
wirksame Maßnahmen der Gegenwehr 
entgegensetzen.
0 Angriffen auf die Lohnfortzahlung be­
gegnen wir gemeinsam.
0 Alle Kräfte werden mobilisiert sowie 
alle politischen Möglichkeiten und Maß­
nahmen ausgeschöpft, um tarifliche Re­
gelungen abzusichem.

Es besteht Übereinstimmung, daß nie­
mand Verträge oder Vereinbarungen auf 
betrieblicher Ebene schließt, die den bis­
herigen Zustand verschlechtern.

Die Mitgliedsgewerkschäften sind auf­
gefordert, gemeinsam Eckpunkte für 
eventuelle Tarifgespräche zu vereinba­
ren, die auch als Leitlinien für Tarifver­
handlungen gelten.

In allen Tarifverträgen ist an der seit­
herigen 100%igen Lohn- und Gehalts­
fortzahlung im Krankheitsfall festzuhal­
ten bzw. die 100%ige Lohn- und Ge­
haltsfortzahlung im Krankheitsfall zu 
vereinbaren, soweit dies noch nicht erfogt 
ist.

Die Anrechnung von Urlaub auf die 
Lohnfortzahlung muß zurückgenommen 
werden. Die Aufrechnung von eigenstän­
digen Tarifregelungen gegeneinander ist 
unzulässig und stellt einen schweren Ein­
griff in die Tarif autonomie dar.

Die Wiederherstellung des Kündi­
gungsschutzes für alle Arbeitnehmerin­
nen ist durch Tarifvertrag zu regeln.

Die Tarif autonomie wird mit allen Mit­
teln gegen Eingriffe verteidigt.

Die Arbeitgeber werden aufgefordert, 
sich zum Verfassungsgebot der Vertrags­
treue zu bekennen, den Rechtsfrieden 
wieder herzustellen und auf der Grund­
lage von Verhandlungen Problemlösun­
gen anzustreben.

Die Gewerkschaften waren und sind 
bereit, an Programmen zur Humanisie­
rung der Arbeit mitzuwirken mit dem 
Ziel, zur Absenkung von Krankenständen 
und damit Verminderung von Fehlzeiten 
beizutragen. Häufig hat Krankheit seine 
Ursachen in der Arbeitsbelastung und im 
Arbeitsumfeld. Es ist deshalb unerträg­
lich, daß Menschen, die ihre Gesundheit 
in der Arbeitswelt opfern, bei Krankheit 
durch Lohnabschläge bestraft werden.

Die Bundesregierung hat mit dem soge­
nannten arbeitsrechtlichen Beschäfti­
gungsförderungsgesetz entscheidend zur 
Eskalation in der Auseinandersetzung 
um die Lohnfortzahlung bcigetragen.Der 

DGB darf deshalb die Regierungskoaliti­
on aus CDU/CSU und FDP nicht aus ih­
rer Verantwortung entlassen.

Die Bundesregierung wird aufgefor­
dert, die Politik der Konfrontation und 
der falschen Weichenstellungen umfas­
send zu korrigieren. Sie wird aufgefor­
dert, das ungerechte und unsoziale 
„Sparpaket“, auch* bekannt als „Gesetz 
zur Förderung von Wachstum und Be­
schäftigung“ , das einzig und allein zu La­
sten der Arbeitnehmerinnen geht, 
zurückzunehmen.

Anläßlich der nächsten Bundestags­
wahl sind alle Abgeordneten entspre­
chend ihrem Verhalten gegenüber Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmern zu be­
werten und den Wählerinnen und 
Wählern bekannt zu machen.

Notwendige Reformen der Sozialsyste­
me müssen solidarisch, unter Einbezie­
hung aller gesellschaftlichen Gruppen, 
aller Einkommen und voller Einkom­
menshöhe erfolgen. Sie müssen zur Über­
windung der Arbeitslosigkeit führen. 
Durch die Überwindung der Arbeitslo­
sigkeit werden die Sozialsystem lei­
stungsfähig erhalten und gesichert. Ge­
samtgesellschaftliche Probleme dürfen 
nicht einzelnen Gruppen aufgelastet 
werden. Im Zusammenwirken aller Ver­
antwortlichen müssen solidarische Lö­
sungen gesamtgesellschaftlicher Fragen 
gefunden werden. Deshalb sind versiche­
rungsfremde Leistungen aus den bei­
tragsabhängigen Sozialsystem herauszu­
nehmen und über Steuern zu finanzieren.

Eine Politik des sozialen Ausgleichs 
kann nicht einer einseitig orientierten 
Regierung überlassen bleiben. Deshalb 
fordern wir die Einbeziehung der Kir­
chen, der Jugend-, Frauen- und Wohl­
fahrtsverbände in die Diskussion einer 
gerechten Erneuerung des Sozialstaates. 
Diese Stuttgarter Erklärung der baden- 
württembergischen Tarifkommissionen 
ist Handlungsauftrag für den DGB-Lan- 
desbezirk, alle seine Untergliederungen 
und die Mitgliedsgewerkschaften. 
Aktionsplan: Der Kampf um die Lohn­
fortzahlung wird in den Betrieben ge­
führt. Er wird durch außerbetriebliche 
Maßnahmen und gemeinsame Aktionen 
unterstützt. Hierzu zählen: (...) *4-8.11.: 
Geplante Aktionswoche, wenn Verhand­
lungen scheitern. • Bundesweiter Akti­
onstag aller Gewerkschaften,Vcröffcntli- 
chug über dieVcrtragsbrecher,Herausho- 
lcn aus der Anonymität, Protestveran­
staltungen vor den Betrieben, Demon­
strationen und Mahnwachen, Aktionsta­
ge aller Gewerkschaften in Gemein- 
den/Städten, wenn das Scheitern der Ver­
handlungen erklärt ist.

Protest gegen 
Zumutungen der 
Druckindustrie
Der erste Termin für den Manteltarif­
vertrag in der Druckindustrie am 22. 
Oktober in Hamburg endete, bevor die 
Verhandlungen überhaupt begonnen 
hatten. Über hundert Kolleginnen und 
Kollegen wollten den Vertretern des 
Bundesverbandes Druck eine Resoluti­
on überreichen, in der sie ihren Protest 
gegen die Forderungen der Druckkapi­
talisten zusammengefaßt hatten. An den 
Tagen zuvor hatten in zahlreichen Be­
trieben spontane Arbeitsniederlegun­
gen, kollektives Aufsuchen des Be­
triebsrates, Flugblatt- und Unterschrif­
tenaktionen stattgefunden. Die Druck­
kapitalisten wollten die Resolution 
nicht entgegennehmen, und sie waren 
auch nicht bereit, mit den Delegationen 
aus den Betrieben zu sprechen, sie ver­
ließen schnurstracks den Verhandlungs­
raum und brachen die Verhandlungen 
ab, ehe auch nur die Begrüßungsworte 
gesprochen waren.

Der Zorn der Beschäftigten in den 
Druckbetrieben war noch gewachsen, 
nachdem die Arbeitgeber am 21.10. ihre 
Forderung nach „Reform des Flächen­
tarifvertrags“ durch 6 Eckpunkte kon­
kretisierten. Die Kapitalisten wollen: 
0 Samstag soll Regelarbeitszeitwerden, 
ohne Zuschläge, ohne Freiwilligkeit. 
0 Verlängerung der individuellen Ar­
beitszeit und Wegfall der Befreiungen 
für besonders belastete Beschäftigte, so 
die bezahlten Pausen im 3-Schichtbe- 
trieb, Altersfreizeit, Bildschirmpausen, 
die freien Tage für die Beschäftigten, die 
in besonderem Maße durch Lösemittel 
belastet sind (Toluol im Tiefdruck). 
0 Die Berechnungsgrundlage für alle 
Leistungen soll nicht mehr der tatsäch­
liche Lohn, sondern das nackte Tarifge­
halt ohne Zuschläge und Überstunden 
sein. Bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall wäre das besonders per­
fide, denn nach Vorstellung der Arbeit­
geber soll sie nicht nur auf 80% redu­
ziert, sondern zusätzlich die Berech­
nungsgrundlage nach unten gedrückt 
werden. Das hat sich nicht einmal 
Daimler-Benz getraut. Das Urlaubsgeld 
und die Jahresleistung (Weihnachts­
geld) sollen zudem eingefroren werden, 
d.h. bei zukünftigen Tariferhöhungen 
nicht mehr prozentual mitsteigen. 
0 Nach wie vor will der Bundesverband 
Druck die Besetzungsregelungen für die 
Maschinen abschaffen. Hier geht es um 
die Zahl der Drucker und Hilfskräfte an 
den Maschinen und die Frage der Each- 
arbeiterbindung (und damit -bezah- 
lung) für bestimmte Tätigkeiten.
0 Der Bundesverband Druck behaup­
tet entgegen der Auffassung der IG Me­
dien, daß der geltende MTV die Kürzung 
der Lohnfortzahlung auf 80 Prozent 
zuläßt. Nachdem die einzelnen Arbeit­
geber aber selbst unsicher sind und etwa 
60 Prozent der Firmen ihren Beschäf­
tigten vorerst die Weiterzahlung der 100 
Prozent zugesagt haben, will der Bun­
desverband den Text des MTV ändern.
0 Schließlich will der BV Druck den 
MTV durchlöchern, indem er unter dem 
schönen Titel „Verlagerung von Rege­
lungskompetenzen in die Betriebe“ Öff­
nungsklauseln einbauen will, um be­
triebliche und individuelle Regelungen 
entgegen dem MTV zu ermöglichen.

Der Zorn der Belegschaften ist be­
rechtigt. Die IG Medien weiß,daß sie vor 
schwierigen Auseinandersetzungen 
steht, aber cs sieht so aus, als ob es die 
Kapitalisten zu weit treiben wollen und 
sie damit den Widerstand der Beleg­
schaften herausfordern. (ulk)
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Sorgen, daß die Dominanz Deutschlands weiter zunimmt
Ein Interview mit Sylvia-Yvonne Kaufmann, stellvertretende Vorsitzende der PDS, über 
das jüngste Treffen des „Forums der neuen europäischen Linken“ in Helsinki

Am 11./12. Oktober traf sich in Helsin­
ki die 11. Tagung des „Forums der neu­
en europäischen Linken“. Das Forum 
besteht aus 17 linkssozialistischen Par­
teien vor allem Westeuropas und wur­
de 1991 auf Initiative der spanischen 
Linken gegründet. Das Treffen fand in 
Helsinki statt, weil dort eine Woche 
später Europawahlen durchgeführt 
wurden, die mit einem Erfolg der EU- 
Kritiker ausgingen. Von Seiten der 
BRD nahm Sylvia-Yvonne Kaufmann 
von der PDS an dem Treffen des „Fo­
rums“ teil. Im folgenden ein Interview 
mit ihr über Ziele und Aufgaben der eu­
ropäischen Linken. (hav)

Die europäische Einigung kommt in 
Europa unterschiedlich zustande, das 
ökonomische Gefälle in den einzelnen 
Staaten ist sehr groß. Hat dies Einfluß 
auf den Diskussionsprozess innerhalb 
des „Forums der neuen Europäischen 
Linken“?

S. Kaufmann: Natürlich.Weil die Situa­
tion in den einzelnen Ländern unter­
schiedlich ist, gibt es auch in den unter­
schiedlichen Fragen nicht immer die 
gleichen Positionen der verschiedenen 
linken Parteien.Die andere Seite ist,daß 
es doch eine ganze Reihe Grundprämis­
sen gibt, wo eine gemeinsame Position 
fixiert ist, ohne das das „Forum“ Be­
schlüsse fast, die für alle Parteien ver­
bindlich sind. Z.B.im Bezug auf die Fra­
ge der sozialen Entwicklung gibt es sehr 
breite Übereinstimmung bei den linken 
Parteien. Es wird schon klar gesehen, 
daß das Projekt der Währungsunion 
praktisch durchgezogen wird,ohne aber 
in adäquaterweise eine Entwicklung in 
Richtung europäischer Sozialpolitik, 
herbeizuführen, bzw. das die Währungs­
union damit verbunden ist,in allen Län­
dern die Sozialstandards massiv abzu­
bauen, Deregulierungsprozesse vor sich 
gehen, denen die Linke Widerstand ent­
gegensetzen muß. Das ist Konsens im 
„Forum der Neuen Europäischen Lin­
ken“.

Wir haben z.B. im vergangenen Jahr 
eine wichtige gemeinsame Aktion in Pa­
ris durchgeführt, eine Manifestation für 
ein soziales Europa, wo deutlich gewor­
den ist, das die Linke in der Lage ist Ak­
tionen mit zu organisieren.

Wenn ich es richtig verstehe, geht die 
Diskussion in dem Forum darum, be­
kommt man eine Art Sozialcharta in 
Europa durch. Ist das jetzt mehr eine 
propagandistische Floskel, oder wird 
das auch mit konkreten Aktionen in den 
einzelnen Ländern verbunden?

S. Kaufmann: Natürlich sind die einzel­
nen linken Parteien in ihren Ländern 
politisch aktiv,und wenn man an Frank­
reich denkt, dann hat die FKP (Kom­
munistische Partei Frankreichs) diese 
Streikaktionen damals stark unter­
stützt und sie ist ja eine Partei -die in 
Frankreich ein Referendum zur 
Währungsunion fordert. Das gleiche 
könnte man von Rifondazione comuni- 
sta in Italien sagen oder von der däni­
schen Sozialistischen Volkspartei.

Da s Pro b I cm a ber m i t d em wi r a 1 s Li n- 
ke konfrontiert sind ist, daß durch die 
Vertiefung der EU-Integration viele - 
Probleme nicht mehr nationalstaatlich 
lösbar sind, sondern europäische Lö­
sungen erfordern und das trifft z.B. auf 
die soziale Frage zu.

Deshalb wollen wirdas im El.LVertrag 
ein Kapitel aufgcnommi'n wird,der sich

100.000 Menschen demonstrierten im Dezember 1995 in Marseille gegen die „Sparpläne“ der französischen Regierung, die diese unter Berufung arf 
die Auflagen des Maastrichter EU-Vertrags durchzusetzeri versucht. Solche unsozialen und gegen die Lohnabhängigen und arme Leute gerichteten 
„Stabilisierungsprogramme“ gehören inzwischen in allen EU-Staaten zum Programm der Regierungen, um die Auflagen des von Kohl, Waigel u.a. w 
langten „Stabilitätspakts“ für die Währungsunion einzuhalten - ein deutliches Anzeichen, wem die Währungsunion nützen und wem sie schaden soll'

mit Beschäftigungspolitik befast. D.h., 
die Mitgliedstaaten müssen sich ver- 

• pflichten, gemeinsam die größte Her­
ausforderung die vor der die EU über­
haupt steht, nämlich die Massenar­
beitslosigkeit gemeinsam zu bekämp­
fen. Diese Verpflichtung gibt es nicht, 
und die Bundesregierung stellt mit am 
vehementesten gegen ein solches Kapi­
tel im EU-Vertrag. Zum zweiten geht es 
auch um die klare Fixierung von, sozia­
len, politischen kulturellen individuel­
len Rechten für die Bürgerinnen und 
Bürger innerhalb der EU. Hier gibt es 
enorme Defizite und wenn wir nicht 
aufpassen, dann werden wir eine eu­
ropäische Wirtschafts- und Währungs­
union haben, aber im Bereich der Bür­
gerrechte, im Bereich des Sozialen, 
praktisch ein Verharren in national­
staatlichen Regelungen und damit eine 
Basis dafür, daß die Beschäftigten, die 
Menschen in der EU massiv gegenein­
ander ausgespielt werden können.

Welche Möglichkeiten siehst du denn 
solche Sachen umzusetzen. Setzt du 
darauf, daß das Europaparlament sol­
che Sachen verabschiedet, also setzt du 
mehr auf parlamentarische Tätigkeit, 
oder ist nicht eher was anderes ange­
sagt?

S. Kaufmann: Also wir haben jetzt in 
Helsinki klar gesagt, daß wir auf beide 
Ebenen setzten, auf die parlamentari­
sche und auf die außerparlamentari­
sche. Die Situation in den einzelnen 
Ländern ist sehr unterschiedlich.In Dä­
nemark, in Frankreich oder Großbri­
tannien gibt es eine ganz wirklich öf­
fentliche Diskussion zu Europa, anders 
als das hier in der Bundesrepublik der 
Fall ist. Und ich denke das für die PDS 
als Linke hier in der Bundesrepublik 
eine große Aufgabe darin besteht, die 
Öffentlichkeit wesentlich stärker für 
diese Fragen zu sensibilisieren und eine 
öffentliche Diskussion mitbefördem zu 
helfen, sonst werden wir ähnlich wie 
beim Maastricht Vortrag Anfang der 
Oder Jahre eine Situation haben, wo die 
Bundesregierung de facto durchmar­
schiert und die Leute merken überhaupt

nicht, was wirklich beschlossen wird, 
und in welchem gravierenden Maße es 
sie wirklich betrifft. Ich halte beide Ebe­
nen für außerordentlich wichtig. Und 
was das Beschäftigungskapitel angeht, 
da gibt es eine ziemlich breite Front un­
terschiedlicher Kräfte, die darum 
kämpfen, daß dieses Beschäftigungska­
pitel in den Maastricht-Vertrag aufge­
nommen wird. Es fängt an, bei der 
schwedischen Regierung, es gibt ein 
Mehrheitsvotum im europäischen Par­
lament und die einzelnen linken Partei­
en in den jeweiligen Ländern haben sich 
auch dafür ausgesprochen. Also das 
Druckpotential ist da, es kommt aber 
darauf an es zu mobilisieren und zu ko­
ordinieren und die Öffentlichkeit dafür 
zu gewinnen.

Noch eine Frage zur EU-Osterweite­
rung und die Rolle der BRD dabei. Du 
hast am Anfang gesagt, das das Forum 
im wesentlichen aus westeuropäischen 
linken Parteien besteht, wenig wenn 
überhaupt keine aus den osteuropäi­
schen Linken. Die gibt es da aber. Wor­
an liegt das?

S. Kaufmann: Vertreten ist bisher die 
estnische „Demokratische Partei der 
Arbeits im Grunde die einzige Partei die 
aus dem mittelosteuropäischen Spek­
trum kommt. Das in dem Forum aus Ost­
mitteleuropa bisher keine weiteren Par­
teien mitarbeiten hängt damit zusam­
men, daß die meisten Parteien sich auf 
die „Sozialistische Internationale“ (SI) 
fixiert haben. Wir haben als PDS sehr 
gute Kontakte zur Bulgarischen Sozia­
listischen Partei, zum linken Parteien­
spektrum in Tschechien. Aber die Frage 
wo sich diese Parteien international ein­
ordnen, ist zum Teil entschieden durch 
Beitritt zu SI, zum Teil nicht entschie­
den, und ich glaube, das das noch eini­
ge Zeit braucht. Das liegt also nicht un­
bedingt am „Forum“ oder am Wollen der 
Parteien die im „Forum“ im miteinan­
der im Zusammenarbeitsprozeß sind, 
sondern in erster Linie am Verände­
rungsprozeß in Mittelosteuropa.

Kennst du die Positionen der Linken 

Parteien in Osteuropa zu der EU-Ef' 
Weiterung. Sind die dafür oder dage' 
gen?

S. Kaufmann: Die meisten Parteien in 
Mittelosteuropa sind für einen Beitritt 
zur Europäischen Union. Es gibt inzwF 
sehen zehn Länder die einen sogenanir 
ten assoziierten Status haben, und e$ 
gibt meines Wissens keine Partei, die de* | 
zidiert gegen einen EU Beitritt ist. Das 
Hauptproblem besteht jedoch darin, 
daß die EU Erweiterung politisch an dF ( 
NATO-Erweiterung gekoppelt wird, ! 
und das wird von einem Teil der Partei' 
en Mittelosteuropas abgelehnt.

Jetzt wird die EU Osterweiterung ins' I 
besondere von der BRD vorangetrieben- 
Gibt es denn da keine Befürchtungen 
bei den linken Parteien, das es mit ihren 
Ländern so ähnlich ausgehen kann wie | 
mit der DDR?

S. Kaufmann: Das Problem ist m.E bei 
der Osterweiterung der EU, daß man 
nicht einen ähnlichen Prozeß her 
beiführen sollte. Wenn die mittelosteU" I 
ropäischen Staaten per se dem real exi" 
stierenden EU-Prozeß beitreten wie & 
ist, denn dann würde praktisch das glei" 1 
ehe passieren wie mit der DDR: ein 
Überrollen oder Überstülpen des west' 
liehen Systems dem eigenständige und 
andere positive Erfahrungen und Tradi" 1 
tionen zum Opfer fielen. Das muß ver 
hindert werden. Ich habe allerding5 
auch aus Gesprächen mit diesen Partei" 
en den Eindruck, daß diese Gefahr , 
nicht sehr gesehen wird, sondern das dcr I 
Wunsch möglichst schnell dazu züz 
gehören, derartig stark ist, das ei*1 
großer Teil der Probleme die damit ver 
bunden sind offenbar verdrängt wird-

Jetzt ist es ja auch Aufgabe des „F0' 
rums“ auf diese Probleme hinzuweisen- 
Hast du den Eindruck, das die Linkt1* | 
in Osteuropa dies als eine Art von 
vormundung auffassen?

S. Kaufmann: Es ist wahrscheinlich I 
ähnlich wie mit dem Ost-West Pröble*1' 
in der Bundesrepublik. Es gibt natürlich
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völlig unterschiedliche Erfahrungen 
der Linken in Westeuropa und der Lin­
ken in den mittelosteuropäischen Län­
dern. Und ausgehend von den unter­
schiedlichen Erfahrungen sind die Maß­
stäbe bei der Bewertung von politischen 
Entwicklungen zum Teil doch sehr un­
terschiedlich. Während die westeu­
ropäischen Linken sagen: Seid vorsich­
tig, hier wird etwas ähnliches passieren 
wie bei der deutschen Einheit, ihr wer­
det das westeuropäische System über­
gestülpt bekommen, bei mittelosteu­
ropäischen Linken das Gefühl, das sie 
denken, Hauptsache wir gehören zum 
„Club“. ’

Also ich sehe da durchaus ein Problem, 
Bevormundung wird es aber nicht ge­
ben.

Wird bei der Diskussion im „ Forum“ die 
besondere, aggressive Rolle der BRD 
bei der Osterweiterung diskutiert oder 
ist das kein Thema?

S. Kaufmann: Das hat jetzt in Helsinki 
eine außerordentlich große Rolle ge­
spielt. Überall in Europa wird wahrge­
nommen »welch starken Einfluß die Po­
litik der Bundesrepublik innerhalb der 
EU und auch darüber hinaus hat, das 
Seitens der Bundesrepublik ein klarer 
Fahrplan in Richtung Währungsunion 
besteht, daß hier ein enormer Druck 
auf geb aut wird, was den zusätzlichen 
sogenannten Stabilitätspakt angeht, 
daß Seitens der Bundesregierung im 
Grunde versucht wird, als die „Loko­
motive“ im Einigungsprozeß aufzutre­
ten. Und gibt es die Befürchtung durch 
den fortschreitenden Integrationspro­
zeß die Dominanz Deutschlands in der 
EU und über sie hinaus weiter zunimmt. 
Man kann andererseits auch nicht außer 
acht lassen, das z.B. in Mittelosteuropa 
eine ziemlich große Erwartungshaltung 
gegenüber, der Bundesrepublik exi­
stiert.

Ich finde persönlich, daß die Linke in 
der Bundesrepublik auf Grund der 
Starken Position der Bundesregierung 
in dieser Frage, eine enorme Verantwor­
tung dafür trägt, daß politische agieren 
der Bundesregierung zu kontrollieren, 
zu korrigieren und auch massiv gegen zu 
halten. Das Hauptproblem ist, es gibt in 
der Bundesrepublik kaum eine Debatte 
über die zukünftige Rolle der EU, im Ge­
gensatz zu anderen Ländern. Und ich 
glaube wir hätten schon sehr viel er­
reicht, wenn Europapolitik auf der To­
pliste der innenpolitischen Auseinan­
dersetzung stünde. Ich glaube das diese 
europäische Integration überhaupt kei­
ne Zukunftschance hat, wenn sie nicht 
Von den Bürgerinnen und Bürgern mit­
getragen wird, wenn Bürgerinnen und 
Bürger keine Möglichkeit haben Einfluß 
auf diesen Integrationsprozeß zu neh­
men und das ganze mehr oder weniger 
ein Regierungsprojekt ist.

Wäre es da nicht mal interessant einen 
solchen Kongreß in der BRD zu ma­
chen, mit der PDS, Grünen, Gewerk­
schaften und europäischen Linken um 

initiieren das ein solcher Diskus­
sionsprozeß hier losgeht?

Kaufmann: Das fände ich sehr gut, 
°Us meiner Sicht haben wir in der Bun­
desrepublik eine Situation, wo wir 
durchaus sehr unterschiedliche Kräfte 
au.s einem breiten Spektrum für eine 
Solche Diskussion zusammen bekämen, 
^enn ich weiß, das Bündnis 90/Die Grü­
ßen auch sehr viel Kritik an dem ge­
genwärtig ablaufenden Maastricht­
prozeß haben. Und die SPD hat erklärt, 
solange die soziale Dimension nicht ge­
stärkt wird, solange es keine klare Ver­
pflichtung für die EU im Kampf um Be­
schäftigung gibt, wird sie Maastricht II 
Picht zustimmen. Ob sie sich aber dar- 
Pn hält ist eine andere Frage.

Anläßlich des 504. Jahrestages der Landung von Columbus In Amerika, die von den Indianern traditionell mit Protesten begangen wird, haben in Ame­
rika tausende Indios demonstriert. Vor der Columbus-Statue in Mexico-Stadt protestierten 20.000 Indios für Gleichberechtigung. (hav, Foto: AP)

Rentner demonstrieren gegen 
Chiracs Sparpolitik
Mit einem landesweiten Aktionstag ge­
gen die Sparpolitik ihrer Regierung ha­
ben die Rentner in Frankreich demon­
striert. In Paris gingen nach Angaben 
der Organisatoren rund 20.000 Men­
schen auf die Straße. Auch in anderen 
Städten beteiligten sich tausende Seni­
oren an den Kundgebungen. Die Seni­
orenverbände werfen der Regierung vor, 
die Einführung der von ihr versproche­
nen Pflegeversicherung zu verzögern. 
Die Regierung verabschiedete am Don­
nerstag eine Übergangsregelung, die je­
doch von den Rentnern als unzurei­
chend kritisiert wurde. Sie sieht ein mo­
natliches Pflegegeld von umgerechnet 
rund 1.300 DM für Menschen vor, deren 
Monatseinkünfte 2.300 nicht über­
schreiten.

Französische Arbeiter 
halten Manager gefangen
Beschäftigte des Elektrokonzems JVC 
haben ihre japanischen und französi­
schen Chefs gefangengenommen, um 
damit gegen die Schließung des Werks 
in Viller-la -Montagne zu protestieren. 
Die Arbeiter und Angestellte schlossen 
am Morgen zehn leitende Angestellte in 
einen'Raum ein und ließen sie bis zum 
späten Nachmittag nicht mehr heraus. 
Die französischen Gewerkschaften 
werfen den Managern vor, das Werk we­
gen der hohen Arbeitskosten schließen 
und gleichzeitig ein ähnliches in Schott­
land errichten zu wollen.

Generalstreik in Italien 
in Sicht
Einen vierstündigen Generalstreik der 
Industrie und des Transportwesens ha­
ben Italiens drei Hauptgewerkschafts­
verbände CGIL, CISL, UIL zur Unter­
stützung der Tarifforderung in der Me­
tallindustrie beschlossen. Einen Termin 
für diesen Streik, der 5,5 Millionen Ar­
beitnehmer betrifft, hat die Gewerk­
schaft noch nicht festgelegt. Gestreikt 
werden soll aber zwischen 15.11 und 
Ende November,da für den 15.11 bereits 
ein 8-stündiger Streik der 1,7 Mio. Be­
schäftigten in der Metallindustrie an­
gekündigt ist.

Die Gewerkschaften verlangen einen, 
vollen nachträglichen Inflationsaus- 
gleich auf die effektiven Löhne, welche 
die tariflichen überstiegen haben, so 

daß der Gesamteffekt an die 10% errei­
chen würde.

Schweizer Bauern wollten 
Parlament stürmen
Rund 10.000 Schweizer Bauern haben 
vor dem Parlament in Bem gegen die 
Agrarpolitik der Regierung demon­
striert. Als Demonstranten das Gebäu­
de mit Steinen und Farbbeuteln trak­
tierten, löste die Polizei die Kundge­
bung auf. Die Bauern versuchten, das 
Paralment zu stürmen. Anlaß für die 
Demo war der Beschluß der Regierung, 
zur Bekämpfung der Rinderseuche BSE 
in den nächsten drei Jahren 230.000 
Rinder zu schlachten. Für einen Teil der 
Kosten von 400 Millionen DM sollen die 
Bauern durch Senkung der Abgabe­
preise für Milch aufkommen.

840 Mio. Menschen hungern
In den Ländern des Trikonts leidet nach 
Angaben der Emährungsorgänisation 
der UNO (FAO) ein Fünftel der Bevöl­
kerung unter chronischer Unte­
rernährung. 840 Millionen Menschen, 
heißt es in einer Erklärung der FAO, sei­
en unterernährt. Am stärksten vom 
Hunger betroffen ist die Bevölkerung in 
Indien und Bangladesch sowie in Afri­
ka südlich der Sahara.

Auch in den Staaten Nordamerikas 
und Europas wächst nach Angaben der 
FAO die Zahl der Unterernährten. In 
diesen Ländern sei der Bedarf an Nah­
rungsmittelhilfe für einkommens­
schwache Gruppen gestiegen. Die 
Gründe sieht die FAO in der „unglei­
chen Einkommensverteilung“, der Ver­
ringerung der Sozialausgaben und der 
steigenden Arbeitslosigkeit. Ebenso hat 
sich die Emährunglage in Teilen der 
ehemaligen Sowjetunion verschlech­
tert. Auch hier ist die Ursache die zu­
sammengebrochene soziale Sicherheit 
und Arbeitslosigkeiten den USA gibt es 
mehr Kinderarmut als in jeder anderen 
Industrienation. 3,6 Millionen Kinder 
müßten hungern oder seien vom Hunger 
bedroht. Jedes fünfte Kind lebe unter 
der Armutsgrenze. Die vor kurzem vom 
US-Kongreß beschlossenen Eingriffe in 
die Sozialgesetze würden weitere 1,1 
Millionen Kinder in die Armut treiben. 
Um die Situation weltweit zu verän­
dern, muß nach Auffassung der FAO die 
ungleiche Landverteilung aufgehoben 
werden. So besitzen z.B.in Argentinien 
7% der Grundbesitzer 75 % des Bodens.

Streiks in Rußland
Die soziale Lage der Russen ist nach An­
gaben des ersten Stellvertretenden Re­
gierungschef Iljuschin katastrophal. 
Die Durchnittseinkommen seien im Ver­
hältnis zu 1991 um 40% gefallen. Ein 
Viertel aller Russen müsse mit Beträgen 
auskommen, die unter dem offiziellen 
Existenzminimum von umgerechnet 
105 DM lägen. Das Durchnittseinkom­
men liegt bei umgerechnet 210 DM. 
Gehälter und Renten werden zum Teil 
nur mit großen Verzögerungen ausge­
zahlt. Dagegen haben die Russische Ge­
werkschaften für den 5.November zu 
landesweiten Streiks und Kundgebun­
gen aufgerufen. Der Protest richtet sich 
gegen ausbleibende Gehaltszahlungen, 
fehlende Arbeitsplätze und mangelnde 
Sozialleistungen.

Die Streiks sollen zwischen einer 
Stunde und einem Tag dauern, erklärte 
ein Sprecher der Bereinigung unab­
hängiger russischer Gewerkschaften“. 
Ferner ist ein Marsch zum Roten Platz 
in Moskau geplant.

Rußlands Linkskommunisten 
schließen sich zusammen
Am 11./12. Oktober fand in Moskau der 
Vereinigungsparteitag der kommunisti­
schen Kräfte links von der Kommuniti­
schen Partei Sjuganows statt. Im Orga­
nisationsauschuß fanden sich Vertreter 
der Russischen Kommunistischen Ar­
beiterpartei, der Russischen Partei der 
Kommunisten, der Russischen kommu­
nistischen Partei-KPDSU und der Uni­
on der Offiziere. Unterstützt wird der 
Zusammenschluß zudem von einem Teil 
der Bewegung Arbeitendes Rußland 
und anderer gewerkschaftlicher Forma­
tionen.

In einer Deklaration heißt es, daß ein 
massenhaftes Bedürfnis nach einer po­
litischen Kraft existiert, die die verein­
zelten Widerstandsaktionen des Volkes 
zu vereinigen vermag. Die Bewegung 
setzt sich für die Wiederherstellung der 
Macht der Werktätigen in Form der So­
wjets ein sowie für die Aufhebung der 
Präsidentschafts-Institutionen.

Die neue Vereinigung, auf deren Na­
men sich die Delgegierten noch nicht ei­
nigen konnten, entspricht zahlenmäßig 
in etwa dem sogenannten Block 36, der 
bei den letzten Duma Wahlen 1995 über 
drei Millionen Stimmen sammeln konn­
te, aber knapp an der fünf Prozent Hür­
de scheiterte.

(Zusammenstellung: hav)
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Proteste gegen neues 
Einwanderungsgesetz 
Pariser Regierung will schärfere Kontrolle

Am 17. Oktober haben in Paris erneut 
rund 200 Immigranten, die „sans pa- 
piers“, gegen die rassistische Behand­
lung durch den französische Staat de­
monstriert. Der Anlaß war der Tod des 
35jährigen Amara Fofanas aus Mali. Er 
starb an den Folgen eines Hunger­
streiks im Mai.

Innenminister Debre hat nach den Aus­
einandersetzungen im August um die 
Abschiebung von 300 Menschen aus 
Afrika einen Gesetzentwurf vorgelegt, 
der den rechtlichen Status von Immi­
granten nochmals verschlechtert und 
differenziert sowie die bestehenden Re­
gelungen staatlicher Verfolgungsmaß­
nahmen und Kontrollen weiter ausfeilt.

Etliche hatten die 1993 unter dem da­
maligen Innenminister Pasqua be­
schlossenen Ausländergesetze als ein 
kaum noch zu übertreffendes rassisti­
sches Gesetzes werk betrachtet, als An­
biederung an die Faschisten um Le Pens 
Front National. Der jetzt vorgelegte Ge­
setzentwurf baut die staatlichen. Kon­
trollbefugnisse noch weiter aus und ver­
schärft die Verfolgungsmaßnahmen, 
paßt sie staatlichen Anforderungen an.

1995 sind nach Angaben des Europa­
rates knapp 2,3 Millionen Menschen aus 
Marokko, Algerien und Tunesien nach 
Europa eingewandert, davon knapp 1,5 
Milhonen nach Frankreich. Die vorge­
schlagenen Maßnahmen sind insbeson­
dere gegen die Immigration aus dem 
Maghreb gerichtet. Politisch gewinnt 
vor allem der Front National aus solchen 
Gesetzesvorlagen.

Debre hat bei der Vorstellung des Ge­
setzentwurfes ausdrücklich zu verste­
hen gegeben, daß er den Intentionen 
Pasquas in keinster Weise widerspre­
chen will. Lediglich reelle Schwierig­
keiten bei der Umsetzung machten eine 
Änderung notwendig. Eine Revidierung 
seines „allgemeines Sinnes“ stehe der 
Gesetzentwurf nicht dar.

Der Öffentlichkeit wird der Gesetz­
entwurf auch als Lockerung der Aus­
ländergesetzgebung vorgestellt, weil er 
für bestimmte Immigrantengruppen er­
leichterte behördhche Verfahren oder 
geringere Anforderungen vorsieht. Das 
Pasqua-Gesetz hatte u.a. vorgesehen, 
daß ein Immigrant spätestens im Alter 
von sechs Jahren nach Frankreich ein­
gewandert sein muß, um mit achtzehn 
Jahren eine Aufenthaltserlaubnis zu er­
halten. Das will Debre wieder auf zehn 
Jahre heraufsetzen lassen. So wird der 
Personenkreis der „sans papier“ einge­
grenzt. Außerdem haben die staatlichen 
Anforderungen an die Kommunen zu 
Unmut geführt. Die dort angesiedelten 
Kontrollmaßnahmen sind umfangreich 
und personalintensiv.

Ausländer sollen bei der Erteilung von 
Aufenthaltserlaubnissen zukünftig in 

vier Kategorien unterteilt werden. Eine 
Aufenthaltserlaubnis soll nur der 
„nicht monogame Ausländer, der durch 
jedes nur denkbare Mittel nach weisen 
kann, daß er seit 15 Jahren in Frankreich 
wohnt“, erhalten. Sodann wird eine 
Aufenthaltserlaubnis nur noch unter 
der Bedingung erteilt, daß der „mono­
game Ausländer“ seit mindestens einem 
Jahr mit einer Französin verheiratet ist, 
die „Lebensgemeinschaft nicht aufge­
löst wurde, daß er französisches Staats­
gebiet rechtmäßig betreten hat und daß 
der Ehepartner die französische Staats­
bürgerschaft behalten hat“. Drittens 
kann eine begrenzte Aufenthaltserlaub­
nis erteilt werden, wenn der „monoga­
me Ausländer, der Vater oder die Mutter 
eines französischen Kindes von unter 16 
Jahren ist“ und „effektiv für den Un­
terhalt des Kindes sorgt“.

Weiterhin will Debre die Bedingungen 
für die Ausstellung von Unterbrin­
gungsnachweisen, die die Bürgermei­
ster in den Kommunen vornehmen müs­
sen, verschärfen. Personen, die einen 
„Ausländer aufnehmen“, werden ver­
pflichtet, deren Abreise mitzuteilen, um 
gegen die „Umgehung der Prozedur des 
Fhmilienbesuchs“ anzugehen.

Die Verfahren zur Ausweisung von 
Ausländem sollen ebenfalls effizienter 
werden. Dazu will Debre die Befugnis­
se der Richter bei Abschiebungen be­
schneiden. Bisher muß ein Richter in­
nerhalb von 24 Stunden mit einem Ab­
schiebehaftantrag befaßt werden. Der 
Zeitraum soll auf 48 Stunden heraufge­
setzt werden. Beabsichtigt ist damit, die 
Wirkungsmöglichkeiten der Staatsan­
waltschaften gegen eine vom Richter 
angeordnete Freilassung zu verbessern.

Ausländem ohne gültige Aufenthalts­
erlaubnis soll außerdem der Paß be­
schlagnahmt bzw. entzogen werden 
können, eine „wichtige Vorbedingung 
für den Erfolg der Ausweisung“. Bisher 
scheitert dem Innenminister eine Aus­
weisung zu oft an nicht vorhandenen, 
verschwundenen Dokumenten, die über 
die Herkunft Auskunft geben könnten.

Unter dem Stichwort Asylbewerber 
sieht der Debre-Entwurf die „Durchsu­
chung von Fahrzeugen - mit Ausnahme 
von Privatfahrzeugen - in einem 20-Ki­
lometer-Streifen innerhalb der franzö­
sischen Grenzen vor. Bisher darf ledig­
lich der Zoll solche Durchsuchungen 
durchführen. Der Polizei ist die Durch­
suchung von LKWs nur in Fällen von 
„auf frischer Tat ertappt“ oder durch 
richterliche Entscheidung möglich.

Schließlich ist der gerichtliche Frei­
heitsentzug von sich „illegal in Frank­
reich aufhaltenden Ausländem“ sowie 
die Möglichkeit Asylbewerber im Falle 
des „Mißbrauchs des Asyl verfahrens“ 
abzuschieben, in dem Gesetzentwurf 
vorgesehen. (map)

Wahlpropaganda der „Freiheitlichen“ In Wien gegen den sozialdemokratischen Bürgermehtirtt 
österreichischen Hauptstadt. w

Österreich: Ist Haider 
noch zu stoppen?
Bei den EU-Wahlen legte die Rechts- 
außen-Partei FPÖ weiter zu

Triumph für Jörg Haider: Bei den Eu­
ropawahlen am 13. Oktober erzielten 
die „Freiheitlichen“ wie sich die FPÖ 
jetzt selbst tituliert mit 27,6 Prozent 
nicht nur ihr bestes Ergebnis bei Parla­
mentswahlen überhaupt, sie schlossen 
auch zu den Regierungsparteien SPÖ 
(29,2 Prozent) und ÖVP (29,6 Prozent) 
auf.

Während die ÖVP sogar leicht zulegen 
und als Erfolg immerhin verbuchen 
konnte, die SPÖ bundesweit überflügelt 
zu haben, brachte der Umengang den 
österreichischen Sozialdemokraten im 
ganzen Land erdrutschartige Verluste 
und unter dem Strich das schlechteste 
Wahlergebnis seit dem zweiten Welt­
krieg.

Unter ferner liefen schnitt das Libe­
rale Forum mit 4,2 Prozent der Stimmen 
ab, eine sozialliberale Abspaltung von 
der FPÖ. Ebenfalls nicht zufrieden kön­
nen die Grünen sein, die mit 6,8 Prozent 
der Stimmen weit hinter ihren Erwar­
tungen blieben.

Im „Roten Wien“ verlor die SPÖ 
ihre absolute Mehrheit.

Der Ausgang der zeitgleich abgehalte­
nen Wiener Landtagswahlen bestätigt 
das Europawahlergebnis, wenn auch in 
etwas abgewandelter Form: Die Frei­
heitlichen gewannen etwas weniger, die 
Sozialdemokraten im sprichwörtlich 
„Roten Wien“ verloren jedoch genauso 
massiv und vor allem die absolute Mehr­
heit, die ÖVP verlor entgegen ihrem 
Bundestrend ebenfalls stark.

Der Aufstieg der rechten Freiheitli­
chen geht damit ungebrochen weiter: 
1983, kurz nach dem Amtsantritt Hai­
ders gaben noch weniger als 5 Prozent 
der FPÖ ihre Stimme, bei den Parla­
mentswahlen 1990 waren es schon 16,6 
Prozent, bei den Wahlen 1994 wurde 
dann erstmals die 20-Prozent-Marke 
genommen.

Nach den jetzigen Europawahlen 
lacht niemand mehr über Haiders voll­
mundige Prophezeiung, die FPÖ werde 
stärkste Partei in Österreich, er Kanzler 
werden.

Meinungsforscher erklärten nach der 
Wahl, der FPÖ-Wahlsieg sei vor allem 
darauf zurückzuführen, daß die soge­
nannten „kleinen Leute“ am 13. Okto­
ber ihr Kreuz für Haider gemacht ha­
ben. Vor allem in der Arbeiterschaft, die 
traditionell sonst immer SP wähle, habe 
der Rechtspopulist schwere Einbrüche 

erzielt. Wie ist das zu erklären?
„Wahltag ist Zahltag“ war der Zentra' 

le Wahlslogan Haiders. Er spielte datf^ | 
darauf an, daß die sozialdemokratisch' 
konservative Koalition beim Beitri** 
Österreichs zur Europäischen Uni0*1 
vollmundig versprochen- hatte, dies0* 
Schritt werde allen etwas bringen. D°5 
Gegenteil davon ist eingetreten: sei* 
Jahren steigt die Zahl der Arbeitslose11 
in der Alpenrepublik, Armut breitet si^
aus.

Die Regierung hat auf diese Situati0*! , 
und die Finanzkrise des Staates a°* 
klassisch-konservative Weise reagie^ 
Lohnabhängige, Rentner, Schüler, Leltfz 
linge und Kranke wurden in zwei Sp0*' 
paketen geschröpft. Diese Politik sozia' i 
ler Grausamkeiten, meist von der ko°z 
servativen ÖVP initiiert und einer a°z 
fangs zögernden SPÖ dann doch mitg^ 
tragen, kontrastiert auf abstoßen 1̂ 
Weise mit Korruptionsskandalen uH0 
Günstlingswirtschaft der herrschend0*1 
politischen Klasse. (

Die Organisation „SOS Mitmensch ’ 
in der sich verschiedene soziale Initi^ 
tiven zusammengeschlossen hab°*^ 
„Die einzige Botschaft der Sparpak0*^ 
1 und 2 war, daß Opfer gebracht werd0*1j 
müssen. Die Frage der Verteilung v°** 
Wohlstand wurde unterdrückt.“ i

Haider hat es verstanden, aus dies0, 
massiven Umverteilungspolitik poU^ 
sches Kapital zu schlagen. „SOS M**' 
mensch“ ist überzeugt, daß das Wahle*"J I 
gebnis als „Protest der Verlierer“ * 
werten ist.

Gefährlich daran ist, daß die rech*0’1 
nationalistische Kritik Haiders neb°z 
den „Roten“ vor allem ein Ziel hat:
länder.

Ob Arbeitslosigkeit, Armut, | 
nungsnot oder Kriminalität, als Sü*1 
denböcke müssen für den freiheitlich0, 
Demagogen immer Arbeits-immigra*1 
ten oder Flüchtlinge herhalten.

In der SPÖ hat nach der WahlschlaP, I 
pe eine Diskussion um die programn^ 
tische Ausrichtung der Partei begonn0^ 
Nicht wenige fordern eine Hinwendü*1, 
zu „klassischen“ Zielsetzungen der^z 
zialdemokratie. So erklärte etwa der**j 
roler SPÖ-Vorsitzende Prock,die Paf*4 
sei mit ihrer Politik „zwischen 
Stühlen verhungert“, deshalb sei ei^j 
Neupositionierung als Partei „links 
Mitte“ nötig.„Mit dem Gerede von d z 
Mitte wurde so getan, als ob alle im glc'z 
chen Boot sitzen: die rudernden Gal°f, 
rensträflinge ebenso wie deren AntiA 
ber.“ (F
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A
usgelöst durch Erdölgewinnung 
verschiedener multinationaler 
Erdölfirmen findet eine fort­
schreitende Verseuchung von Boden, 

Wasser und Luft statt. Zur ausweglosen 
Situation der OGONI tragen zusätzlich 
die politische Verfolgung Oppositionel­
ler und die Zusammenarbeit der Öl­
multis mit der nigerianischen Militär­
diktatur bei. Die Weltöffentlichkeit 
wurde erst durch die Hinrichtung von 
Ken Saro Wiwa und acht weiteren Bür­
gerrechtler im letzten Jahr aufmerk­
sam. Diese in der MOSOP organisier­
ten Bürgerrechtler hatten seit Jahren 
gegen den Terror protestiert und be­
zahlten dafür mit ihrem. Leben Neun­
zehn weitere inhaftierte Oppositionel­
le warten im Moment auf ihren Tod.
Im Rahmen der Messe ÖKOMEDIA in 
Freiburg sprach Lazarus Tamana, Vor­
sitzender der MOSOP, auf einer Veran­
staltung über die Lage in Nigeria. Ra­
dio Dreyeckland führte mit Lazarus 
Tamana eine Interview, das wir im fol­
genden wiedergeben. (hav)

Ist Nigeria ein sicheres Herkunftsland? 
Was hältst du davon, daß die deutschen 
Innenminister nigerianische Flüchtlin­
ge abschieben wollen?

L. Tamana: Nigeria ist kein sicheres 
Herkunftsland. Die deutsche Regierung 
weiß das sehr gut, die EU ist sich dessen 
bewußt, ebenso die UNO und das Com­
monwealth, alle sind sich dessen be­
wußt. ’ •

Ich würde persönlich davon abraten, 
irgendeine Person dorthin abzuschie­
ben. Die deutsche Regierung sollten Ni­
gerianer mit viel Sympathie betrachten.

In Nigeria wird nichts für die Bevöl­
kerung getan. Es gibt keine Investionen, 
alle Institutionen sind zusammengebro­
chen, Krankenhäuser und Straßen sind 
im Verfall, an den Universitäten wird 
laufend gestreikt-

Nigeria braucht viel Hilfe von außen. 
Die deutsche Regierung sollte sich gut 
überlegen, Menschen in ein Land abzu­
schieben, welches sich in einer Krise be­
findet. Sie sind dort nicht in Sicherheit. 
Zurückkehrende werden von der Regie­
rung gefoltert, weil sie dem Ruf Nige­
rias geschadet haben. Ich meine, daß 
Abschiebungen von Flüchtlingen nach 
Nigeria nicht stattfinden dürfen.

Du selbst lebst im Exil in London. Gibt 
es denn Mosop-Vertretungen in Nigeria 
selbst? Habt ihr dort die Möglichkeit, 
eure Forderungen an die Öffentlichkeit 
zu bringen?

Tamana: Nigeria steht unter Militär­
echt. Die Militärregierung duldet kei- 
he Oppostion. Die Bewegung für das 
überleben des Ogoni-Volkes war in den 
ätzten Jahren und Monaten sehr, sehr 
aktiv in Nigeria und die Regierung 
Möchte verhindern, daß MOSOP weiter 
Unter den indigenen Gemeinden aktiv 
ist.

Wir hatten ein Büro in Port Harcourt, 
Uud nachdem dieses mehrmals überfal­
len worden ist, existiert es heute nicht 
Uiehr.

Auch unser Büro in Lagos wird unun­
terbrochen vom nigerianischen Sicher­
heitsdienst überfallen.Wenn du ein Mit­
glied von MOSOP in Nigeria bist, wirst 
du verhaftet.

Der übrige Teil der Organisation ist 
gezwungen, entweder in den Unter­
grund zu gehen oder ins Ausland. Es exi­
stiert weiterhin ein Netzwerk, welches 
Regelmäßig Informationen aus Nigeria 
übermittelt. Diese Informanten müssen 
äußerst vorsichtig sein.

Andere Organisationen,die die Regie­
rung bekämpfen, stehen unter dem sel­
ben Druck wie MOSOP. Urnen wird nicht 
Glaubt, ungehindert zu arbeiten. Auch 
andere Organisationen, die sich für ein 

demokratisches Nigeria einsetzen, wer­
den überfallen, ihre Materialien werden 
konfisziert, genau wie bei MOSOP,und 
dies passiert laufend.

Derzeit befinden sich 19 Ogoni in 
Haft,die zusammen mit Ken Saro-Wiwa 
im Jahr 1994 verhaftet worden sind. Sie 
sollten letzten Monat vor dem Magi­
stratgericht erscheinen, um verhört zu 
werden. Dies war nicht möglich, weil 
angeblich kein Offizier vorhanden war, 
um die nötigen Papiere zu unterschrei­
ben. Sie befinden also sich seit über 2 
Jahren in Haft, ohne juristische Vertre­
tung, ohne Prozeß ... Wir bitten schon 
lange um ein faires Verfahren, doch die 
Regierung reagiert nicht. Sie halten 
weiterhin die 19 Ogoni unbefristet in

Umwelt und Menschen­
rechte in Nigeria
Interview mit Lazarus Tamana, 
Vorsitzender der MOSOP, Movement for 
the Survival of the Ogoni People

Haft. Wir hoffen, daß irgendwann 
rechtsstaatliche Verhältnisse in Nigeria 
pinziehen und das Militärtribunal ab­
geschafft wird.

Die Ogoni sind eine von über 400 Volks­
gruppen in Nigeria. Sie bilden mit ihren 
500.000 Menschen nur eine der vielen 
kleinen Minderheitengruppen im Ni­
ger-Delta. Gibt es zwischen den Min­
derheiten eine Zusammenarbeit?

L. Tamana: Viele 
Minderheiten wer­
den in Nigeria un­
terdrückt, nicht nur 
die Ogoni. Gerade 
die Minderheiten 
im Niger-Delta ste­
hen unter konstan­
tem Druck der Re­
gierung wegen des 
Öls und der Ölkon- 
zeme dort. Einma­
lig an der Situation 
der Ogoni ist, daß 
unser Gebiet mi­
litärisch besetzt ist. 
Du kannst in die­
sem Gebiet keine 
200 Meter gehen, 
ohne einem, mi­
litärischen Kon­
trollpunkt zu be­
gegnen.

Dies ist in ande­
ren Teilen Nigerias 
nicht so. Und dies 
macht die Situation 
der Ogoni anders, 
vollkommen an­
ders.

Mit anderen Min­
derheiten haben 
wir in einer vereinten Front zusammen­
gearbeitet. Aber die nigerianische Re­
gierung und Shell haben viel Geld und 
politische Macht, sie haben ökonomi­
sche. Macht, sie haben Beziehungen. Ih­
nen ist es gelungen, die Gemeinden ge­
geneinander aufzuhetzen, so daß keine 
gemeinsame Front mehr besteht.

In zwei Jahren, am I. Oktober 1998, 
wollen die Militärs in Nigeria die Macht 
an Zivilisten übergeben. Glaubst du, 
daß sie das tun werden und daß sich 
dann die Situation in Nigeria bessert?

L.Tamana: Die Bewegung für das Über­
leben des Ogoni-Volkes glaubt nicht an 
irgendein Übergangsprogramm, wel­

ches die Militärregierung der Weltöf­
fentlichkeit verkündet. Dort ist absolut 
nichts im Gange. Die Militärs geben le­
diglich Regieanweisungen, wollen aber 
selbst an der Macht bleiben.

Abacha möchte sich nur nach außen 
verändern: vom General zum Präsiden­
ten. Genauso war es in Ghana mit Jerry 
Rollins, der vorher Militär war und jetzt 
ziviles Staats-Oberhaupt ist.

Wir glauben nicht, daß ein wahres 
Übergangsprogramm für Nigeria vor­
liegt. In Nigeria wird sich nichts ändern.

Der Ölmulti Shell .betreibt in Nigeria 
eine brutale und umweltzerstörerische 
Erdölförderung, vor allem im Niger- 
Delta, in dem das Volk der Ogoni lebt.

Wie ist denn das Verhältnis von Shell 
zur nigerianischen Regierung?

L.Tamana: Shell operiert in Ogoni seit 
1958 und weigert sich völlig, die Um­
weltzerstörung, die sie gegen die Ogoni 
und andere Menschen des Niger-Deltas 
verursacht haben, zu akzeptieren. Sie 
haben unsere Lebensgrundlagen zer­
stört, sie haben unsere Bauernhöfe zer­
stört, zerstören unsere Flüsse, sie haben 
den Ogoni die Lebensgrundlagen weg­

genommen.
Shell und die ni­

gerianische Regie­
rung sind Partner 
im Verbrechen. Sie 
arbeiten an allen 
Fronten zusam­
men. Shell finan­
ziert die Ausbeu­
tung und Zer­
störung der Ogoni- 
Gemeinden. Shell 
beschafft das Geld, 
und die nigeriani­
sche Regierung tö­
tet die Men- 
schen.Es gibt also 
eine aktive Zusam­
menarbeit zwi­
schen diesen bei­
den Riesen. Die 
Menschen werden 
verfolgt, weil sie 
sich gegen die Um­
weltzerstörung 
und die Menschen­
rechtsverletzun­
gen aussprechen.

Die Bewegung für 
das Überleben des 
Ogoni-Volkes exi­

stiert bereits seit 6 Jahren und macht 
seit 6 Jahren auf die Situation in Nige­
ria aufmerksam. Wie haben denn die 
UNO, die EU und das Commonwealth 
auf eure Forderungen reagiert?

L. Tamana: Nach der Ermordung Ken 
Saro Wiwas und weiterer 8 Menschen­
rechtsaktivisten im November letzten 
Jahres war die Welt entrüstet über die 
Taten der nigerianischen Regierung und 
Shells Mittäterschaft. Nelson Mandela 
und andere Staatsoberhäupter haben 
öffentlich Kritik geübt. Danach hat das 
Interesse nachgelassen. Diejenigen, die 
damals Nigeria öffentlich verdammt 
haben, schweigen heute. Weitere Sank­
tionen gegen Nigeria werden nicht län­

ger unterstützt, und auch der deutsche 
Außenminister Kinkel denkt nicht an 
Sanktionen gegen Nigeria. Dies hat er 
kürzlich bei einem Besuch erklärt.

Warum gibt es deiner Meinung nach so 
wenig Unterstützung für die Bewegung 
für das Überleben des Ogoni-Volkes?

L. Tamana: MOSOP wird noch unter­
stützt, international, national und lokal. 
Auf der politischen Ebene ist jedoch zu 
beobachten, daß die Aktivitäten der Re­
gierungen der Welt gegen Nigeria ab­
nehmen. Die meisten NGOs und andere 
Organisiationen versuchen ihr bestes 
gegen Shell und die Regierung in Nige­
ria.

Doch die Regierungen handeln nicht, 
und wir glauben, daß sie es aufgrund der 
ökonomischen Situation Nigerias nicht 
tun. Wir sprechen von 01. Und Öl ist ein 
sehr sensibles Thema, wenn es darum 
geht, daß deutsche oder us-amerikani- 
sche Regierungen Entscheidungen tref­
fen sollen. Diese Länder sind auf Öl ang- 
wiesen.Sie zögern deshalb, Schritte ge­
gen Shell oder die nigerianische Regie­
rung zu unternehmen.Wir verstehen das 
bis zu einem bestimmten Punkt. Das be­
deutet: ökonomische Interessen stehen 
vor Menschenrechten.

Haben eure Proteste Auswirkungen auf 
Shell, hat Shell seine Produktion im 
Ogoni-Land inzwischen einstellen 
müssen?

L.Tamana: Shell fördert 50% des nige­
rianischen Öls. Wir reden von 1 Millio- 
nen Barrels pro Tag, und es ist billig zu 
fördern. Der Rest der ölkonzeme för­
dert unter sich nur insgesamt 1 Millio­
nen Barrels. Aufgrund unserer Proteste 
hat sich Shell aus einem Teil des Ogoni- 
Gebietes zurückgezogen. Aufgrund der 
strategischen Wichtigkeit des Ogoni- 
Landes für Shell versuchen sie, uns dazu 
zu zwingen, einen Vertrag zu unter­
schreiben, welcher ihnen den Zugriff 
auf das gesamte Ogoni-Gebiet garan­
tieren würde. Dieser Vertrag wurde 
nicht unterschrieben, und nun stehen 
die Ogoni unter konstantem militäri­
schen Druck der Regierung.

Als ich gestern in Port Harcourt an­
rief, wurde mir gesagt, daß einige 
Führungspersonen von MOSOP verhaf­
tet wurden. Sie sind in die Gemeinden 
gegangen, um sich gegen den Vertrag 
auszusprechen, und sind deswegen von 
Shell angezeigt worden. Shell möchte 
nach Ogoni zurückkommen, und zwar 
durch die Hintertür. Wenn Shell nach 
Ogoni zurückkommen will, müssen sie 
mit der legitimen Vertretung, die 96% 
der Ogoni repräsentiert, verhandeln, 
und das ist MOSOP. Wenn Shell glaubt, 
einen anderen Weg gehen zu können, 
dann ist das eine Grundlage für weite­
re Konflikte, und die Probleme werden 
nicht gelöst. MOSOP ruft Shell auf, ari 
den Verhandlungstisch zu kommen, da­
mit wir die Probleme lösen können.

Wie sind denn die Reaktionen auf den 
Shell-Boykott, zu dem ihr aufgerufen 
habt?

L. Tamana: Den Shell-Boykott haben 
wir vor 8 Wochen ausgerufen. Zahlrei­
che Gruppen und Einzelpersonen haben 
sich angeschlossen, und es werden im­
mer mehr. In Deutschland haben wir an 
verschiedenen Orten Unterstützung ge­
funden, und sie entwickeln ihre eigenen 
Strategien. In Großbritannien passiert 
dasselbe. Wir haben Unterstützung in 
den Niederlanden, in Belgien, wo ähnli­
che Proteste veranstaltet werden. Wir 
haben Leute überall.Die Beteiligung 
wächst und wir hoffen sehr, daß wir Er­
folg haben werden mit diesem Shell- 
Boykott.

schen.Es
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A
m 18.Oktober fand in in Berlin 
eine „Erörterungsveranstal­
tung“ im Rahmen des Raumord- 
nungsverfahrens für die geplante 

Strecke des „Transrapids“ von Hamburg 
nach Berlin statt - faktisch ohne die Öf­
fentlichkeit, wie die verkehrspolitische 
Sprecherin der PDS im Berliner Abge­
ordnetenhaus, Jutta Matuschek, kriti­
sierte. Die Berliner Fraktion von Bünd­
nis 90/Die Grünen hat alle 
Gemeinden, durch die die 
geplante Trasse laufen soll, 
zu Klagen gegen die Ma­
gnetschnellbahn aufgeru­
fen. Solche Klagen hätten 
gute Aussicht auf Erfolg, 
vor allem wegen der unse­
riösen Verkehrsprognose 
und der ganz unzulängli­
chen Umweltverträglich­
keitsprüfung, meinen die 
Grünen. Die 292 km lange 
Strecke hat einen Flächen­
bedarf von 571 Hektar. Je 2 0 
km Strecke sind zwischen 
1.000 bis 4.000 Grund­
stücke betroffen.

Auch unter den Betrei­
berfirmen gibt es weiter 
Krach. Die Bundesregie­
rung drängt auf eine Eini­
gung, damit die Betreiber­
gesellschaft endlich ins Le­
ben tritt. Offenbar können 
sich die beteiligten Indu­
striefirmen (Thyssen, Sie­
mens) nicht mit den Baufir­
men (Hochtief u.a.) über die 
Verteilung der Stimmrech­
te und Risiken einigen.

Wie wenig auch technisch 
„ausgereift“ die geplante Magnet­
schnellbahn in Wirklichkeit ist, war un­
längst in verschiedenen Zeitungen er­
neut zu lesen. „Das Versuchsfahrzeug 
schwankt hin und her, auf und ab, wenn 
es mit Tempo 400 über die Teststrecke 
rast. Geht es mit Tempo über eine Wei­
che, müssen sich die Fahrgäste festhal­
ten, wenn sie nicht stürzen wollen ... 
Wenn man direkt unter der Trasse steht, 
wenn der ‘FlüsterpfeiT mit Tempo vor­
beidonnert, erinnert er eher an ein Dü­
senflugzeug“, schilderte beispielsweise 
ein Journalist des Berliner „Tagesspie­
gel“ seine Erlebnisse. Wir dokumentie­
ren eine Presseerklärung der PDS-Frak­
tion im Berliner Abgeordnetenhaus zum 
Raumordnungsverfahren. rül

Transrapid: Planungschaos und 
offene Fragen

Zur heute stattfindenden Erörterungs­
veranstaltung innerhalb des Raumord­
nungsverfahrens Transrapid erklärt die 
verkehrspolitische Sprecherin der PDS- 
Abgeordnetenhausfraktion in Berlin, 
Jutta Matuschek:

Transrapid „schwankt hin und her“

Die Erörterungsveranstaltung findet 
faktisch unter Ausschluß der Öffentlich­
keit statt. Teilnehmer sind außer den 
Planem selbst die Träger öffentlicher 
Belange. Die ca. 3.500 Einwender wur­
den über den Erörterungstermin weder 
informiert, noch wurden sie eingeladen. 
Völlig unverständlich ist, daß es zwei ge­
trennte Veranstaltungen nur für Bran­
denburger bzw. nur für Berliner Belan­
ge gibt, obwohl das Verfahren von der ge­
meinsamen Landesplanungsabteilung 
durchgeführt wird.

Die Planer des Transrapid haben of­
fensichtlich weiterhin kein Interesse, ihr 
Jahrhundertprojekt in der Öffentlich­
keit zu diskutieren, und berufen sich in 
der Projektbegründung ausschließlich 

auf das Magnetbahnbedarfsgesetz, in 
dem der Bundestag einen willkürlichen 
Bedarf per Gesetz festgelegt hat. Dem- 
zufolge wurden Bedarfszahlen, Ko- 
stenüberlegungen und die prinzipielle 
Frage nach der Sinnhaftigkeit desTrans- 
rapid nicht Gegenstand des Raumord­
nungsverfahrens. Die Planer haben aber 
auch allen Grund, einer öffentlichen 
Diskussion auszuweichen, weisen doch 

ihre Planungen eklatante Fehler auf.
Sämtliche Prognosezahlen beruhen 

auf dem Bundesverkehrswegeplan von 
1992, dessen euphorische Annahmen 
hinsichtlich von Bevölkerungswachs­
tum, Einkommenssteigerungen, Be­
schäftigungszahlen u.a.m. durch die rea­
le Entwicklung in der BRD tagtäglich als 
Mondzahlen widerlegt werden. Dennoch 
sehen die Protagonisten des Transrapid 
keinerlei Veranlassung, ihre Annahmen 
den Tatsachen anzupassen.

Eine Untersuchung über eine Nullva­
riante, also über die machbare Alterna­
tive einer ICE-Verbindung zwischen 
Hamburg und Berlin wird mit der lapi­
daren Erklärung, das sei kein Planungs­
fall, abgetan.

Für Berlin werden die Grundännah- 
men hinsichtlich zukünftiger Verkehrs­
entwicklung nahezu abenteuerlich in- 
terpretiert. So gehen die Planungen nach 
wie vor davon aus, daß die U5, die soge­
nannte Kanzler-U-Bahn von Alexan- 
derplatz bis Jungfemheide, gebaut wird 
und daß es in Berlin langfristig die Flug­
häfen Tegel und Schönefeld geben wird. 
Das für den Regionalverkehr Berlin- 

Brandenburg gültige 
Zielnetz 2000 wurde 
hingegen wegen nicht 
gesicherter Finanzie­
rung nicht in die Pla­
nungsgrundlagen auf­
genommen. • 

Skandalös ist die Dis­
kussion um den End­
haltepunkt in Berlin, 
Lehrter Bahnhof oder 
Bahnhof Papestraße. 
Deren verkehrliche An­
bindung ist überaus 
problematisch und wi­
derspricht in vielen 
Fragen bisherigen Pla­
nungen. Die Bauten im 
zukünftigen Regie­
rungsviertel laufen, die 
Transrapid-Planer ge­
ben sich ihrer Tunnel­
manie in vollen Zügen 
hin. Eine Südverlänge­
rung der Strecke wird 
allen Ernstes als weite­
rer Tunnel durch den 
Tiergarten in Erwä­
gung gezogen. Am 
Bahnhof Papestraße 
kommt der Transrapid 
überirdisch an und 

könnte unterirdisch weiterfahren.
Wie wichtig die Planer selbst diese 

Erörterungsveranstaltung mit eng be­
grenztem Teilnehmerkreis nehmen, be­
wies der Vertreter der Magnetbahnpla­
nungsgesellschaft Herr Fechner. Er ver­
ließ das Forum nach ca. 2 Stunden, um 
zu einer Aufsichtsratssitzung zu ent­
schwinden.

Die PDS bleibt bei ihrem Nein zum 
Transrapid. Wir fordern die umgehende 
Zurückweisung der vorgelegten Planun­
gen wegen Unvollständigkeit,Unsinnig­
keit und unrealistischer Planungs­
grundlagen.

Pressemitteilung der PDS-Abgeordne' 
tenhausfraktion Berlin, 18.10.96

Am 17. Oktober 
organisierte der 
Mannheimer 
Verein der AGIV 
(Föderation der 
Arbeitsimmi- 
grant/innen aus 
der Türkei in der 
BRD) eine Kund­
gebung auf dem 
Marktplatz. Eine 
solche Aktion 
will die AGIV 
vorläufig an le­
dern 17, eines 
jeden Monats 
anmclden. Die­
se Aktion Ist 
auch eine Art 
Mahnwache und 
soll der in dor 
Türkei und Kur­
distan verschwundenen oder ermordeten Menschen gedenken. Auf der Kundgebung mit ca. 70 Men­
schen sprach auch die Schwester oines in dor Türkei verschwundenen Menschenrechtlers.
Die Kundgebung orlnnorto an die Demonstrationen der „Samstagmüttcr“ der Türkol, wenn Mütter, 
Ehofrauon und Schwestern trotz polizeilichem Verbot /odon Samstag in einer der Hauptstraßen 
Istanbuls Aufklärung fordern über das Schicksal vorschwundcnor Familienangehöriger»
Dlo Kundgebung solidarisierte sich auch mit den elf tausend sich im Hungerstreik befindlichen Ge­
fangenen In dor Türkei und Kurdistan, und protestierte gegen die Ermordung von 12 PKK-Gefange­
nen am 24.0. Im Gefängnis von Dyarbarklr. Ole Veranstalter haben ausdrücklich den Wunsch 
goöußort, daß sich noch mohr Menschon und auch andere Organisationen beteiligen. Dlo nöchsto 
Kundgebung findet am Sonntag, den 17. Hovombor statt. scr

Gelöbnis abgesagt
Hamburg. Die angekündigten Proteste 
antimilitaristischer Gruppen aus Kal­
tenkirchen und Umgebung haben zu ei­
ner Absage der für den 24.10. geplanten 
öffentlichen Rekrutenvereidigung ge­
führt. Die örtliche Presse zitierte aus­
führlich die ärgerlichen Reaktionen, die 

, der Bundeswehr „Feigheit vor dem 
Feind“ vorwarfen. So der stellvertreten­
de Bürgermeister Stefan Rudschäfski zu Geldstrafen zwischen 600 und 3.15^ 
(SPD) in der Segeberger Zeitung vom 
8.10: „Offenbar hat sich die Bundeswehr 
dem Druck gebeugt und aus Angst vor 
Ausschreitungen die Rekrutenvereidi­
gung in die Kaserne nach Boostedt ver­
legt.“

Diese und weitere Äußerungen zeigen, 
daß der Rückzieher auf der Ebene der 
politisch Verantwortlichen äußerst um­
stritten ist und von dort neueVorstöße zu 
befürchten sind. Die im Bündnis „Kein 
Gelöbnis in Kaltenkirchen und anders­
wo“ zusammcngeschlossenen 17 Orga­
nisationen, bestehend aus Grünen, 
Jungsozialisten, antimilitaristischen 
und antifaschistischen Gruppen aus 
Kaltenkirchen, Schleswig-Holstein und 
Hamburg, gehen davon aus, daß bereits 
Anfang des Jahres, also mit der Vereidi­
gung der jetzt eingezogenen Rekruten,

eine neuen Runde der Militarisierung 
des öffentlichen Raumes eingeleitet 
wird. kufl

Heidelberger Gericht verur­
teilt Kurden zu Geldstrafen
Heidelberg. Im Prozeß um die Auto" 
bahnblockade bei Sandhausen hat da* 
Heidelberger Landgericht neun Kurde*1

Mark verurteilt.
Die Richter befanden acht Männer und 

eine Frau der Nötigung in 1.000 Fälle*1 
für schuldig. Drei von ihnen wurde*1 
außerdem wegen eines gefährlichen Ein' 
griffs in den Straßenverkehr verurteil*• 
Zwei Männer wurden freigesprochen- 
Das Gericht blieb deutlich unter de1* 
Fbrderung der Anklägerin, die zum Ted 
auf Bewährungsstrafen plädiert hatte.

Bei der Aktion auf der A5 wurden an1 
22. März 1994 mehrere Fahrzeuge auf al' 
len vier Spuren quergestellt. Während 
einer anschließenden Demonstratio1’ 
machten die Kurden auf die Lage in ih' 
rer Heimat aufmerksam. An der 
monstration sollen sich rund 200 Pers# 
nen beteiligt haben. Die neunVerurtc* 
ten im Alter zwischen 25 und 53 
wurden anhand eines Fernsehvi c
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Vorgehen gegen bosnische Flüchtlinge recrnswiang

50 Jahre WN/BdA in NRW
Arbeit der VNN/BdA findet Anerkennung

München. Im Bayerischen Flüchtlings­
rat sind erschütternde Berichte über den 
Umgang der Münchner Ausländer­
behörde (KVR) mit bosnischen Flücht­
lingen sowie ihren Betreuerinnen einge­
gangen. < ’

In den letzten Tagen wurden Bürger­
kriegsflüchtlinge, die unter die „Rück­
führungs-Phase 1“ f allen, von KVR-Mit- 
arbeiterlnnen dazu gedrängt eine Er­
klärung zu unterschreiben, die bekun­
det, daß sie nun freiwillig das Land ver­
lassen werden. Es hieß, dafür würde ih­
nen der Ausreiseschein (Grenzüber­
trittsbescheinigung) noch um zwei Tage 
verlängert werden! Dabei waren die 
Hechtsmittel gegen die Ausreiseauffor­
derung noch nicht ausgeschöpft. Zudem 
kam es zu erheblichen Einschüchte­
rungsversuchen gegenüber Flüchtlings­
betreuerinnen.

Die unglaublichen Vorgehensweisen 
beruhen auf den Anweisungen aus dem 
bayerischen Innenministerium, wonach 
bosnischen Flüchtlingen, die auf den 
Ausländerbehörden wegen Verlänge­
rung ihrer Ausreisefrist vorsprechen, ein 
Ausreiseschein in die Hand gedrückt 
Wird mit dem Vermerk, die betreffende 
Person „ist verpflichtet, die BRD unver­
züglich zu verlassen“.

Mit diesem rechtswidrigen Vorgehen 
Verabschiedet sich Innenminister Beck­
stein von grundlegenden rechtsstaatli­
chen Prinzipien. Ab diesem Zeitpunkt 
sind diese Menschen als vogelfrei zu be­
zeichnen. Durch ihre bevorstehende Ille­
galisierung wird eine massenhafte Kri­
minalisierung juristisch vollzogen; 
gleichzeitig wachsen dadurch die Äng­

ste und die Verunsicherung unter den 
Flüchtlingen immer unerträglicher.

Diese Verantwortung übernimmt der 
Innenminister fern jeden Skrupels für 
viele Tausend Flüchtlinge in der Hoff­
nung, sie auf diese Weise endgültig und 
vor dem Winter zur „freiwilligen Aus­
reise“ zu zwingen. Genau solcherlei sta­
tistischer Großleistungen wird er sich im 
nachhinein rühmen, ja sogar als Vorrei­
ter für den Wiederaufbau Bosniens fei­
ern lassen.

Als ebenso verwerflich ist das Spekta­
kel zu bezeichnen, mit dem das bayeri­
sche Innenministerium die erste Ab­
schiebung eines Bosniers öffentlich­
keitsschmackhaft inszenierte. Der 
Schachzug mit dem verurteilten Se­
xualstraftäter kam dabei als „bayeri­
sche Eröffnung“ gerade recht. Ver­
schwiegenhat das Innenministerium je­
doch sorgsam, daß auch ein weiterer 
Flüchtling nach Sarajevo abgeschoben 
wurde, dem dort die Behörden die Ein­
reise verweigerten. Dem Bayerischen 
Flüchtlingsrat ist dessen weiteres 
Schicksal bis dato unbekannt. Desglei­
chen werden über Ungarn abgeschobe­
ne Personen an der Einreise gehindert.

In unmittelbarer Abfolge verkündete 
Beckstein: Sexualstraftäter abgescho­
ben; es werden jetzt alle weiteren 
Straftäter (also auch die nach obigem 
Muster zu Straftätern gemachten!) und 
die Sozialhilfeempfänger folgen. Diese 
moralisch generalisierende Diskrimi­
nierung stigmatisiert die Kriegsflücht­
linge zusätzlich.

Michael Stenger, Sprecher des 
Bayerischen Flüchtlingsrats 

Mülheim. Am 26. Oktober 1946 wurde in 
Düsseldorf die. „Vereinigung der Ver­
folgten des Naziregimes“ des Landes 
Nordrhein-Westfalen gegründet. Die 
rund 500 Delegierten vertraten damals 
50.000 ehemalige politische Gefangene, 
rassisch und religiös Verfolgte des NS- 
Regimes. Bei einer Jubiläumsveranstal­
tung am 19.10. in Mülheim an der Ruhr 
mit hunderten von ehemaligen Wider­
standskämpfern und Angehörigen der 
jüngeren Generationen erinnerte der 
heutige Landesvorsitzende Jupp Angen­
fort daran: „Die Gründungsmitglieder 
waren sich einig in der Forderung: Nie 
wieder Faschismus und Krieg. Schluß 
mit Rassismus, Antisemitismus und Mi­
litarismus.“ Damals habe es eine starke 
Übereinstimmung aller demokratischen 
Kräfte gegeben. So hätten Vertreter von 
SPD, KPD, CDU,FDP,des Zentrums,der 
jüdischen, evangelischen und katholi­
schen Religionsgemeinschaften dem er­
sten WN-Landes vorstand angehört. 
Für sie alle hielt der erste Ministerprä­
sident des Landes, Dr. Rudolf Amelun­
xen, eine Ansprache, in der er den Wi­
derstandskampf und das Leiden der Op­
fer würdigte. Der Ministerpräsident 
mahnte: „All denen, die den Schandta­
ten und Verbrechen der Vergangenheit 
das richtige Verständnis noch nicht ent­
gegenbringen, müssen wir mit wachrüt­
telnder Aufklärung und eindeutigen Fo- 
rerungen entgegentreten“.Er sagte wei­
ter: „In der Ausübung von Toleranz darf 
und muß nur eine einzige Ausnahme ge­
macht werden, nämlich die, daß es kei­
ne Freiheit gibt für die Mörder der Frei­
heit. Wir kennen diese und werden alles 
tun, um sie nicht noch einmal zum Zuge 
kommen zu lassen.“

DieWN hatte auch zum 50. Jahrestag 
den NRW-Ministerpräsidenten um Mit­
wirkung beim Jubiläum gebeten. Mini­
sterpräsident Johannes Rau lehnte zwar 
die Schirmherrschaft über das Jubiläum 
mit dem Hinweis auf Differenzen in der 
Menschenrechtsfrage in der Vergangen­
heit ab, er fand jedoch würdigende Wor­
te für die VVN, deren Mitglieder gegen 
das „Verdrängen und Vergessen“ wirk­
ten. DieWN sei zu „einer Mahnerin ge­
gen das Vergessen geworden.“ Rau wür­
digte in seinem Schreiben auch die „ver­
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gessenen“ Opfer sowie VVN 
die Rolle der Kommuni­
sten im Widerstand. Es sei völlig ver­
fehlt, „die Opfer des kommunistischen 
Widerstandes gegen Hitler gleichsam in 
Haftung nehmen zu wollen für die spä- . 
tere Politik der DDR“.

Rau betonte, daß es einen Schlußstrich 
unter die Vergangenheit nicht geben 
darf. „Was die Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus anbetrifft, hat 
die WN - Bund der Antifaschisten seit 
ihrer Gründung vor fünfzig Jahren einen 
wichtigen Beitrag geleistet, den ich 
schätze und der nicht kleingeredet wer­
den darf.“ In seiner Antwort an Johan­
nes Rau dankte Jupp Angenfort für die 
von Rau ausgesprochenen Wünsche zum 
guten Gelingen: „Meines Erachtens be­
steht die Gefahr, daß Rechtskräfte die 
Massenarbeitslosigkeit und soziale Not 
demoagogisch nutzen, um ihre Pläne für 
eine ganz andere Bundesrepublik 
Deutschland voranzutreiben ... Es wäre 
gut, wenn die demokratischen Kräfte 
unseres Landes sich entschlössen, solch 
einer Entwicklung in gemeinsamem 
Handeln entgegenzuwirken.“ Angenfort 
bezeichnete dies auch als einen Auftrag 
der NRW-Landesverfassung, in der das 
Wohl des Menschen und „der Schutz der 
Arbeitskraft den Vorrang vor dem 
Schutz jnateriellen Besitzes“ (Artikel 
14) einnehme.

Von dem Treffen in Mülheim wurde die 
Jugend aufgerufen, den Bestand und die 
Fortentwicklung der WN-BdA zu si­
chern. Junge Leute waren in großer Zahl 
unter den Teilnehmerinnen und Teilneh­
mern, die sich mittels Videos, Ausstel­
lungen, Gesprächen mit Zeitzeugen und 
bei zwei kulturellen Erinnerungs- und 
Solidaritätsveranstaltungen im Ring- 
lokschuppen des Landesgartenschau­
geländes informierten. Künstler aus 
Südamerika, Afrika und aus der Türkei 
sorgten für Höhepunkte des antifaschi­
stischen Landestreffens. Der Schauplatz 
der Geburtstagsfeier, ein ehemaliger 
Lokschuppen des Betriebsbahnausbes­
serungswerkes Mülheim,hat auch histo­
rische Bedeutung: Hier wirkte eine Wi- 
destandsgruppe,diebis 1945 Zwangsar­
beiten! half. Ulrich Sander,

Pressesprecher WN-BdA NRW

identifiziert. Drei von ihnen hatten nach 
Ansicht des Gerichts die Blockade maß­
geblich zu verantworten, die anderen 
Wurden als Mitläufer eingestuft.

Der Vorsitzende Richter Mussei zeigte 
grundsätzlich Verständnis für die Prote­
ste der Kurden. Eine Blockade auf der 
Autobahn sei jedoch wegen der Gefähr­
dung der Verkehrsteilnehmer „sozialwi­
drig“ und „verwerflich“.

Mechtersheimer als Wahl­
helfer des REP-Kandidaten
Stuttgart. Es hat zwar dem REP-Kandi­
daten (diesmal) nicht zu vielen Stimmen 
verhülfen, aber der Auftritt von Alfred 
Mechtersheimer am Montag vor der OB- 
Wahl für den REP-Kandidaten ist ein 
Alarmzeichen in mehrerer Hinsicht. Der 
Oberstleutnant a.D., Ex-CSUler, Ex- 
Grünen-MdB und Ex-Friedenskämpfer 
gehört zu der schillernden „Prominenz“, 
die populistische Strömungen im politi­
schen Wind erschnüffelt und daran ihre 
Laufbahn ausrichtet.

Öiese Windhunde wittern Aufwind für 
UuhSBekenntnis zu den REP ist 
^eh absolutes Karricrehindernis

4,uo der crsten Amtshandlungen 
n Teufels nach der Landtagswahl 

war seine Eröffnungsrede für die Tagung 
des Weikersheimer Studienzentrums im 
Haus der Wirtschaft.

Es gibt auch niemanden mehr, der wil­
lens oder in der Lage wäre, Veranstal­
tungen der REP durch Aktionen zu be- 
oder zu verhindern. Die bisherigen Mit­
tel, faschistische und nationalistische 
Politik zu bekämpfen, reichen nicht 
mehr aus.

In der letzten Landtagswahl konnten 
die REP eine politische Minderheit als 
festen Wählerstamm mobilisieren, die zu 
groß ist, um sie durch Nichtbeachtung 
oder Blockadeaktionen zurückzudrän­
gen. Die REP nützen jetzt die Bastionen 
der Landtagsfraktion und im Gemein­
derat,um ihre Strukturen zu festigen,ihr 
Personal auszubilden und sich in der 
praktischen Politik Positionen zu erar­
beiten.

In dieser Situation müssen Antifaschi­
stinnen und Antifaschisten neu überle­
gen, wie sie nationalistische, militaristi­
sche, rassistische und gewerkschafts­
feindliche Politik wirksam bekämpfen 
können. Mehr als bisher wird man sich 
mit den politischen Inhalten dei Politik 
der REP und ihres Umfeldes auseinan­
dersetzen müssen.

Die Aufdeckung und Kritik der \cr- 
bindunß zwischen Risch.smus und Kon­

servatismus muß fortgesetzt werden. Die 
Beratung der antifaschistischen Kräfte, 
die Öffnung und Zusammenarbeit mit 
anderen Kräften und Bewegungen des 
politischen Widerstandes gehören dazu. 

ulk

Junge Vertriebene laden 
Neofaschisten ein
Düsseldorf. Die „AG Junge Generation 
im Bund der Vertriebenen - Landesver­
band NRW“ plante für Ende November 
ein „Deutschlandpolitisches Seminar“, 
zu dem Referenten wie Dr. Heinrich Pie- 
brock und Klaus Kunze mit offen rechts­
extremem Hintergrund geladen worden 
sind. Piebrock hat erst jüngst in Heten­
dorf gesprochen, dem Schulungszen­
trum des-militanten Flügels des bundes­
deutschen Neofaschismus.

Rechtsanwalt Klaus Kunze war u.a. 
Verteidiger des NPD-Funktionärs 
Hans-Michael Fiedler 
und der FAP-Funktionü- 
re Kurl Polacek und 
Thorsten Heise, er war 
Pressesprecher des 
REP-Landesverbandes 
Niedersachsen und 
Landtagskandidat der

REP in Niedersachsen, er schreibt in der 
neurechten „Jungen Freiheit“. Als wei­
tere Referenten waren angekündigt: 
Sascha Jung (vom deutschnationalen 
Hofgeismarkreis in der SPD), Prof. Dr. 
Hans-Helmuth Knütter (Autor in der 
„Jungen Freiheit“),der CDU-MdB Hein­
rich Lummer sowie der Bundesvorsit­
zende der Landsmannschaft Ost­
preußen .Wilhelm von Gottberg,der über 
die „neuen Chancen“ der Heimatver­
triebenen in Osteuropa referieren will.

Wie man sieht, ein friedliches Neben­
einander von eher konservativen und of­
fen rechtsextremen Referenten, und all 
dies unter der Schirmherrschaft der 
„Jungen Landsmannschaft Ost­
preußen“, die durch den Bundesetat ali­
mentiert wird.

Nachdem die Abgeordnete der PDS, 
Ulla Jelpke, das Programm dieses Semi­
nars öffentlich gemacht und den Innen­
minister NRWs dazu aufgefordert hat, 

die Durchführung dieses 
Seminars zu unterbin­
den, wurde dem Veran­
stalter- der J LO - die 
Zusage für die öffent­
lichen Räumlichkei­
ten entzogen.

Prcssenu’ttcRung 
U. Jelpke



10 ® Aus Ostdeutschland

„Berlin braucht 
Wagenburgen!“

Unterschriftensammlung gegen die 
Vertreibungspolitik des Berliner Senats

Eine Initiativgruppe des Berliner 
„Stadtforums von unten“ hat bereits 
Ende August eine Unterschriftensamm­
lung gestartet. Diese richtet sich gegen 
die von dem Berliner CDU/SPD-Senat 
betriebene systematische Verfolgungs­
und Vertreibungspolitik gegen arme 
Leute in der Stadt, hier unter anderem 
gegen die sogenannten „Wagenburg- 
ler“, die laut CDU-Innensenator und 
Ex-General Schönbohm „kriminelle 
Schwerpunkte“ in der Stadt bildeten 
bzw. anzögen und deshalb bis spätestens 
Ende 1997 zwangsweise alle in ein be­
festigtes und bewachtes Lager am Ran­
de der Stadt im Stadtteil Spandau- 
Staaken vertrieben werden sollen.

In Staaken selbst ist eine politisch sehr 
gemischte „Bürgerbewegung“ gegen die 
Verlegung der Wagenburgler aktiv, die 
mit Unterstützung des CDU-Bezirks­
bürgermeisters und erheblichen Teilen 
der SPD sowie mit fast gleichen Argu­
menten wie der Innensenator (krimi­
nell, Rauschgift, Lärmbelästigung u.ä.) 
die von ihrem Parteifreund im Innense­
nat betriebene gewaltsame Konzentra­
tion aller in Berlin lebenden „Wagen­
burgler“ in die Nähe ihrer Wohnungen 
verhindern will.

Die Wagenburgler, soweit sie politisch 
aktiv sind, bemühen sich derweil im 
Ostteil von Berlin in Verhandlungen und 
durch Aufklärungsveranstaltungen in 
mehreren Bezirken (z.B. mit der PDS- 
Bürgermeisterin Bärbel Grygier von 
Hohenschönhausen) darum, dort kleine 
und genehmigte Stellplätze zu erhalten.

Hier die Erklärung des Stadtforums, 
unter die zunächst bis zum nächsten 
Frühjahr, dem vermuteten Beginn der 
gewaltsamen „Verlegung“ der Wagen­
burgler nach Staaken, Unterschriften 
gesammelt werden sollen. (rül)

„Berlin braucht Wagenburgen!“

Der Senat von Berlin hat am 15. Juli 
1996 beschlossen, bis Ende 1997 sämt­
liche Wagenburgen der Stadt räumen zu 
lassen. Damit verschärft er die ohnehin 
schon erschreckende Obdachlosigkeit 
in Berlin. Obendrein raubt er der Stadt 
ein Stück jener kulturellen Vielfalt, die 
den Anspruch Berlins rechtfertigen 
würde, eine weltoffene Metropole zu 
sein. In Zeiten sich verschärfender so­
zialer Probleme und wachsender Armut 
läßt die verordnete Eliminierung dieser 
kulturellen Randgruppe Schlimmes be­
fürchten: Berlin gibt damit liberale und 
demokratische Grundsätze auf und be­
gibt sich auf den verhängnisvollen Weg 
autoritärer Gesellschaftspolitik.

Die weitaus meisten der „Rollheimer“ 
und „ Wagenburgler“ haben sich in frei­
er Entscheidung und nicht aus materi­
eller Not zu einem Leben in Bauwagen­
siedlungen entschlossen. Sie verzichten 
bewußt auf die Annehmlichkeiten des 
Lebens in Häusern und übernehmen ein 
großes Maß an sozialer Verantwortung 
in der Siedlung. Das geht nicht immer 
gut - vor allem dort, wo solche Siedlun­
gen überdimensioniert und mit sozialen 
Problemen überfrachtet sind, wie in der 
unlängst geräumten Wagenburg „East 
Side“.

In der Regel sind Wagenburgen aber 
keinesfalls Elcndsquarticrc und schon 

gar nicht kriminelle Schwerpunkte. Die 
gegenwärtig betriebene generelle Kri­
minalisierung entbehrt daher jeglicher 
Rechtfertigung. Die Senatsentschei­
dung richtet sich vielmehr gegen eine 
Kultur des einfachen Lebens in der 
Großstadt, wie sie sich über Jahrzehnte 
in den Wagenburgen entwickelt hat. 
Hier werden wertvolle Erfahrungen bei 
der Abfallvermeidung, der Anwendung 
von Solarenergie und dem sparsamen 
Umgang mit Ressourcen gemacht. Wa­
genburgen sind darüber hinaus oftmals 
wichtige und aktive Bestandteile der lo­
kalen Stadtteilkultur.

In vielen Metropolen der Welt gehören 
Wagenburgen oder ähnliche Einrich­
tungen wie reguläre Standplätze für 
„mobile houses“ oder ökologische 
Wohnprojekte ganz selbstverständlich 
und unspektakulär zum Stadtbild.

Berlin ist mit rund 3,5 Millionen Ein­
wohnern zwar keine sonderlich bevöl­
kerungsreiche Metropole, von der 
Fläche her aber eine der größten Städ­
te der Welt. Auch in der Berliner Innen­
stadt existieren trotz des zu Ende ge­
henden Baubooms noch auf Jahrzehnte 
hinaus viele ungenutzte Brachflächen, 
auf denen Wagenburgen Platz finden 
können - darunter auch zahlreiche 
Grundstücke in Landes- und Bundesei­
gentum, auf denen in absehbarer Zeit 
keine Bauvorhaben stattfinden werden.

In dieser Situation die Säuberung 
Berlins von allen Wagenburgen zu be­
schließen, zeugt von einer bestürzenden 
Hilflosigkeit der Stadtregierung in der 
gegenwärtigen Krisensituation. Berlin 
entwickelt sich ganz offensichtlich 
nicht zur internationalen Wirtschafts­
metropole. Statt dies zu akzeptieren 
und auf einer realistischen Grundlage 
die Perspektiven der Stadt neu zu über­
denken, verteidigt der Senat krampf­
haft ein überholtes Leitbild und scheut 
dabei nicht vor autoritären Maßnahmen 
zurück: Mit den Wagenburgen wird ein 
innerer Feind konstruiert, der symbo­
lisch der angestrebten Entwicklung im 
Wege steht und jetzt mit großem Getö­
se vernichtet werden soll.

Ein kosmopolitanes Berlin lebt aber 
von der Verschiedenheit seiner Subkul­
turen. Die angestrebte Säuberung ist 
nicht nur kleinbürgerlich und provinzi­
ell, sie ist auch der Ausdruck einer neu­
en Berliner Intoleranz. Sie schadet der 
Zukunftsfähigkeit der Stadt.

Berlin braucht Wagenburgen!
Wir fordern den Senat daher auf, den 
eingeschlagenen Weg zu korrigieren und 
im Dialog mit Vertretern der Wagenbur­
gen eine Politik der Legalisierung der 
bestehenden sowie der Ausweisung neu­
er Wagenburgplätze zu entwickeln. Sind 
diese überschaubar dimensioniert und 
bietet sich den Bewohnern dort eine 
mittelfristig abgesicherte Lebensper­
spektive, so ist dort auch die Gefahr der 
Verslumung gebannt.

Ber/tn, den 22.8.1996 
(Unterzeichnet u.a. von Abgeordneten 
von PDS und Bündnis 90/Grüne, dar­
unter die Fraktionsvorsitzenden Wolf­
gang Wieland (Bündnis 90/Grüne) und 
Harald Wolf (PDS), Kunstlcr/innen, 
Jo urnalistcn/inncn, H oc lisch ul Ich re r/- 
innen wie Prof. W. D. Narr u.a.)

Mehr als 13.000 Schülerinnen und Schüler von über 40 Schulen protestierten am 22. Oktober F 
gen die Sparpolitik des Berliner Senats im Bildungsbereich. Auf gerufen zu der Aktion hatte die W 
desßchülervertretung. Bereits jetzt gebe es in vielen Schulen nur noch veraltete Karten und Bucht1' 
im Chemie- und Kunstunterricht fehle Material. Die GEW kritisierte Pläne des Senats, im nächste* 
Jahr den Satz für Lehr- und Lernmittel weiter von 114 auf 85 bis 80 DM pro Schüler im Jahrl* 
senken. Die Polizei war mit 400 Beamten und einer Reiterstaffel da, als aus einem Lautsprecher 
wagen das Rote-Zora-Lied gespielt wurde, wurde der Wagen und eine Kassette mit einer Glosse 
die Nationalhymne beschlagnahmt. Den Veranstaltern wurden Strafverfahren wegen „Unterste 
zung einer terroristischen Vereinigung“ und „Verunglimpfung staatlicher Symbole“ angedrobL & 
29. Oktober beriet die Landesschülervertretung über weitere Aktionen, die GEW bereitet einen fr 
tionstag gegen die Senatspolitik vor.

Etwa 3.000 bosnische Kriegsflüchtlinge protestierten am 17. Oktober auf einer Demonstration 
Berlin gegen ihre von der Innenministerkonferenz beschlossene und vom Berliner Senat auch 
siv betriebene „Rückführung“ nach Bosnien-Herzegowina. „Wir sind nicht freiwillig in die BRD S*' 
kommen“ und Proteste gegen ihre Abschiebung in Gebiete, in denen während der kommenden Wi*' 
terzeit weder eine ausreichende Verpflegung noch eine Unterkunft zu finden sein werden, übel' 
wogen. Die Berliner Ausländerbehörden haben bereits begonnen, die Pässe der ersten bosnische* 
Flüchtlinge einzubehalten, die ersten sollen anscheinend bereits in den nächsten Wochen abg6' 
schoben werden.

Etwa 300 Bürgermeister und Landräte aus Sachsen-Anhalt protestierten am 18. Oktober vor drf 
Landtag in Magdeburg gegen Kürzungen der kommunalen Finanzzuweisungen, die dio Landest*' 
giorung beabsichtigt. Die Landesregierung plant eine Änderung des Finanzausgleicbsgesetzes, d^ 
den Kommunen bisher 24% des Landcshaushalts, mindestens aber 3,8 Milliarden DM als Zuvrß1' 
sungon garantiert. Dio Regiorung will dio Zuweisungen um mindestens 500 Millionen DM kürze*!. 
Betreiber der Demonstration waren Bürgermeister und Landräte vor allem von der CDU und zum W 
auch der SPD. Dio PDS hatte sich beroits im Vorfeld gogen dio Kürzungspläne der Landesrogioro^ 
ausgesprochen und auch in den Kommunon entsprechende Inhaltliche EntschllcOungon verah' 
schicdot, hielt aber angesichts der slchtbaron Steuerung der Aktion durch die CDU, dio Transp*' 
rento und Protoslschildor por Lastwagon zentral hcrankarrto, zu dor Aktion selbst Distanz.



 Aus Betrieben und Gewerkschaften

BASF-Vorstand als Scharfmacher bei 
der Kürzung der Lohnfortzahlung
Bis zur letzten Minute war der Be­
triebsratsvorsitzende der BASF noch 
voller Hoffnung und zeigte sich dann 
schließlich zutiefst enttäuscht, als der 
Vorstand am 8. Oktober das beschloß, 
was er Ende September, damals bereits 
für 1. Oktober, angekündigt hatte.

Die Kürzung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall um 20 % ab 1. Novem­
ber 1996; bei fünf Tagen Krankheit kann • 
man seine Lohnkürzung gegen einen' 
Urlaubstag eintauschen. Man wolle da­
bei die Ergebnisse des Gesprächs zwi­
schen den Tarifvertragsparteien be­
rücksichtigen. Arbeitsdirektor Kley 
zeigte sich gegenüber der Presse opti­
mistisch, daß die Begrenzung des Ent­
gelts in der Praxis kaum zur Anwen­
dung kommen werde. Der Herr geht da­
von aus, daß die Leute aufs Geld nicht, 
notgedrungen aber auf den Urlaub ver­
zichten werden. (BASF ak tuell 17.10.9 6)

Geht es wirklich um Kran­
kenstand und Kosten?

Die BASF hat mit diesem Beschluß in­
nerhalb der Großchemie die Führer­
schaft an der Lohnfortzahlungskür­
zungsfront übernommen. Bayer will erst 
ab 1. Januar 1997 kürzen (Rheinpfalz, 
9.10.96). Hoechst verhandelt derzeit mit 
dem Betriebsrat. Mit dem Damokles­
schwert der drohenden Lohnsenkung 
erhofft sich Arbeitsdirektor Kley, bei 
seinen Beschäftigten jede Krankheit 
flugs in die Flucht schlagen zu können. 
Das muß man folgern, wenn er öffent­
lich mit einem künftigen Krankenstand 
von 3,8% liebäugelt. Derzeit liegt er in 
der BASF bei bescheidenen, unter­
durchschnittlichen 4,8%. Die Kurzzeit­
erkrankungen gar bewegen sich bei un­
ter 1 Prozent. „Damit stehen wir nicht 
nur insgesamt, sondern auch in unserer 
Branche recht gut da,“ gesteht Kley ein. 
Über verschiedene, mit dem Betriebsrat 
vereinbarte Maßnahmen (auch Fehlzei­
tengespräche gehören dazu!) war der 
Krankenstand in der BASF von früher 
9 Prozent stark gedrückt worden. Aber 
im internationalen Vergleich müsse man 
hier noch besser werden, so Kley.

Bei Arbeitsunfällen und Berufskrank­
heiten soll der volle Lohnausgleich wei­
terbezahlt werden. Da wird sich manch 
einer überlegen, ob zugunsten des Er­
halts einer Sicherheitsprämie für die 
Arbeitsgruppe darauf verzichtet wird, 
einen Arbeitsunfall zu melden, oder ob 
er den vollen Lohnausgleich lieber der 
Prämie vorzieht. Die BASF könnte sich

Hochtief AG setzt Kranke 
unter Druck
Während für die Arbeiter im Bauge­
werbe keine gesonderte tarifliche Re­
gelung über die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall existiert, wurde beizei­
ten für die Angestellten die hundert­
prozentige Lohnfortzahlung tariflich 
gesichert. Gegen die Protest des Be­
triebsrats verweigert die Essener 
Hochtief AG dies ihren Angestellten 
seitdem 1.10.1996. Außerdem zahlt die 
Konzernleitung die tarifliche Anhe­
bung der Löhne und Gehälter zum
1.9.1996 im Osten auf 95% des Westni­
veaus nicht und kündigte die Be­
triebsvereinbarung über die Sonder­
leistungen zum 31.12.1996. Der Be­
triebsrat spricht in diesem Zusam­

also eine Steigerung der Arbeitsunfälle 
einhandeln und ihre Zahlungen an die 
Berufsgenossenschaft erhöhen müssen.. 
Der positive Kosteneffekt wäre noch mi­
nimaler.

Die jährliche Kostenersparnis auf­
grund der Lohnkürzug liegt bei der 
BASF bei lächerlichen 20 Millionen 
DM. Kley räumte auf einer Pressekon­
ferenz ein, daß dies angesichts von 2,1 
Milliarden DM jährlicher Sozialkosten 
ein geringer Betrag sei. Offenbar ist an 
dieser Stelle dann ein Begründungseng­
paß aufgetreten. Schließlich verwies er 
auf die Empfehlung des Bundesarbeit­
geberverbandes Chemie (BAVC), der 
man sich verpflichtet fühle. Da dort der 
BASF-Vorstand personell vertreten ist, 
heißt das nichts anderes, als daß man an 
den selbst gesetzten Vorhaben festhält. 
Expressis verbis geht es „um die Sen­
kung der Lohnnebenkosten und damit 
um die internationale Wettbewerbs­
fähigkeit unserer Branche“. (BASF ak­
tuell). Und schließlich müsse man die 
Position der kleineren und mittleren 
Chemieuntemehmen stärken.

„Mehr als ein Kratzen an der 
Sozialpartnerschaft“
In den letzten Tagen wurde auch Nicht- 
Gewerkschaftsmitgliedern und poli­
tisch weniger interessierten Beschäftig­
ten klar, daß ein sozialpolitischer 
Dammbruch vorbereitet wird, der jeden 
trifft, und der erst der Anfang von wei­
teren gravierenden Verschlechterungen 
darstellen wird. So gelang es dem 
BASF-Betriebsrat innerhalb weniger 
Stunden, ca. 15000 Beschäftigte zu ei­
ner Informationsveranstaltung am fol­
genden Tag um 12 Uhr vor das Be­
triebsratsbüro zu mobilisieren. Es wa­
ren alle Berufsgruppen vertreten bis zu 
außertariflichen und leitenden Ange­
stellten, von denen manch einer glaubt, 
der Vorstand habe jegliches Gespür „für 
die Basis“ verloren-sei einfach „durch­
geknallt“.

Beifall gab es, als der stellvertretende 
Betriebsratsvorsitzende Daniel fest­
stellte, daß die fast gleichzeitig ange­
kündigten Jahresprämie von 175% kei­
neswegs als Beruhigungsmittel wirke. 
„Schweinkram, süß verpackt “.bezeich­
nete er dies unter Beifall. Viele BASF- 
Beschäftigte sind sDwieso der Ansicht, 
daß das „Weihnachtsgeld“ in keiner Re­
lation zu den Gewinnen steht.

Der Betriebsratsvorsitzende Obenau- 
er verwies auf die schwierige rechtliche 

menhang von widerrechtlicher Aneig­
nung fremden Eigentums und von 
Diebstahl, bekennt sich aber zu den 
„gemeinsamen Zielen“ und appelliert 
an den Vorstand, das Vertrauen der 
Mitarbeiter und den Betriebsfrieden 
nicht aufs Spiel zu setzen. Gleichzei­
tig sind Arbeiter, die nach Ansicht der 
Geschäftsleitung zu oft krank sind, zu 
Einzelgesprächen geladen und mit der 
versteckten Drohung mit Entlassugn 
unter Druck gesetzt worden. Darunter 
waren Kollegen mit kaputter Band­
scheibe und ältere Kollegen, die ver­
heizt worden sind.

Es ist schon bitter, wenn kranke Bau­
arbeiter demnächst hohe Lohnein­
bußen hinnehmen müssen oder sogar 
krank arbeiten kommen.

- (tja, aus Lokalberichte Esten) 

Lage, da im Manteltarifvertrag der Che­
mie auf die gesetzlichen Bestimmungen 
Bezug genommen wird. Da muß man es 
sich genau überlegen, rief er: ^Wollen 
wir den Streit(k)?“ Was er nun wirklich 
sagte, ging in lautem Ja-Gebrüll unter. 
Er prangerte den Schulterschluß von 
Kohl und Kapital an, was er als einziges 
Motiv für die Lohnkürzung sieht. Die 
Kosten können es nicht sein. Schließlich 
werde die Außenfassade des BASF-Ver- 
waltungshochhauses derzeit für 22 Mil­
lionen DM renoviert. Das Verhalten der 
BASF sei „mehr als nur ein Kratzen an 
der Sozialpartnerschaft“.

Der Ludwigshafener Geschäftsführer 
der IG Chemie Küppers sah die Sozial­
partnerschaft auf gekündigt - „aber 
nicht von uns“. Die Menschen würden 
durch die Lohnfortzahlungskürzung 
nicht weniger krank. Gemeinsam soll­
ten stattdessen Regelungen zur Verbes­
serung der Arbeitsbedingungen, für 
besseren Gesundheitsschutz etc. gefun­
den werden.

In allen Reden wurde immer wieder 
betont, daß dies erst der Auftakt zu wei­
teren Aktionen darstellen könne. Am 
selben Tag startete der Betriebsrat eine 
Unterschriftensammlung, die bisher 
auf breite Resonanz stößt. „Wir wissen, 
daß es viele Arbeitnehmer gibt, die nicht 
mehr gewillt sind, den verordneten Weg 
vom Wirtschafswunder ins Armenhaus 
zugunsten der Reichen in diesem Land 
hinzunehmen. Es gab bereits erste Ar­
beitsniederlegungen in der Metallindu­
strie. In der Chemie gibt es dafür keine 
Rechtsgrundlage, aber wir können un­
seren Unmut dokumentieren und den 
Repräsentanten in Politik und Wirt­
schaft vor Augen halten. Deshalb ruft 
der Betriebsrat alle Mitarbeiter der 
BASF auf, sich an der Unterschriften­
aktion gegen die Lohnkürzung im 
Krankheitsfall zu beteiligen“, heißt es 
in einem Flugblatt. Die Unterschriften 
sollen im Rahmen einer Demonstration 
dem Vorstands vorsitzenden Strube und 
anläßlich eines Protestzuges nach Og­
gersheim auch Kohl zur Kenntnis ge­
bracht werden.

Sozialpartnerschaftliche Blau­
äugigkeit muß teuer bezahlt 
werden
„Wer hätte denn gedacht, daß die da mal 
drangehen“, hört man in letzter Zeit öf­
ters von IG-Chemie-Hauptamtlichen. 
Daß es die IG Chemie so lange nicht 
wahrhaben wollte, daß die Chemiekon- 
zeme sich im Globalisierungskrieg ei­
nen Dreck um die Sozialpartnerschaft 
scheren,ist ein wirkliches Ärgemis.Und 
auch heute sind noch ersthafte Zweifel 
angebracht, daß diese Einsicht sich nun 
wirklich in der Führung der IG Chemie 
durchsetzt.

Immer wieder wurde in den letzten 
Jahren im Rahmen von normalen Lohn­
tarifverhandlungen Eingriffe in den 
Manteltarif vorgenommen - immer im 
Sinne des Unternehmerlagers für mehr 
Flexibilisierung der Arbeitszeit oder für 
den Einbau von öffnungsklauseln (ge­
ringeres Entgelt für Langzeitarbeitslo­
se und Berufsanfänger und neu Einge­
stellte, Reduzierung des Weihnachst- 
gelds bei schlechter wirtschaftlicher 
Lage etc.). Angesichts der bereits seit 
mindestens 1991 öffentlich diskutierten 
Überlegungen gegen die Lohn fort za h- 
lung hätte man die 100 Prozent recht­
zeitig tarifvertraglich festklopfen müs-

sen - eine sträfliche Blauäugigkeit und 
Nachlässigkeit bei der Neuverhandlung 
des MTV 1992, die sich in der Mobili­
sierung nach Bonn und zu den regiona­
len Demonstrationen fortsetzte. In allen 
Reden und Flugblättern wurde dieser 
heikle Punkt des Manteltarifvertrags 
nicht erwähnt. Glaubte die IG-Chemie- 
Führung,so die schlafenden Hunde wei­
ter im Schlaf wiegen zu können, die 
doch in Wirklichkeit sich bereits die 
Lefzen leckten? Ob es bei den mm von 
der IG Chemie geforderten Tarifver­
handlungen gelingt, im MTV die volle 
Lohnfortzahlung ohne anderweitige 
weitreichende Zugeständnisse zu ver­
ankern, ist fraglich.

Die IG Chemie sieht Tarifrechts­
bruch: Urlaub darf nicht mit 
Krankheit verrechnet werden
Als einen Rechtsbruch betrachtet die 
IGCPK die Verrechnungsmöglichkeit 
von einem Urlaubstag für fünf Krank­
heitstage. Dieser Eingriff in tarfliche 
Urlaubsansprüche greift die Tarifauto­
nomie an. Sie will dagegen klagen, denn 
„der Urlaub dient der Erholung und ist 
für die weitere Erhaltung der Arbeits­
kraft notwendig. Ein Verzicht von ein­
zelnen Arbeitnehmern auf tarifliche 
Urlaubsansprüche ist auch nach dem 
Tarifvertragsgesetz verboten“ (Flug­
blatt des Hauptvorstands der IG Che­
mie). Im selben Flugblatt signalisieren 
Schmoldt und Terbrack Gesprächsbe­
reitschaft über eine Veränderung der 
Berechnungsgrundlagen bei der Lohn­
fortzahlung sowie Offenheit für „neue 
Ideen“. Die Überstunden aus der Be­
rechnungsgrundlage auszuschließen, 
hat Übereiferer Schmoldt bereits An­
fang diesen Jahres öffentlich angedacht. 
Der IG-Metall-Bezirksleiter von Stutt­
gart scheint diese Überlegung jetzt auf- 
gegriffen zu haben. Allerdings ist die 
Mehrarbeit in der Chemieindustrie we­
sentlich niedriger als bei Metall. Bei der 
BASF zum Beispiel bewegte sich sich im 
August 1996 bei den Arbeitern bei 0,2 % 
und bei den Tarif angestellten bei 0,6 %.

Die Haus- und Hof-Gazette des Un- 
temehmerlagers „Aktiv“, die BASF- 
Beschäftigte kostenlos monatlich zuge­
stellt bekommen, betitelt den Streit um 
die Lohnforzahlung als „viel Lärm um 
wenig“. Im Durchschnitt seien drei 
Krankheitstage gerade mal 50 Mark 
netto weniger. Schließlich reduzierten 
sich dabei auch die Lohn- und Kirchen­
steuer, der Solidaritätszuschlag und die 
Beiträge zur Sozialversicherung. „Von 
Sozialabbau oder Demontage des Sozi­
alsystems kann also keine Rede sein“.

Die Wirklichkeit ist, wie so oft, anders, 
denn die Kurzfehlzeiten sind gering; 
wer länger krank ist, dem fehlen weit 
mehr als nur 50 DM und vor allem wer­
den die Mindereinnahmen der Renten-, 
Arbeitslosen- und Krankenkassen wie­
der auf die Lohnabhängigen zurück­
schlagen mit noch höherer Selbstbetei­
ligung und weiteren Kürzungen. Schon 
heute tragen die Versicherten 60 % und 
die Unternehmer nur noch 40 % der So- 
zialversicherungsbeitröge. „Mit wel­
chem Recht sind die Arbeitgeber noch 
in den Verwaltungsräten der Kassen 
tätig, wenn sie nicht bereit sind, die In­
teressen der Kassenmitglicdcr nach 
dem Gebot einer ,social corrcctness’zu 
vertreten“, fragt die Süddeutsche Zei­
tung. (21.10.1996).

- (edc)
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Befristete Arbeitsverhältnisse werden zur 1
Mnvm fwmonht Ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts hatIvUllll ydlldblll weitreichende Folgen

Ende Juni veröffentlichte das Bundes­
verfassungsgericht (BVG) sein Urteil 
zum Hochschulfristvertragsgesetz^Von 
interessierter Seite wurde das Urteil 
aufmerksam studiert, wird mit dem Ur­
teil doch die Koalitionsfreiheit einge­
schränkt und werden dem Gesetzgeber

In einer ersten Wertung stellen wir 
fest, das Bundesverfassungsgericht 
hat die verfassungsrechtliche Garantie 

der Koalitionsfreiheit - also eines 
Grundrechts - mißachtet, indem es 
dem Gesetzgeber gestattet, Tarifver­
träge aufzuheben, wenn et sich dabei 
auf andere Verfassungs,,werte“ beru­
fen kann.

Wege aufgezeigt, wie in Zukunft Tarif­
verträge aufzuheben oder auszuhöhlen 
sind: indem nämlich verschiedene 
Grundwerte gegeneinander abgewogen 
werden.

ÖTV und GEW hatten 1986 Verfas­
sungsbeschwerde eingereicht, weil mit 
diesem Gesetz in bestehende Tarifver­
träge des öffentlichen Dienstes einge­
griffen wurde, was das BVG in seinem 
Urteil auch gar nicht bestreitet. Inhalt­
lich hat das BVG entschieden, daß die 
grundsätzliche Befristung von Arbeits­
verhältnissen im Wissenschaftsbereich 
rechtens und angemessen sei, denn die 
Wissenschaftsfreiheit habe in diesem 
Fall gegenüber der Koalitionsfreiheit 
einen höheren Rang.Dieser höhere Rang 
rechtfertige den - teilweise umfangrei­
chen - Eingriff in die Koalitionsfreiheit.

Hintergrund des Streits: Die öffentli­
chen Arbeitgeber und Wissenschaftsor­
ganisationen hatten Ende der 70er Jah­
re („Bildungsboom“) völlige, „risikolo­
se“ Befristungsfreiheit für ihren Be­
reich verlangt. Tarifverhandlungen 
hierzu scheiterten. Die öffentlichen Ar­
beitgeber wechselten daraufhin ihre 
Rolle vom Tarifpartner zum Gesetzge­
ber. Als solcher beschlossen sie dann 
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1985 das Hochschulfristvertragsgesetz. 
Die Tatsache, daß die Tarifverhand­

lungen gescheitert waren, weil die Ge-

Die Koalitionsfreiheit garantiert je­
doch für die Tarifvertragsparteien 
einen Vorrang bei der Regelung der Ar- 

beits- und Wirtschaftsbedingungen vor 
dem Gesetzgeber. Richtigerweise hätte 
also geprüft werden müssen, ob die Ta­
rifverträge die Wissenschaftsfreiheit 
verletzen, was nicht der Fäll war. 
Stattdessen wird dem Staat grund­
rechtswidrig zugestanden, seine eige­
nen, abweichenden Vorstellungen von 
den Arbeitsbedingungen in der Hoch­
schule oder in Forschungseinrichtun­
gen unter Aufhebung von Tarifverträ­
gen oder mit Tarifsperren durchzuset­
zen...

werkschaften an ihrem - besseren - Ta­
rifvertrag festhielten, zieht das Gericht 
als Rechtfertigung für den Eingriff des 
Gesetzgebers heran. Parallelen zur ge­
genwärtigen Diskussion um die Lohn­
fortzahlung drängen sich geradezu auf.

Welche Auswirkungen die zunehmen­
de Befristung von Arbeitsverhältnissen 
auf die Beschäftigten und ihre Arbeits­
bedingungen haben, wird in dem ne­
benstehend dokumentierten Artikel aus 
dem „ÖTV-Report“2 geschildert.

- (Hannelore Reiner) 
Inhalt des Hochschulfristvertrags­

gesetz sind die 1985 in das Hochschul­
rahmengesetz eingeführten §§57a-f,die

Infolge dieser Fehleinschätzung 
könnte nunmehr im Rahmen des

Sparprogramms der Bundesregierung 
die aktuelle Versuchung entstehen, 
auch tarifliche Regelungen der Ent­
geltfortzahlung im Krankheitsfall ge­
setzlich aufzuheben... Das Urteil si­
chert die personalle Rotation von sozi­
al ungesicherten Beschäftigten unter­
halb der Professoren ab und gibt da- 
mit ein Grundrecht preis, was den Ge­
setzgeber geradezu ermuntern muß, in 
das Sozialsystem dieser Republik noch 
stärker einzugreifen.

- Jürgen Geldmeyer, ÖTV-Report

- kurz gesagt - die Tätigkeit als Wissen­
schaftler als ausreichenden Grund für 
eine Befristung betrachten. Die Befri­
stungsdauer beträgt längstens 5 Jahre; 
max. weitere 5 Jahre sind u.U. möglich.

„ÖTV-Report WiFo“ (Wissenschaft 
und Forschung) v. Oktober 1996

Vgl. auch den bereits veröffentlichten 
Artikel zum WIP (Wissenschaftler-Inte­
grationsprogramm). Die mögliche Ver­
längerung von Arbeitsverhältnissen 
dieser Wissenschaftler scheitert voraus­
sichtlich am Hochschulfristvertragsge­
setz.

Prinzip „teile und herrsche“ 
perfekt etabliert aus ÖTV-Report

Schlechte Arbeitsbedingungen in den Forschungs­
einrichtungen und ihre Auswirkungen
Seit Mitte der achtziger Jahre haben 
sich die Arbeitsbedingungen in den 
Forschungszentren entscheidend ver­
schlechtert. Gründe sind die einseitige 
Orientierung der Forschung an den In­
teressen der Wirtschaft und schneller 
Vermarktbarkeit sowie der Abbau der 
grundfinanzierten Stellen, das heißt 
immer weniger Personal wird mit un­
befristetem Arbeitsvertrag beschäf­
tigt. Neueinstellungen erfolgen heute 
in der Regel für ein bis drei Jahre. In 
Einzelfällen werden diese befristeten 
Verträge verlängert, wobei darauf ge­
achtet wird, daß die gesamte Beschäf­
tigungszeit fünf Jahre nicht über­
schreitet.

Möglichst viele Wissenschaftler und 
Wissenschaftlerinnen sollen als pro­
movierte Absolventen der Hochschu­
len ihr spezielles Wissen in die laufen­
den Forschungsprojekte einbringen 
und sich nach Ablauf des Arbeitsver­
trages außerhalb der Forschungszen­
tren, das heißt meistens auch außer­
halb der Forschung, einen Arbeitsplatz 
suchen. Begründet wird diese Perso­
nalpolitik nicht nur mit der Knappheit 
der Stellen, sondern damit, daß die Ef­
fektivität des Forschungsbetriebes er­
höht und der Überalterung der Be-, 
schäftigten im Forschungsbereich ent­
gegengewirkt werden müsse.

Die befristet Beschäftigten müssen 
während der kurzen Vertragslaufzeit 
möglichst ergebnisorientiert arbeiten. 
Über die Grenzen der eigenen, meist 
fachlich begrenzten Arbeitsgruppe 
hinweg findet ein wissenschaftlicher 
Austausch kaum statt. Eine Mitarbeit 
in den Mitbestimmungs- oder Mitwir­
kungsorganen ist praktisch ausge­
schlossen.

Da bis auf ganz wenige Ausnahmen 
jüngere Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler nicht in ein unbefri­
stetes Arbeitsverhältnis übernommen 
werden, ist in den Einrichtungen die 
Kontinuität der Forschung unter Be­
rücksichtigung neuester Erkenntnisse 
kaum noch gewährleistet. Der immer 
kleiner werdenden Zahl unbefristet 
Beschäftigter ist die Möglichkeit zu ei­
gener wissenschaftlicher Arbeit weit­
gehend entzogen, da sie im wesentli­
chen dafür zu sorgen haben, daß die 
befristet Beschäftigten eingearbeitet 
und neue Projekte akquiriert werden. 
Aus der Tatsache, daß sie aus Zeit­
mangel nicht mehr aktiv forschen und 
veröffentlichen können, wird ge­
schlossen, daß sie aus Altersgründen 
nicht in der Lage seien, wissenschaft­
liche Ergebnisse zu produzieren. Zu­
nehmend wird ihnen von den Arbeit­
gebern und den befristet beschäftigten 
Kolleginnen und Kollegen mangelnde 
Flexibilität und Mobilität unterstellt. 
Langjährige Erfahrung in For­
schungsbetrieb und -management 
oder in den Mitwirkungsorganen wer­
den eher negativ bewertet. Diese Ent­
wicklung führt dazu, daß die aus­
schließliche Technikzentrierung heute 

die Regel ist und Forschung in gesell­
schaftlicher Verantwortung in den 
Zentren nicht mehr thematisiert wird.

Neben dem auf Tarifvertragsbasis 
beschäftigten wissenschaftlich-tech­
nischen Personal werden immer mehr 
Doktorandinnen und Doktoranden 
und studentsiche Hilfskräfte einge- 

. stellt, die befristet als unterbezahlte 
Kräfte dje Arbeit in den Projekten ge­
währleisten sollen.

Ist dennoch die Arbeit nicht zu schaf­
fen, werden Aufträge nach draußen 

, vergeben. Zumeist an solche Wissen­
schaftlerinnen und Wissenschaftler, 
die nach Auslaufen ihres Zeitvertrages 
zur Gründung einer eigenen Firma ge­
drängt wurden. Diese ausgegründeten 
Kleinbetriebe werden in sogenannten 
Technoparks angesiedelt, die sich im 
Umfeld der Großforschungseinrich­
tungen bilden. Sie finanzieren sich 
zum größten Teil durch Arbeitslei­
stungen für ihre ehemaligen Arbeitge­
ber, die dann die Arbeitskosten unter 
Sachkosten verbuchen können. Der so 
privatisierte Arbeitsanteil wird in den 
Forschungsplänen der Zentren nicht 
mehr so aufgeführt und ist damit auch 
der öffentlichen Kontrolle entzogen.

Die Beschäftigten in der Verwaltung 
werden mit immer mehr Vorschriften 
überhäuft und durch die Einführung 
von Standardsoftware in ihrem Hand­
lungsspielraum eingeschränkt. Für 
viele, insbesondere die sowieso schon 
schlecht bezahlten Frauen, bedeutet 
das, daß sie keine Aufstiegschancen 
haben oder gar von Herabgruppierung 
bedroht sind. Die Abwertung ihrer Ar­
beit gegenüber der Arbeit in den For- 
schungs- und Entwicklungsbereichen 
trägt zur Entsolidarisierung zwischen 
den verschiedenen Beschäftigten­
gruppen der Forschungseinrichtungen 
bei. Außerdem wurden und werden die 
Aufgaben des Infrastrukturbereiches, 
wie zum Beispiel Werkstätten, Anla­
gen- und Gebäudeinstandhaltung, 
Reinigung, Kantinen, Fahrdienst, 
Post- und Botendienst, zunehmend an 
Fremdfirmen vergeben. Das sogenann­
te Fremdpersonal, das unter meist 
noch schlechteren Bedingungen auf 
dem Betriebsgelände mit den Beschäf­
tigten der Forschungseinrichtungen 
zusammentrifft, bildet eine weitere 
abgegrenzte Gruppe. Das Prinzip 
„Teile und Herrsche“ ist in den Ein­
richtungen perfekt etabliert.

Längerfristige Forschungsplanung 
wird unter den beschriebenen Bedin­
gungen in den Forschungszentren zu­
nehmend unmöglich; Personalpla­
nung, die diesen Namen verdient, gibt 
es nicht. Die gewerkschaftliche Orga­
nisierung mit dem Ziel, die eigenen Ar­
beitsbedingungen zu verbessern und 
sozialverträgliche Forschungsergeb­
nisse zu erreichen, ist außergewöhn­
lich erschwert. Der ohnehin sehr ge­
ringe Organisationsgrad nimmt in den 
Forschungszentren weiter ab. (...)

- Helga Genrich

I
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Oer Arbeits­
kreis Politische 
Berichte tagte 
Ergebnisprotokoll der Ta­
gung in Köln am 12.10.
Auf der Tagung waren 15 Personen an­
wesend. Beraten wurde über die Ent­
wicklung der Auslandsberichterstat-' 
tung, Erfahrungen und Wünsche be­
treffend das Gliederungskonzept der 
Zeitung, Auflagen- und Vertriebsent­
wicklung und die finanzielle Situation.

l.Die verbreitete und verkaufte Aufla­
ge der Zeitung geht weiter langsam 
zurück - im Augenblick je Ausgabe im 
Schnitt ein verkauftes Expl, weniger. 
Einigkeit bestand, daß sich die Zeitung 
nur entwickeln kann in Verbindung mit 
dem Wachstums- und Bildungsprozeß 
der PDS im Westen, als eine Zeitung, 
die Beiträge zum Widerstand gegen die 
Politik der Kohl-Regierung liefert und 
für die vielfältigen Bildungsprozeß des 
Widerstands im Westen der Republik 
nützliche Beiträge leistet. Wieweit da­

bei die gegenwärtige Machart - insbe­
sondere der 14tägliche Rhythmus - bei­
behalten werden kann, muß vermutlich 
spätestens nach den nächsten Bundes­
tagswahlen 1998 überprüft werden,bei 
denen so oder so eine Art „Bilanz“ des 
Widerstands gezogen werden wird.

Diskursiv, pluralistisch und authen­
tisch sollen „Markenzeichen“ der Zei­
tung sein und bleiben.

Einigkeit bestand auch darüber, daß 
die Entwicklung einer authentischen 
Berichterstattung über den Widerstand 
aus dem Osten - aus dem Osten der BRD 
ebenso wie aus den Staaten weiter öst­
lich, die Opfer der Ostexpansion des 
deutschen Imperialismus, von EU und 
NATO sind - ein besonderes Anliegen 
der Zeitung sein soll. Eine solche aut­
hentische Berichterstattung aus dem 
Osten ist auch von Bedeutung, um die 
antiimperialistischen Positionen in der 
PDS zu festigen - antiimperialistische 
Positionen, die stark genug waren und 
sind, daß die PDS bisher als einzige 
Partei im Bundestag Bundesweh­
reinsätzen im Ausland energisch abge­
lehnt hat und weiterhin ablehnt.

Um diese antiimperialistische Rich­
tung der Zeitung zu festigen, soll die 
Verbindung mit dem Widerstand im 
Osten auch im Herausgeberkreis ge­

stärkt werden. Der Genosse Emil Hrus- 
ka vom Linken Block (Tschechische Re­
publik) wurde einstimmig in den Her­
ausgeberkreis der Politischen Berichte 
aufgenommen. In einer Art „Rahmen­
planung“ wird er in einer der nächsten 
Ausgaben seine Vorstellungen für die 
weitere Berichterstattung aus der 
Tschechischen Republik beschreiben.

2. Hinsichtlich Gliederungskonzept 
der Zeitung, Erfahrungen mit der Um­
stellung der - Produktion (Fertigung 
ganzer Zeitungsblöcke an verschiede­
nen Verlagsorten, Zusammenfassung 
und Druck sowie Vertrieb über Berlin) 
gab es keinen Diskussionsbedarf bzw. 
keine Kritiken.

3. Die finanzielle Situation der Zei­
tung ist unverändert. Der Verlag geht 
davon aus, daß die Kostensteigerungen 
im nächsten Jahr (insbesondere die 
Post AG erhöht erneut ihre Gebühren) 
durch die bereits erfolgten Einsparun­
gen auf gefangen werden können, so daß 
die Zeitung auch im nächsten Jahr über 
die Aboerlöse hinaus ca. 90.000 DM 
Einnahmen benötigt. Der Arbeitskreis 
bittet die Trägerorganisationen der 
Bundeskonferenz, diesen Betrag auch 
im nächsten Jahr aufzubringen, um das 
weitere Erscheinen der Zeitung zu ge­
währleisten.

4. Vertrieb: Ein öffentlicher Verkauf 
der Zeitung findet kaum noch statt. Die 
Trägerorganisationen der Bundeskon­
ferenz werden gebeten,zu prüfen,ob sie 
in einem begrenzten Umfang die anfal­
lenden Kosten für befristete Werbe­
oder Freiabos übernehmen können. So 
könnte z.B.in PDS-Büros,in Infoläden, 
Jugendzentren o.ä. auf diese Weise die 
Zeitung eine Zeitlang kostenlos für die­
se Büros zum Lesen ausliegen. Die beim 
Verlag anfallenden Kosten (im wesent­
lichen die Zustellkosten) würden sich 
auf >ca. 15 DM im Jahr belaufen, die der 
Verlag für solche Formen der Werbung 
der jeweiligen AG in Rechnung stellen 
würde. Nach einem Jahr soll dann 
durch Rundschreiben an diese Stellen 
geprüft werden, ob noch Interesse am 
Bezug der Zeitung besteht, ob eine Um­
wandlung in ein reguläres Abo ge­
wünscht wird oder die Einstellung der 
Lieferung.

Der Verlag in Köln wird künftig wie­
der Austäusch-Anzeigen zur Werbung 
für die Zeitung in anderen Zeitschrif­
ten erstellen und auslief em, in Berlin 
besteht evtl, eine Aussicht, ausgewähl­
te Artikel der Zeitung auch im via In­
ternet für Interessierte „auszulegen“. 
Sitzungsleitung: jöd 
Protokoll: rül

Die neuen 129a-Verfahren gegen Kurdinnen und Kurden
Hans-Eberhard Schultz zur neuen Prozeßwelle gegen Kurdinnen und Kurden

Weitgehend unbemerkt von der Öffent­
lichkeit rollt gegenwärtig eine breit an­
gelegte Prozeßwelle von „Terroris­
mus “-Verfahren nach §129a StGB ge­
gen Kurdinnen durch das Land. Haupt­
verhandlungen laufen vor den' Staats­
schützsenaten der OLGs Frankfurt, 
Hamburg, Stuttgart und München, wei­
tere in Stuttgart-Stammheim, Düssel-

1 dorfund Celle stehen bevor.

Mehr als zwei Dutzend Kurdinnen sind 
I derzeit nach §129 a inhaftiert, Haftbe­

fehle gegen mehr als 50 existieren laut 
Generalbundesanwalt Nehm, einer da­
von gegen den bekannten politischen 
Exil-Politiker, Kani Yilmaz, der seit Ok-

1 tober 1994 in London deswegen in Aus­
lieferungshaft sitzt. Diese 129a-Verfah- 
ren sind die Spitze einer fast flächen­
deckenden Kriminalisierung von PKK

1 nahen Kurden, die die „konsequente 
Durchsetzung des sogenannten PKK-

1 Verbots“ von Bundesinnenminister 
Kanther im November 1993 ergänzen: 
Mehrere hundert kurdische politische 
Gefangene (wegen Demonstrationsde­
likten, Anschlägen auf türkische Ein­
richtungen und sogenannten „Schutz­
gelderpressungen“ u.a.) tausende von 
Ermittlungsverfahren wegen Unter­
stützung der PKK und ERNK (Natio­
nale Befreiungsfront Kurdistans) nach 
§20 Vereinsgesetz, die ganzen Staats- 
schutzkammem bei den Landgerichten 
verschiedener Bundesländer lahmle- 
ßen. Ähnlich wie in den 50er und 60er 
fahren zur Hochzeit der Kommunisten- 
verfolgung das Tragen einer roten Nel­
ke in der Öffentlichkeit die Strafverfol­
gung nach sich ziehen konnte, reicht 
heute ein T-Shirt mit einem PKK-Auf- 
^ruck, ja die auf das Zifferblatt einer 
Armbanduhr eingeprägte kurdische 
^ahne mit einem roten Stern für die Ein­
leitung von Ermittlungsverfahren, 
Hausdurchsuchung und Beschlagnah­
me, die Aufnahme in den Polizeicompu- 
ter, Ausländer-Zentralregister und 
(über NATO-Kanäle) in die Dateien der 
türkischen Sicherheitsbehörden.

Dabei werden die Widersprüche im­
mer deutlicher: Während die Kurden­

verfolgung in der zweiten Hälfte der 
80er Jahre, die zur ersten Reihe von 
129a-Verfahren gegen Kurdinnen führ­
ten, insbesondere gegen die PKK- 
Führung mit dem - per Haftbefehl des 
GBA gesuchten - “Chefterroristen“ 
Öcalan als „gefährlichsten Terroristen 
Europas“ gerichtet waren (der als „Sta­
linist“ „Diktator“ usw. zusätzlich stig­
matisiert wurde), wird eben dieser heu­
te von namhaften Politikern und Vertre­
tern der Geheimdienste zu Gesprächen 
aufgesucht und ausgerechnet vom BND 
als „gemäßigter“ Führer bezeichnet 
(Spiegel 34/96, S. 16), dem man durch 
Auflockerung des PKK-Verbots „den 
Rücken stärken“ müsse. Trotzdem hält 
der GBA bisher in seiner Prozeß welle an 
dem Anklagekonstrukt einer angebli­
chen „terroristischenVereinigung“ fest, 
die aus der Europaführung der 
PKK/ERNK bestehen soll und- die Be­
fehle des PKK-Vorsitzenden Öcalan im 
blinden Gehorsam ausführe.

Bundesanwaltschaft: Schaffen 
wir „2, 3, viele PKK-Prozesse“

„Ein solcher Strafprozeß darf sich nicht 
wiederholen'“' verkündete der Vorsit­
zende Richter zu Beginn der Urteilsver­
kündung nach 4 1/2 Jahren Hauptver­
handlung in Düsseldorfer PKK-Prozeß, 
dem „größten Terroristen-Prozeß in der 
Geschichte der BRD“ (so der frühere 
Generalbundesanwalt Rebmann) gegen 
ursprünglich 20 kurdische Angeklagte.

Das Fazit des Vorsitzenden wurde er­
hört. Schon am darauffolgenden Wo­
chenende meldete die Springer-Presse: 
„Kanzler Kohl machte sich die Schelte 
des Düsseldorfer Richters zu eigen. Der 
Prozeß sei ein Mißbrauch rechtsstaatli­
cher Entwicklungen gewesen, der sich 
nicht wiederholen dürfe. ... Zwischen 
dem Bundesjustizministerium und dem 
Generalbundesanwalt Kay Nehm ist in 
dieser Woche vereinbart worden, den so­
genannten großen Kurdenprozeß von 
Düsseldorf auszuwerten. Mit der Aus­
wertung sind die Mitarbeiter des Gene- 
rabundesanwalt derzeit beschäftigt. 
Ein Sprecher des Bundesjustizministe­

riums sagte der Bild am Sonntag, es 
werde u.a. die Frage der Beschränkung 
eines Beweisantragsrechts geprüft. Da­
durch solle ein Mißbrauch durch Vertei­
diger verhindert werden ..."

Ein weiteres Ergebnis der Auswertung 
können wir jetzt konstatieren: die Auf­
splitterung der Prozesse gegen Kurden 
in Verfahren mit wenigen Angeklagten 
quer durch die Bundesländer. Auch der 
massive Abbau der Verteidigerrechte für 
Beschuldigte im Strafverfahren wird 
seitdem verstärkt fortgesetzt.,

Nicht ausgewertet wurde dagegen of­
fensichtlich die Kritik von Verteidigung 
und Teilen der Öffentlichkeit an dem
Düsseldorfer Verfahren^nd seinem Er­
gebnis:
- Nicht nur der Freispruch eines der An­
geklagten von der Mordanklage und die 
Zurückweisung des Vorwurfs der Rä­
delsführerschaft in der angeblichen 
„terroristischen Vereinigung“, auch
- die Einstellung des Verfahrens in der 
sogenannten „Libanon-Anklage“,
- die personelle und zeitliche Begren­
zung der angeblichen „terroristischen 
Vereinigung“, wonach nicht mehr die 
gesamte PKK-Führung,sondern nur ein 
Teil der Europaorganisation zu der an­
geblichen „terroristischen Vereinigung“ 
gehören soll und deren Existenz nur bis 
zum Oktober 1987 festgestellt wurde. ,

Damit war das Szenario, das der In­
haftierung von mehr als 20 Kurdinnen 
und der Anklageschrift aus dem Jahre 
1988 zugrunde lag, endgültig zusam­
mengebrochen. Waren doch Ausgangs­
punkt hierfür die Angaben zweier 
Hauptbelastungszeugen im Februar 
1988, die behauptet hatten, soeben mit 
knapper Not dem Todesurteil durch die 
PKK im Rahmen eines „Volksgerichts“ 
entkommen zu sein.

Die Verteidigung stellte hierzu fest: 
„Der Versuch der Bundesanwaltschaft, 
die nationale Befreiungsbewegung 
PKK in einem Mammutschauprozeß 
über den §129a als „Terroristen“ zu kri­
minalisieren, ist gescheitert. Als ‘Be­
weis’für die mittlerweile völlig unver­
froren vom Bundesminister des Innern 
in seiner Verbotsverfügung gegen 35 

kurdische Organisationen und der von 
der Bundesanwaltschaft im Einklang 
mit dem türkischen Regime betriebene 
Abstemplung der gesamten PKK als 
‘terroristisch’ kann das Urteil gerade 
nicht dienen. Und auch im Sinne einer 
Ausweitung der Rechtsprechung zur 
terroristischen Vereinigung auf Aus­
lands- und Massenorganisationen ist 
die Bundesanwaltschaft nicht sehr viel 
weiter gekommen, auch wenn die jetzt 
vom 5. Strafsenat des OLG Düsseldorf 
kreierte Konstruktion einer zeitlich be­
grenzten kleinen ‘terroristischen Verei­
nigung’innerhalb der PKK in der BRD 
in ihrem . rechtspolitischen Folgen 
schlimm genug ist.“

Die jetzt laufenden Verfahren

Auf der Grundlage eines ähnlichen 
Konstrukts hatte die BAW schon 1993 
mit der Einleitung neuer Ermittlungs­
verfahren begonnen, die seit März 1994 
zu den ersten Verhaftungen angeblicher 
„Terroristen“ geführt haben. Der Rei­
gen der Verhandlungen vor den Staats? 
Schutzsenaten begann in Frankfurt: 
□ Seit dem 25.9.1995 gegen drei Kur­
den wegen des Vorwurfs der Mitglied­
schaft in einer angeblichen terroristi­
schen Vereinigung innerhalb der PKK 
und z.T. wegen diverser Sachbeschädi­
gungen und einer besonders schweren 
Brandstiftung (mit Todesfolge, An­
schlag Wiesbaden) und schweren Land­
friedensbruch u.a. Schwerpunkt der 
bisherigen Beweisaufnahme waren die 
mehrmonatige Vernehmung des neuen 
Kronzeugen Davut S. Ein Ende der 
Hauptverhandlung ist nicht in Sicht.
CJ Seit dem 20.3.1996 in Hamburg ge­
gen zwei Kurdinnen und einen Kurden 
wegen Rädelsführerschaft, Mitglied­
schaft bzw. Unterstützung der „terrori­
stischen Vereinigung“ sowie zweier 
Mordversuche (angebliche Bestra­
fungsaktionen gegen Anhänger eines 
„PKK-Dissidenten“ Selim Cürükkaya 
in Bremen und Hamburg im Oktober 
1991); die Beweisaufnahme zu den kon- 
kreten’lbtvürwürfcn ist praktisch abge­
schlossen; dicVertcidigunghat Haftcnt-
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lassungsanträge gestellt, weil der Tat­
verdacht durch die bisherige Beweis­
aufnahme nicht bestätigt worden sei; 
der Senat hat signalisiert, daß er an der 
Durchführung der Beweisaufnahme zur 
angeblichen „terroristischen Vereini­
gung“ kein großes Interesse habe.
□ Seit dem 10.4.1996 in Stuttgart- 
Stammheim gegen vier Kurden nur we­
gen des Vorwurfs der Mitgliedschaft in 
der angeblichen „terroristischen Verei­
nigung“ geführt; die bisherige Beweis­
aufnahme drehte sich um die Identität 
der Angeklagten.
□ In München begann die Hauptver­
handlung am 15.10. gegen drei Kurden 
wegen Mitgliedschaft in der angebli­
chen „terroristischen Vereinigung“.

Weitere Verhandlungen werden folgen:
□ In Düsseldorf soll die Hauptver­
handlung gegen zwei Kurden am
26.11.1996 beginnen, die Anklage lautet 
auf Rädelsführerschaft in der angebli­
chen „terroristischen  Vereinigung“, ver­
bunden mit Sachbeschädigungen in 
mehreren Fällen und schweren Brand­
stiftungen bzw. Verabredung zu einem 
Verbrechen. Einem der Beschuldigten 
kreidet die BAW offenbar besonders 
übel an, daß sein Deckname - angebli­
cher Beweis für die hochkonsperative 
abgeschottete Tätigkeit der Kader in der 
angeblichen „terroristischen Vereini­
gung“ - sein tatsächlicher Vorname ist 
(„Nihat A. - Deckname Nihat“)!
□ In Stuttgart-Stammheim soll im No­
vember 1996 eine weitere Hauptver­
handlung aufgrund der Anklage gegen 
3 Kurden wegen Mitgliedschaft in der 
angeblichen „terroristischen Vereini­
gung“ und Anstiftungen zu Verbrechen 
(angebliche Brandanschläge am
10.2.1996 in Stuttgart) beginnen und 
teilweise zur Beweisaufnahme mit dem 
Verfahren Stuttg. I verbunden werden;
□ Zum OLG Celle hat die BAW unter 
dem 16.9.1996 Anklage gegen2 Kurden 
wegen Rädelsführerschaft bzw. Mit­
gliedschaft in der angeblich „terroristi­
schen Vereinigung“ und 3 besonders 
schweren Brandstiftungen erhoben.

Weitere Ermittlungsverfahren laufen 
u.a. gegen den früheren Europasprecher 
der ERNK, Kani Yilmaz, seinen angeb­
lichen Nachfolger Murat E: wegen Rä­
delsführerschaft in der angeblichen 
„terroristischen Vereidigung“ und zahl­
reiche weitere Kurdinnen und Kurden, 
die wegen §129a in U-Haft sitzen.

Zu den Anklagekonstrukten

Die Anklagekonstrukte ähneln dem des 
Düsseldorfer Verfahrens. Die angebli­
che Europaführung von PKK/ERNK bis 
hinunter zu sog. Gebietsverantwortli­
chen bilde seit 1993 die „terroristische 
Vereinigung“, die zwei Ziele habe: An­
schläge auf türkische Einrichtungen 
und Bestrafungsaktionen gegen Partei­
feinde der BRD.

Hierzu Zitate aus der Presseerklärung 
der Verteidigung vor dem OLG Ham­
burg: „Den beiden angeklagten Frauen 
wird vorgeworfen, als Rädelsführerin 
bzw. als Mitglied einer innerhalb der 
‘Europäischen Frontzentrale (türkisch: 
Avrupa Cephe Merkezi - ACM’) beste­
henden Vereinigung, eine'aktionistische 
Aktivitäten’ Mordversuche in Bremen 
und Hamburg sowie eine Bedrohung in 
Bremen veranlaßt und zu verantworten 
zu haben. Die Taten hätten sich gegen 
Personen gerichtet, die sich von der 
PKK abgewandt hätten und dienten der 
Disziplinierung von PKK-Anhängern. 
Die angeklagten FYauen seien Regions- 
bzw. Gebietsverantwortliche der ACM 
bzw. eines 'Funktionärskörpers der 
PKK*.Dem Mitangeklagten Sait B.wird 
Talbeteiligung in Bremen und Unter­
stützung der erwähnten ‘Funktionars- 
korper’angclastct.“

Die inhaftierten Kurdinnen bestreiten 
die Vorwürfe, auch die BAW behauptet 

nicht, die unmittelbaren Täter der 
Mordversuche zu kennen. Die 98-seiti- 
ge Anklageschrift erfüllt noch nicht ein­
mal die dürftigen Anforderungen der 
Rechtsprechung zum Beleg der Voraus­
setzungen des umstrittenen § 129a StGB.

In dem Hamburger Strafverfahren 
sieht die Verteidigung eine dünne Be­
weislage für die Behauptungen der 
BAW; vieles stützt sich auf Angaben von 
Kronzeugen, deren Glaubwürdigkeit 
zweifelhaft ist. Tatwaffe eines Mordver­
suches soll ein Gummihammer (!) sein. 
Die Anklageschrift ist konturenlos: so 
ist die angebliche „terroristische Verei­
nigung“ innerhalb der PKK, der die An­
geklagten angehört haben sollen, über­
haupt nicht konkret benannt (wohl, weil 
es sie nicht gibt). Der Generalbundes­
anwalt hat dies in einer Stellungnahme 
gegenüber dem OLG vom 22.2.1996 teil­
weise eingeräumt und erklärt, dann 
müsse in der Hauptverhandlung eine 
„ausreichend scharfe Bestimmung und

Hamburg, 15. Juni: Erstmals seit langem erlaubt: Eine kurdische Demonstration „Frieden jetzt“

Abgrenzung von Personen, Zusammen­
schluß, Struktur, Organisation und Art 
der Willensbildung“ erfolgen. Das ist 
das Eingeständnis, daß die Anklage die 
angebliche „terroristischeVereinigung“ 
in der PKK nicht belegen kann. DasVor- 
gehen der BAW ist juristisch obskur.

Hauptbeweismittel: Kronzeugen

Wie schon im Düsseldorfer PKK-Prozeß 
ist auch in de^* neuen 12 9a-Verfahren 
das wichtigste Beweismittel der sog. 
Kronzeuge. Hierzu ein Rückblick:

Maßgeblich auf Initiative des Gene­
ralbundesanwalts wurde die schon in 
den 70er Jahren geforderte und im er­
sten Anlauf noch parlamentarisch ge­
scheiterte „Kronzeugenregelung“ in 
§129a-Verfahren mit dem Artikel-Ge­
setz (Vermummungsverbot usw.) durch­
gebracht und ist seit Juni 1989 in Kraft. 
Diese Regelung, die nur bis 1992 gelten 
sollte,wurde erstmals in der Geschichte 
der BRD von einem kurdischen Kron­
zeugen, Ali C., in Anspruch genommen. 
Der Sachbearbeiter der BAW hatte die­
sem Kronzeugen im September 1989 
persönlich zugesichert, er werde sich in 
dem Berliner Verfahren für eine erheb­
liche Strafmilderung einsetzen, voraus­
gesetzt, daß dieser „auch in der Haupt­
verhandlung vor dem OLG Düsseldorf 
durch seine Zeugenaussagen an der 
Aufklärung der von ihm bereits ge­
nannten Straftaten mitwirke“, denn 
erst seine Aussagen (im Jahr nach Er­
hebung der Anklage!) hätten die Ankla­
ge „rundgemacht“, die sich vorher le­
diglich auf eine mutige „Indizenkette“ 
(taz vom 9.3.1990) gestützt hätte - aus­
gerechnet dieser Zeuge hatte in Schwe­
den 1988 vergeblich versucht,die PKK- 
Spur im Palme-Mord-Verfahren durch 
neue „Beweise“ wieder aufzuwärmen; 
nach seinem Scheitern in Schweden - 
begleitet vom Rücktritt der auf ihn sei­

zenden Justizministerin - wurde er An­
fang 1988 auf Anfordenmg der BAW in 
die BRD ausgeliefert, wo ihm offenbar 
„mutige“ Bundesanwälte eine glänzen­
de Karriere bereitet haben.

Ohne die Aussage dieses Kronzeugen 
wäre eine Verurteilung im Düsseldorfer 
PKK-Verfahren ebenso wenig möglicli 
gewesen, wie in einer Reihe von ande­
ren damaligen Verfahren. Trotz erhebli­
cher Zweifel an der Richtigkeit seiner 
Angaben und Glaubwürdigkeit des 
Kronzeugen - der Angeklagte und die 
Verteidigung hatte ihm als dubiosen, ge­
kauften und manipulierten.Zeugen und 
mutmaßlichen Agenten des türkischen 
Geheimdienstes bezeichnet und 
zurückgewiesen - haben Bundesan­
waltschaft und Gericht sich im wesent­
lichen Punkten auf ihn gestützt. Inzwi­
schen hört man, daß die BAW nach neu- 

. en Erkenntnissen mit diesem Kronzeu­
gen nicht sehr glücklich sein sollen (...)

Trotzdem stützt sich die BAW auch in 

den neuen Verfahren im wesentlichen 
auf weitere Kronzeugen, die allerdings 
nicht aus der angeblichen Führungs­
ebene stammen, so daß sie auch nicht 
über die Kenntnisse und den erforderli­
chen Einblick verfügen. (...)

Zu einer endgültigen Einschätzung 
dieses neuen Kronzeugen aus Verteidi­
gersicht ist es zu früh, auffällig ist je­
doch u.a.: Er stellte sich der Polizei kurz 
vor Ablauf seines Aufenthaltes in der 
BRD und erhielt, nachdem er monate­
lang beim Bundeskriminalamt Aussa­
gen gemacht hatte, plötzlich überra­
schender Weise Asyl: Der Zeugen­
schutzbeamte des BKA hatte sich an die 
Asyl- und Ausländerbehörden gewandt, 
die BAW dem Verwaltungsgericht ge­
schrieben, daß er „als Kronzeuge auf­
treten soll“ - ohne Durchführung einer 
gerichtlichen Verhandlung wurde er im 
Februar‘95 vom Bundesamt anerkannt.

Der Fall des kurdischen 
Exilpolitikers Kani Yilmaz

Kein Fall verdeutlicht die aktuellen po­
litischen Zusammenhänge der Krimi­
nalisierung des kurdischen Freiheits­
kampfes in Westeuropa unter dem Vor­
wand der „Terrorismus-Bekämpfung“ 
besser als das Verfahren gegen den 
früheren Europasprecher der ERNK, 
Kani Yilmaz. Er hatte auf der ersten in­
ternationalen Konferenz zu Nord-West- 
Kurdistan/Türkei 1994 in Brüssel teil­
genommen und dort eine Rede in Namen 
der Europa-Vertretung der ERNK ge­
halten, die in der Verlesung einer Er­
klärung des PKK-Vorsitzenden Abdul­
lah Öcalan gipfelte. Darin bot dieser ei­
nen bilateraren Waffenstillstand unter 
internationaler Aufsicht an mit der Ver­
pflichtung, „alle Resultionen dor Kon­
ferenz. die auf eine Lösung des Kon­
flikts abzielen, anzuerkennen“.

Ein halbes Jahr nach dieser wichtigen 

Konferenz, die weite Beachtung fand, 
wurde Kani Yilmaz vor dem U-Bahn- 
Ausgang „Westminster“ auf den Weg ins 
britische Parlament verhaftet, wo er mit 
den Vorsitzenden des Menschenrechts­
ausschuß Lord Avebury, dem Labour- 
Abgeordneten J.A. Walker und anderen 
Abgeordneten des Ober- und Unterhau­
ses zu politischen Gesprächen verabre­
det war. Seitdem sitzt er in London un­
ter Isolationsbedingungen in Ausliefe­
rungshaft auf Antrag der Bundesregie­
rung (auch auf der Grundlage eines 
Haftbefehls des GBA), die ihn als „Eu­
ropas Top-Terroristen“ vor dem Staats­
schutzsenat eines OLG anklagen will.

So schwer die strafrechtlichen Vor­
würfe gegen Kani Yilmaz sind (ihm 
droht eine lebenslange Freiheitsstrafe 
wegen Rädelsführerschaft in der angeb­
lichen „terroristischen Vereinigung“ so­
wie besonders schwerer Brandstiftung 
und der angeblichen Mittäterschaft bei 
mehr als 150 Brandanschlägen), so ge-
ring sind die Beweise: seine Verantwort' 
lichkeit für die (Brand-) Anschläge, Be­
setzungen von türkischen Einrichtun­
gen in Deutschland, die Kurden angela- 
sten werden, wird ebenso wie die Rä' 
delsführerschaft einzig und allein aus 
seiner Stellung als Europa-Repräsen­
tant der ERNK abgeleitet. Und so ent­
puppt sich dieses Konstrukt ganz deut­
lich als ein Angriff auf den legitimen 
Kampf für das Selbstbestimmungsrecbt 
des Volkes Kurdistans gegen den dro* 
henden Völkermord, des türkischen Mi* 
litärregimes mit den Mitteln des Straf' 
und Auslieferungsrechts und hierbei 
vor allem des berüchtigten §129a StGB- 
Gerade deshalb muß ein solches Ankla'
gekonstrukt ernst genommen werden» 
hat es doch in dem eingangs erwähnten 
Düsseldorfer PKK-Verfahren ... zu 6
Jahren Untersuchungshaft geführt!

Das Auslieferungsverfahren, gebt 
jetzt in die 3. Runde: Das Berufungsge" 
richt hat zwar die Berufung gegen dßJ1 
Beschluß zurückgewiesen, mit dem die 
Auslieferung für zulässig erklärt witf" 
de. Dies jedoch mit einer Begründung» 
die die Beschwerde zur höchsten 
stanz des Gerichts, das beim „House 0 
Lords“ angesiedelt ist, eröffnet. Diesß5 
wird sich frühestens im Oktober mit den 
Argumenten seiner Londoner Recht5" 
anwälte und der Verteidigung im 
mittlungsverfahren befassen müssen* 
Danach ist die Auslieferung unzulässig 
weil es sich bei den vorgeworfenßb 
Straftaten in Wahrheit um politisch^ 
Delikte handelt, eine politische AuseibC 
andersetzung zwischen der PKK/ER^t’ 
und der Bundesregierung stattfinde ’ 
und dem Mandanten aus politisch^ 
Gründen eine Schlechterbehandlung1
der Bundesrepublik droht. j

Dieses Verfahren vor dem „House 
Lords“ wird nicht nur in der britische 
Öffentlichkeit interessiert verfolgt 
den, sondern erstmals die Möglich^6 
eröffnen, das dunkle Kapitel derVerf01 
gung kurdischer Exilpolitiker mit 
Mitteln des berüchtigten §12 9a 
unter dem Vorwand der „Terrorist6^ 
Verfolgung“ im Einklang mit den tW#' 
sehen Sicherheitsbehörden vor dißS $ 
„ehrwürdigen“ obersten Instanz 
britischen Parlaments aufzudecken-

Aktuelle Perspektiven/ 

Vor dem Hintergrund der stürmisch^11 
Ereignisse in Kurdistan - kriegerisch 
Auseinandersetzungen in Südkurdisth 
mit offener Einmischung nicht nur Sflh 
dam Husseins, sondern auch der türk1' 
sehen Militärregierung, die in Südkh' 
distan/Irak eine „tote Zone“ einricht^ 
will, neuen ökonomischen und Militih 
bündnissen usw. - scheinen sich die !>&' 
ten aber auch bei uns zu ändern: Ert^ 
nem wir uns, vor einem halben Jahr 
te ein „Friedensfestival Kurdistan“ h. 
100.000 Kurdinnen und Kurden weh1
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in Köln noch sonstwo in Deutschland
stattfinden können. Die Pogromhetze 
gegen Kurdinnen und Kurden im Zu­
sammenhang mit den sogenannten 
„Kurden-Krawallen“ und dem Dort­
munder Demonstrationsverbot, die ge­
heimdienstliche Desinformationskam­
pagne mit der Behauptung eines angeb­
lichen Schießbefehls der PKK-Führung 
auf deutsche Polizisten, ja von Mordan­
schlägen auf den Bundeskanzler und 
den Außenminister hatte ihren Höhe­
punkt erreicht. Inzwischen hat sich die 
Situation geändert: Nicht nur der Eu­
ropäische Gerichtshof für Menschen­
rechte in Straßburg hat die Türkei zum 
ersten Mal wegen Menschenrechtsver­
letzungen an Kurden verurteilt, das Eu­
ropaparlament hat die Türkei erneut 
verurteilt und finanzielle Konsequen­
zenbeschlossen - nein, auch in Deutsch­
land sind Anzeichen dafür vorhanden, 
daß die Linie der Vernunft, der „Dees­
kalation“ sich durchsetzen könnte. De­
monstrationen werden nicht mehr ge­
nerell verboten, Sympathiekundgebun­
gen für die PKK rigoros unterbunden, 
ändern: Das Bundesinnenministerium, 
'las Bundesamt für Verfassungsschutz 
nnd der Bundesnachrichtendienst ha- 
l*en die Devise ausgegeben, man müsse 
'lie PKK-Führung unter Abdullah 
*calan als „gemäßigten Führer“ - wer 
hatte das nach mehr als 10 Jahren Het-

gegen den „schlimmsten Terroristen 
mid Diktator“ für möglich gehalten?! - 
stärken, vorbereitete Vereinsverbote 
Werden nicht durchgesetzt, es finden 
Nieder Gespräche mit Kurden statt.

Noch ist unklar, wie weit das geht und 
^as dahintersteckt.

Klar ist aber auf jeden Fall: Diese po­
sitiven Schritte sind auch das Ergebnis 

klugen und verantwortungsbe­
wußten Politik der PKK-Führung. Sie 
hat eindeutig erklärt, in Deutschland 
keinen Krieg führen zu wollen, ihren 
Ganzen Einfluß geltend zu machen, Kur­
sen von spontanen Anschlägen u.a. ge­
waltsamen Aktionen abzuhalten, son- 
S^rn zu versuchen, Deutschland in den 
*hedensprozeß in eine politische Lö- 
%g mit einzubinden.Vor allem aber ist 

den Innenministern und der Politi­
ken Justiz nicht gelungen, den Einfluß 
k PKK/ERNK bei uns zu brechen. Im 
kgenteil: Nach Angaben der verschie­
den Dienste soll ihr Einfluß sich er- 
^blich ausgeweitet haben, wofür ja 
^ch die Teilnahme an diesem Festival 
Stechen könnte.

Wenn wir also das PKK-Verbot wegen 
fixier politischen und historischen Di­
fusion mit dem KPD-Verbot der fünf­
ter Jahre verglichen haben, so müssen 
jir feststellen: Im Gegensatz zur Kom- 
^Unistenverfolgung der fünfziger und 
^chziger Jahre, die zu einem fast völli- 
d Verschwinden ihres Einflusses ge- 
l^hrt hat, hat die bisherige „konse- 
fente Durchsetzung des PKK-Ver- 
°°ts“ ihr Ziel offenbar nicht erreicht! 

Genauso wie es dem türkischen Mi­
litärregime nicht gelungen ist, die Be­
wegung für nationale und soziale Be­
freiung unter Führung der PKK in Kur­
distan zu zerschlagen.

Zum Schluß noch einmal ein Zitat des 
Anklagevertreters aus dem Düsseldor­
fer Prozeß, Bundesanwalt G. Völz, aus 
einem Referat auf einer Tagung mit dem 
bezeichnenden Titel „Eine neue Dimen­
sion der strafrechtlichen Terrorismus- 
Bekämpfung am Beispiel der ... PKK“ 
aus dem Jahre 1990, das verdeutlicht, 
wie widersprüchlich die Politische Ju­
stiz gerade auf dem Feld der „Terroris­
mus “-Verfolgung der kurdischen Frei­
heitsbewegung agiert.Unter dem Stich­
wort „Alternativen und Schlußbetrach­
tungen“ wird ausgeführt: „(...) Dabei 
wissen wir alle, daß das Strafrecht ulti­
ma ratio ist. Es verhindert keine 
Straftaten von Fanatikern und bringt 
die Täter selten zur besseren Einsicht. 
Was im konkreten Fall den Straftäter 
zum friedlichen Bürger machen könnte, • 
wäre eine politische Lösung, die dem 
kurdischen Volk die staatliche und kul­
turelle Unabhängigkeit und Selbstbe­
stimmung sicherte. Denn das, was in der 
Türkei mit den Kurden geschieht, läßt 
sich nach heutigem Verständnis von 
Selbstbestimmungsrecht derVölker mit 
den Grundsätzen der von der General­
versammlung der Vereinten Nationen 
am 10. Dezember 1948 verkündeten all­
gemeinen Erklärung der Menschen­
rechte schwerlich in Einklang bringen.“

Diesen goldenen Worten ist entgegen 
zu halten, was die Verteidigung seiner 
zeit anläßlich des Urteils formulierte: 
„Urteilsbegründung und Berichterstat­
tung erweckten den Eindruck, als sei es 
das Selbstverständlichste von der Welt, 
daß die deutsche Justiz mit der Verfol­
gung eines Organisationsdelikts sich in 
interne Vorgänge einer legitimen natio­
nalen Befreiungsbewegung gegen Kolo­
nialismus, kolonialistische und rassisti­
sche Unterdrückung einmischt, und aus 
ihrer Führungsstruktur eine angebliche 
„terroristische Organisation“ konstru­
iert, statt sich auf die Verfolgung von Tö­
tungen im Rahmen eines Schwurge­
richtsprozesses unter rechtsstaatlichen 
Verfahrensbedingungen zu beschränken.“ 
(Erklärung der Verteidigung, 11.3.94)

So bleibt als Förderung aktueller denn je: 
Beendigung der flächendeckenden Kri­
minalisierung der Kurdinnen unter 
dem Vorwand der „Terrorismus­
bekämpfung “ - Einstellung der Verfah­
ren nach dem berüchtigten §129a StGB 
(„Mitgliedschaft in einer terroristi­
schen Vereinigung“) - Freiheit für Kani 
Yilmaz und die anderen politischen 
kurdischen Gefangenen!

H.-E. Schultz ist Anwalt in zahlreichen 
Kurdenprozessen. Sein aus Platzgrün­
den hier gekürzter Beitrag erscheint 
vollständig in der nächsten „clock- 
work“ und im „Kurdistan-Rundbrief“.

Gegen einen „Parteiaufbau von 
oben“ und gegen Anpassung
Ein kurzer Bericht vom Bundeskongreß der AG 
„Junge Genossinnen“ in und bei der PDS

Am 18. bis 20. Oktober tagte in Ber­
lin der Bundeskongreß der AG „Jun­
ge Genossinnen“ in und bei der PDS. 
Die Delegierten wurden durch Besu­
cherinnen anderer linker Jugend-Or­
ganisationen (u.a. sjv, JD/JL etc.), 
Schülervertretungen und internatio­
nale Gäste in ihren Diskussionen 
noch weiter angeregt. Hier eine erste 
Pressemitteilung der AG über Ablauf 
und Ergebnisse.

Pressemitteilung des Bundes­
sprecherinnenrats

Dermit 150 Teilnehmerinnen besuch­
te Bundeskongreß der Arbeitsgemein­
schaft „Junge Genossinnen“ in und 
bei der PDS ist gestern Nachmittag 
mit verschiedenen Resolutionen zur 
aktuellen Politik zu Ende gegangen. 
Unter dem Motto „Zurück in die Zu­
kunft“ haben die „Jungen Genossin­
nen“ zuvor die soziale Lage junger 
Menschen diskutiert.

In Anträgen zu den Themenberei­
chen Hochschulpolitik, Ausbildung, 
Wohnen, Partizipation junger Men­
schen und Kinderarbeit legten die 
Teilnehmerinnen inhaltliche Aussa­
gen der Organisation fest und bereite­
ten den im Januar anstehenden Par­
teitag der PDS vor. So wird die Ar­
beitsgemeinschaft einen Antrag zum 
Themenfeld Ausbildung einbringen, 
um sich in die inhaltliche Diskussion 
innerhalb der Partei einzumischen.

Bereits am Freitag wurde Kritik an 
einer möglichen Regierungsbeteili­
gung laut. Im Rahmen einer Podiums­
diskussion mit Roland Claus, Petra 
Pau und Christina Schenk lagen die 
Sympathien der jungen Menschen 
durchgehend bei den. Vertretern 
außerparlamentarischer Opposition 
zu Systemtransformation. Christina 
Schenks Ansatz eines „praktischen 
Transzendentalismus“ wurde von den 
Zuhörern mit Applaus begrüßt.

Auch in der Frage eines neuen Part­
eistatutes wollen die „Jungen Genos­
sinnen“ aktiv werden. So sprach sich 
der Kongreß für eine Doppelspitze der 
Partei aus und forderte den Erhalt ei­
ner maximalen Amtsdauer für Funk­
tionäre von acht Jahren. Ein Antrag 
gegen die Veränderung der Zusam­
menschlußregelung des Parteistatu­
tes, von einzelnen als „Lex KPF“ be­
zeichnet, fand keine Mehrheit. In ei­

ner Resolution lehnten es die „Jungen 
Genossinnen“ klar ab, die Statuten­
debatte für inhaltliche Auseinander­
setzungen zu mißbrauchen.

Kontrovers und streckenweise emo­
tional diskutierten die Kongreßteil­
nehmerinnen am Sonntag eine mögli­
che Teilnahme an den Weltfestspielen 
der Jugend 1997 in Kuba. Aufgrund 
des „Jubelfeiercharakters“ der Veran­
staltung und Demokratiedefiziten in 
der Vorbereitung lehnte eine Mehrheit 
eine Mitveranstalterrolle hieran ab. 
Allerdings soll eine Delegation zu ei­
nem anderen Termin Cuba bereisen 
und Gespräche mit Cubanem über die 
dortige Situation führen sowie prak­
tische Solidarität mit der Bevölke­
rung üben.

Weiterhin wählte der Kongreß mit 
Sandra Brunner, Stefan Grunwald, 
Thorsten Lieder, Angela Marquardt, 
Rouzbeh Taheri und Halina Wawzyni- 
ak sechs Delegierte zum Bundespar­
teitag und beschloß die Unterstützung 
einer antifaschistischen Demonstrati­
on am 16. November im sächsischen 
Wurzen.

Die Teilnehmerinnen riefen zum Wi­
derstand gegen Castor-Transporte auf 
und kritisierten die Räumung der 
Klagemauer auf der Kölner Domplat­
te.
(Stefan Grunwald für den Bundesspreche­
rinnenrat, 21. Oktober 1996)

Nachtrag:
Die angestrebte Grundsatzdebatte, 
die auf Antrag dann jedoch vertagt 
wurde, bleibt weiterhin Hauptaspekt 
der westlichen AG-Strukturen. Die 
unterschiedlichen Entwürfe zum 
Grundsatzpapier der AG kennzeich­
nen die zwei verschiedenen Poli­
tikkonzepte. Diese wurden nicht dis­
kutiert.

Eine auf dem Kongreß verteilte 
Streitschrift „Inhalt und Reform“,die 
sich mit Thesen zu acht verschiedenen 
Politikfeldern (z.B. Verkehr, Drogen, 
Inneres) auseinandersetzt, und zum 
Teil auf inhaltliche Defizite der PDS 
und deren Basis hinweist, wird wohl 
in den kommenden Wochen und Mo­
naten die weitere inhaltliche Ausein­
andersetzung der einzelnen Arbeits­
gruppen mitbegleiten.

Diese Streitschrift kann über Nüs 
Kaiser, Tel. 030-24 00 93 30 angefor­
dert werden. (jp)

TERMINE
^.November: Bundesweite Demonstration in 
Lübeck: „Offene Grenzen - Bleiberecht für 
Alle - Freispruch für Safwan Eid - Die Na- 
*is vor Gericht“, Beginn 13 Uhr, Koberg.

3. November: PDS-Strategiekonferenz in 
Berlin im Haus am Köllnischen Park. An­
meldungen werden erbeten an PDS-Partei- 
Vorstand, Berlin, Tel. 030-24009-476 (Bernd 
Ihme) und Ute Wolf (Tel. 030-24009-599, Fhx 
030-24009-598). Beginn Samstag 9.00 Uhr.

5. November: US-Präsidentschaftswahlen.

8.-10. November: 22. ordentliche Bundcsdc- 
legiertenkonferenz der Freundschaftsgcscll- 
schaft BRD-Kuba c.V. in 80336 München, 
Gewerkschaftshaus des DGB Bayern, 
Schwanthaler Str. 64. Anmeldungen weden 
erbeten an die Geschäftsstelle der Freund- 
cchaftsgesellschaft BRD-Cuba in 506774
......

Köln,Zülpicher Str. 7,Te./Ihx 0221-2405120. 
9. November: Bundesfrauenrat von Bündnis 
90/Die Grünen in Kassel.

9710. November: Bundesfrauenkonferenz 
der PDS in Berlin, Haus am Köllnischen 
Park. Infos über Vera Vondenbäumen, PDS- 
Parteivorstand, Telefon 030-24009-398, Fax 
030-24009-598.

14.-16. November: DGB-Bundeskongreß, 
Dresden,mit Beratung und Beschlußfassung 
über ein neues DGB-Grundsatzprogramm.

16. November: „Wurzen und Umland nicht in 
Nazihand“. Das „Leipziger Bündnis gegen 
Rechts“ ruft zu einer antifaschistischen De­
monstration in Wurzen auf. Beginn: 14 Uhr 
am Bahnhof Wurzen.

16.-17. November: Jahres-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft gegen 
Reaktion, Faschismus und Krieg/Volksfront, 

Köln, Jugendgästehaus Köln Deutz, Sieges­
str. 5a (am 17.11.) und Herausgabetreff der 
„Antifaschistischen Nachrichten“ in Köln, 
ebenda (am 16.11. ab 13 Uhr)

16. November: 10 Jahre Arbeitsgemeinschaft 
Kritischer Polizistinnen und Polizisten. Ju- 
biläumstagung im DGB-Haus in Hamburg, 
Besenbinderhof, ab 9 Uhr. Mit Vorträgen von 
Prof. Dr. Fritz Sack, Manfred Quedzuweit 
und Manfred Mahr. Ab 19 Uhr ist Frier im 
„Palö“, St. Pauli, Stcmstraße 2. Anmeldun­
gen werden erbeten an: Reinhard Borchers, 
Bachstr. 96d, 22083 Hamburg, Fax 0440- 
2273248.

29.11./I. Dezember: Bundcsdclcgicrtenkon- 
ferenz von Bündnis 00/Dic Grünen in Suhl 
(Thüringen), u.a. mit der Neuwahl des Vor­
stands.

6.-8. Dezember. Dir „Informationsstelle. 
Kurdistan c.V“. Iddt ein zum Seminar nach 

Aachen: „Mit der Nähmaschine zur Befrei­
ung. Projekte in Kurdistan als Politikersatz?“ 
Infos: Informationsstelle Kurdistan, Maxstr. 
50,53111 Bonn.Tel./Fhx 0228/656127.

1997
24.-26. Januar: 1. Tagung des 5. Parteitages 
der PDS in Schwerin.TO: u.a.Beratung über 
sozialpolitische Aufgaben, über Feminismus 
und PDS sowie Neuwahl des Vorstands.

2. Mürz: Kommunalwahlen in Hessen

15716. Mürz: Frühjahrstagung der Bun­
deskonferenz BWK in Köln.

22723. Mürz: Kommunalpolitische Konfe­
renz der PDS in Leipzig.

31. Mai: Öffentliches Jahrestreffen von Re­
daktion und Herausgabekreis d<u „Kurdi­
stan-Rundbriefs“ in Köln-Riehl, Jugcndgä- 
stchnus, An der Schanz.



16 Esoterik

„Sehnsucht nach der heilen Welt“
Nazikulte, völkisches Denken, Esoterik. 
Ein Veranstaltungsbericht aus München
Für den 10. Oktober luden der Deutsche 
Freidenkerverband, die Kalia-Gemein- 
schaft München, das Kraillinger Forum 
und die WN zu einer Veranstaltung 
über die Gefahren des Esoterikbooms 
ein. Als Referenten wurden das öster­
reichische Historikerteam Eduard Gu- 
genberger und Roman Schweidlenka 
gewonnen. Beide sind promovierte Gei- 
steswisenschaftler, die sich seit Jahren 
mit diesen Zusammenhängen ausein­
andersetzen, Literatur dazu veröffent­
lichen, Vortragsreisen unternehmen 
und Seminare veranstalten. Dabei liegt 
ein Schwerpunkt auf der Aufklärungs­
arbeit im Jugendbereich.'

In der Einladung schreiben die Veran- 
- stalter: „Hinter der spirituellen Fassa­

de des »esoterischen Supermarktes* ver-
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. x bergen sich ... häufig 
lebensverachtende.
Ideologien - von der 
Wiederbelebung ari­
scher Kulte und Welt­
anschauung über die 
Bejahung von Atom­
kriegen bis hin zur 
Rechtfertigung von 
Völkermord und Un­
terdrückung. Dies zu 
erkennen, fällt meist 
sehr schwer, zu un­
verfänglich erschei­
nen zunächst die ent­
sprechenden Schrif­
ten, zu gering sind 
meistens auch die 
Möglichkeiten, Auf­
klärung und Hinter­
grundinformationen zu erhalten.“

In der Tat ist die Grenze zwischen dem 
scheinbar harmlosen Rühren im Kaf­
feesatz und offen ausgeprägter faschi­
stoider Ideologie, Rassismus, Krieg­
streiberei und kompromißloser Men­
schenverachtung fließend. Esoterik läßt 
sich auf die Aussage zuspitzen, daß ei­
nem jeden genau das geschieht, was ihm 
zusteht. Die Biographie erscheint bis in 
die intimste Kleinigkeit hinein vorge­
zeichnet. So hält das Leben halt für den 
politisch tätigen Kurden die Folter, für 
das indische Kind die Sklavenarbeit, 
das kleine thailändische Mädchen die 
Prostitution und den Kapitalisten das 
rücksichtslos parasitäre Leben bereit. 
Gerecht ist das nämlich allemal, ver­
breitet die einschlägige Literatur der 
esoterischen Vordenker, denn das Kar­
ma will es so, und was kann dann noch 
daran falsch sein, wenn der, der im ver­
gangenen Leben als Frosch vom Storch 
gefressen wurde, nun im dicken BMW 
ein Rentnerehepaar im Kleinwagen in 
den Graben drängen kann. Schließlich 
entwickelt sich das Subjekt im Laufe 
seiner vielen Leben auf einer Stufenlei­
ter hinauf zu immer Höherem, Besserem 
und Edlerem,um letztendlich als Licht­
gestalt ins Nirwana einzutreten. Wenn 
das nach den vielen Erfahrungen an sich 
und anderen nicht mehr als recht und 
billig ist!

Zurück zurVeranstaltung: Interessant 
waren auch die Informationen über die 
Entstehungsgeschichte der Esoterik, 
deren Beginn etwa zur Jahrhundert­
wende und die zahlreichen personellen 
Verflechtungen von namhaften Verfech­
tern dieser Strömling mit dem langsam 
aufkeimenden, zuerst deutschnationa- 
lon, dann faschistischen Lager. Wen 
nimmt es dann noch wunder,daß Rudolf 
Hess Anthroposoph war? Aber auch 
dem österreichischen Gefreiten, der es

LLeptos
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selbst zu etwas, vor allem aber unzähli­
gen anderen den Tod brachte, sagt man 
eine Liebe in diese Richtung nach. Das 
soll nicht heißen, daß jeder, der der New 
Age-Bewegung, der Esoterik, dem Sata­
nismus, aber auch dem Bioregionalis- 
mus und wie die gängigen Ausprägun­
gen alle heißen mögen, nachhängt, 
gleich ein Faschist ist. Auch die Anhän­
ger Steiners spalteten sich über dieser 
Frage, als es darum ging, mit fliegenden 
Fahnen ins deutschnationale Lager 
überzutreten. Gleichzeitig gab es aber 
auch zuhauf Gruppierungen, die von 
den Nazis in die Konzentrationslager 
gesteckt wurden. Nicht, weil sie ihnen 
zu weit rechts waren, sondern weil sie 
einerseits im Machtkampf unter den 
verschiedenen Strömungen unterlagen 
und andererseits, weil sie die national- 
____ _________ sozialistische Blut- 
i Nif ED__ und-Boden-Ideolo-bEIIvEK. gie in dieser 'offen

mystischen Ausprä- 
gung in ihrer breiten 

XK Akzeptanz nur be­
hindern konnten und 
sich somit als Stör­
faktor erwiesen.

Klar wurde auf der 
Veranstaltung auch 
umstandslos, wieso 
die Herrschenden, 
die Kriegstreiber, Re­
vanchisten und das 
Kapital schnell einen 
Narren an der Esote­
rik fressen konnten: 
In den Zeiten wirt­
schaftlicher Depres­

sion, Armut und Perspektivlosigkeit 
verlangte es einerseits viele nach Orien­
tierung, Konzepten und Sicherheiten. 
Gleichzeitig bestanden diese Konzepte 
ohnehin, läßt man das Affentheater und 
den Hokuspokus einmal außer acht, 
größtenteils in den Vorstellungen des 
deutschen Kapitals - und das wollte auf 
der Welt Ordnung schaffen und die 
Macht-und Eigentumsverhältnisse in 
Europa nachhaltig zu seinen Gunsten 
verändern. Dazu brauchte es Her­
renmenschen und 
Sklaven,nämlich sol­
che, die zu etwas Bes­
serem und andere,die 
als Schufte geboren 
sind. Und das Ganze 
wäre nicht schlüssig 
ohne eine dritte 
Gruppe, die Juden, 
denen die Existenz­
berechtigung gleich 
ganz abgesprochen 
wurde. Was für ein 
komischer Zufall 
auch, daß so mancher 
unter ihnen über 
nicht unbeträchtli­
ches Vermögen ver­
fügte.

Wie man sieht, ist 
das Feld, auf dem sich 
die Rechten betätig­
ten, äußerst breit und 
weitreichend. Beim 
genauen Hinsehen 
erkennt man durchaus gängige Parolen 
reaktionärer alltäglicher Politik wieder. 
So drängt sich z.B. beim Begriff Biore­
gional ismus das „Europa der Regionen“ 
der CSU auf. Es dürfte sich allemal loh­
nen, die Bücher dieser Okkultistenban- 
de genauer in Augenschein zu nehmen, 
sich vor allem aber mit ihrer Anwend­
barkeit auf aktuelle Verhältnisse aus­

Titelbilder der Verbandszeitschrift des 
„Deutschen Freidenker-Verbandes e.V., 
Sitz Dortmund“. Bezug über Elmar Klevers, 
Postfach 102 112, 50461 Köln.

einanderzusetzen. Dazu gibt es Litera­
tur.

Perspektive: Aufklärung durch 
Seminare
Welche Perspektiven bieten Gugenber- 
ger und Schweidlenka? Ihnen geht es 
vor allem darum, wissenschaftlich zu 
untersuchen, warum sehr .viele Jugend­
liche ideologischen Rattenfängern zum 
Opfer fallen und von ihnen abhängig ge­
macht werden. Das hat seine Ursache, 
so die beiden Autoren, im mangelndem 
Vertrauen der Kinder zu ihren Eltern. 
Sind diese im Streß, hören den Kindern 
nicht zu oder beantworten keine Fragen, 
wenden sich die jungen Menschen an 
andere Bezugspersonen. Deshalb bieten 
die zwei Forscher Schulen und Jugend­
einrichtungen überparteiliche und ' 
überkonfessionelle Aufklärungsvorträ­
ge an, bei denen „es.nicht um eine ein­
seitige Aburteilung der Esoterik und der 
neuen Spiritualität geht, sondern um 
eine verantwortungsbewußte Unter­
scheidung der Chancen und Gefahren.“ 
(Zitat aus Kursbeschreibung). Ebenso 
sollen die Eltern nicht ausgeklammert 
werden; auch für sie gibt es die Chance, 
sich mit dieser Problematik auseinan­
derzusetzen. Gugenberger und 
Schweidlenka setzen auf eine individu­
elle Hilfe für Jugendliche und damit auf 
ein klärendes Gespräch im sogenannten 
„angstfreiem Raum“, in dem sie ohne 
Furcht vor Repressionen Gelegenheit 
bekommen, über ihre Wünsche, Ängste 
und Bedürfnisse zu reden.

Die Autoren bieten auch weitergehen­
de Seminare, meist Wochenendkurse, 
an, die sich mit Themenkreisen wie Mu­
sik und Okkultismus beschäftigen. Da­
bei werden auch Bereiche wie Drogen­
mißbrauch, Ekstase, New-Age-Musik 
und die Wirkung von volkstümlichen 
Klängen auf Menschen gestreift. Die Se­
minarteilnehmer arbeiten dabei in Ar­
beitsgruppen, tauschen sich am Ende im 
Plenum aus. Es gibt auch einen Semi­
narblock zum Thema „Esoterik, Mythos 
und Politik“, der das Werk der zwei Au­

toren „Die Fäc^en der 
Nomen“ zur Grund­
lage hat. In der Stei­
ermark soll ab Herbst 
außerdem ein Pilot­
projekt entstehen: 
Menschen, die bereits 
mit satanistischen 
Kreisen Erfahrungen 
gemacht haben, soll 
in Zusammenarbeit 
mit dem Landesju­
gendreferat und mit 
der Jugendbera­
tungsstelle LOGO 
(jeweils Steiermark/ 
Österreich) kostenlo­
se Hilfe und anonyme 
Beratung ermöglicht 
werden. Wichtig sei 
vor allem, so die bei­
den Wissenschaftler, 
jungen Menschen 
Selbstbewußtsein zu 
vermitteln und sie 

nicht in die Hände von Scharlatanen 
fallen zu lassen. Dazu gehört es auch, 
daß sie sich in der Gesellschaft zurecht­
finden und nicht dem allgemeinen Eso­
terikboom folgen. Den Grund für das 
Blühen solcher Strömungen glaubt 
Schweidlenka gefunden zu haben. „Die 
Leute sehnen sich nach einer heilen 
Welt. “(die, Joe, aus: Münchner Lokalberichte)
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